88. Beilage im Jahre 2020 zu den Sitzungsberichten des XXXI. Vorarlberger Landtages

Regierungsvorlage Beilage 88/2020 — Teil A: Gesetzestext

Regierungsvorlage

Gesetz
iiber Sozialleistungen fiir hilfsbediirftige Personen — Sammelgesetz

Der Landtag hat beschlossen:
Artikel I

Gesetz
iiber Sozialleistungen fiir hilfsbediirftige Personen
(Sozialleistungsgesetz — SLG)

1. Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

§1

Anwendungsbereich
(1) Dieses Gesetz regelt Sozialleistungen fiir hilfsbediirftige Personen.

(2) Sozialleistungen fiir hilfsbediirftige Personen sind staatliche Hilfen zur Fiithrung -eines
menschenwiirdigen Lebens.
(3) Hilfsbediirftig sind:

a) Personen, die den Bedarf fiir Lebensunterhalt und Wohnen, den Schutz bei Krankheit,
Schwangerschaft und Entbindung oder den Aufwand fiir die Bestattung nicht oder nicht
ausreichend selbst decken koénnen und dieser auch nicht von anderen Personen oder
Einrichtungen gedeckt wird;

b) Personen mit auergewdhnlichen Schwierigkeiten in den personlichen, familidren oder sozialen
Verhiltnissen, die nicht selbst oder mit Hilfe anderer Personen oder Einrichtungen bewaltigt
werden kdnnen.

(4) Bei Beurteilung der Hilfsbediirftigkeit ist Einkommen und Vermdgen insoweit nicht zu
beriicksichtigen, als dies in diesem Gesetz vorgesehen ist.

(5) Das Kinder- und Jugendhilfegesetz, das Chancengesetz, das Familienforderungsgesetz und das
Wohnbauférderungsgesetz werden durch dieses Gesetz nicht beriihrt.

(6) Die in diesem Gesetz verwendeten personenbezogenen Ausdriicke umfassen alle Geschlechter
gleichermalBen. Sie sind bei der Anwendung auf bestimmte Personen in einer fiir sie angemessenen Form
zu verwenden.

§2
Sozialleistungen
Sozialleistungen fiir hilfsbediirftige Personen umfassen:
a) Leistungen der Sozialhilfe (2. Abschnitt);
b) Leistungen der Grundversorgung (3. Abschnitt);
c¢) Leistungen bei Unterbringung in stationéren Einrichtungen (4. Abschnitt).



2. Abschnitt
Sozialhilfe

1. Unterabschnitt
Allgemeine Bestimmungen zur Sozialhilfe

§3
Ziele

Leistungen der Sozialhilfe sollen insbesondere

a) Armut und soziale Ausgrenzung bekdmpfen und vermeiden;

b) den allgemeinen Lebensunterhalt absichern und den Wohnbedarf befriedigen;
¢) integrationspolitische und fremdenpolizeiliche Ziele beriicksichtigen;

d) die Eingliederung bzw. Wiedereingliederung von hilfsbediirftigen Personen in das Erwerbsleben
und die optimale Funktionsfahigkeit des Arbeitsmarktes weitest moglich fordern.

§4

Bedarfsbereiche

(1) Leistungen der Sozialhilfe umfassen Geld- und Sachleistungen, die zur Absicherung des
allgemeinen Lebensunterhalts und zur Befriedigung des Wohnbedarfs gewéhrt werden; weiters auch
Geld- und Sachleistungen, die zur Unterstiitzung bei Krankheit, Schwangerschaft und Entbindung, in
besonderen Lebenslagen sowie im Todesfall gewéhrt werden.

(2) Der allgemeine Lebensunterhalt umfasst den regelméfBig wiederkehrenden Aufwand fiir
Nahrung, Bekleidung, Korperpflege sowie sonstige personliche Bediirfnisse wie die angemessene soziale
und kulturelle Teilhabe.

(3) Der Wohnbedarf umfasst den fiir die Gewihrleistung einer angemessenen Wohnsituation
erforderlichen regelmifBig wiederkehrenden Aufwand fiir Miete, Hausrat, Heizung und Strom, sonstige
allgemeine Betriebskosten und Abgaben; eine Wohnsituation ist angemessen, wenn sie ausreichend und
zweckméBig ist und das MaB3 des Notwendigen nicht iiberschreitet.

§5

Grundséatze

(1) Die Leistungen der Sozialhilfe sind nur hilfsbediirftigen Personen zu gewihren, die von einer
sozialen Notlage betroffen und bereit sind, sich in angemessener und zumutbarer Weise um die
Abwendung, Milderung oder Uberwindung dieser Notlage zu bemiihen.

(2) Die Leistungen der Sozialhilfe sind subsidiér und nur insoweit zu gewéhren, als der Bedarf nicht
durch eigene Mittel der hilfsbediirftigen Person oder dieser Person zustehende und einbringliche
Leistungen Dritter abgedeckt werden kann.

(3) Die Leistungen der Sozialhilfe sind von der dauerhaften Bereitschaft zum Einsatz der eigenen
Krifte, insbesondere der eigenen Arbeitskraft, und von aktiven, arbeitsmarktbezogenen Leistungen der
hilfsbediirftigen Person abhéngig.

(4) Die Leistungen der Sozialhilfe sind vorrangig als Sachleistungen zu gewéhren, soweit dadurch
die Erreichung der Ziele besser gewihrleistet erscheint. Leistungen fiir den Wohnbedarf sind, sofern dies
nicht unwirtschaftlich oder unzweckmifig ist, in Form von Sachleistungen zu gewdhren. Als
Sachleistung gilt auch die unmittelbare Entgeltzahlung an eine Person, die eine Sachleistung zugunsten
einer hilfsbediirftigen Person erbringt.

(5) Die Leistungen der Sozialhilfe sind abhingig von einem tatsichlichen und rechtméfigen
Aufenthalt in Vorarlberg. Sie konnen frithestens ab dem Zeitpunkt der erstmaligen Antragstellung
gewdhrt werden. Vor Eintritt bzw. nach Beendigung der Hilfsbediirftigkeit konnen Leistungen der
Sozialhilfe dann gewdhrt werden, wenn die Hilfsbediirftigkeit bzw. der neuerliche Eintritt der
Hilfsbediirftigkeit dadurch abgewendet werden kann.

2. Unterabschnitt
Voraussetzungen fiir Leistungen der Sozialhilfe
§6
Anspruchsberechtigte Personen
(1) Leistungen der Sozialhilfe sind unbeschadet zwingender volkerrechtlicher oder unionsrechtlicher

Verpflichtungen ausschlieBlich hilfsbediirftigen Personen mit Osterreichischer Staatsbiirgerschaft,
asylberechtigten und subsididr schutzberechtigten Personen (§§ 3 und 8 AsylG 2005), im Ubrigen —



vorbehaltlich des Abs. 2 — nur dauerhaft niedergelassenen Fremden zu gewidhren, die sich seit mindestens
fiinf Jahren ununterbrochen tatsdchlich und rechtméfig im Bundesgebiet aufhalten.

(2) Ist eine Gewidhrung von Leistungen der Sozialhilfe aufgrund volkerrechtlicher oder
unionsrechtlicher Vorschriften zwingend geboten, sind aufenthaltsberechtigte EU-/EWR-Biirger und
-Biirgerinnen, Schweizer Biirger und Biirgerinnen sowie Drittstaatsangehdrige vor Ablauf der Frist nach
Abs. 1 Personen mit Osterreichischer Staatsbiirgerschaft gleichgestellt; dies ist im Einzelfall nach
Anhorung der zustdndigen Fremdenbehdrde festzustellen.

(3) Leistungen der Sozialhilfe konnen nur hilfsbediirftigen Personen gewédhrt werden, die ihren
Hauptwohnsitz und ihren tatsdchlichen dauernden Aufenthalt in Vorarlberg haben.

(4) Keinen Anspruch auf Leistungen der Sozialhilfe haben:

a) asylwerbende Personen und sonstige Personen, die in den Anwendungsbereich des 3. Abschnittes
(Grundversorgung) fallen;

b) ausreisepflichtige Fremde;

c) Personen, die wegen einer oder mehrerer mit Vorsatz begangener gerichtlich strafbarer
Handlungen zu einer unbedingten Freiheitsstrafe von zumindest sechs Monaten verurteilt
wurden, fir den Zeitraum der VerbiiBung ihrer Strafthaft in einer Anstalt (§8 des
Strafvollzugsgesetzes).

(5) Hilfsbediirftigen Personen, die nicht unter Abs. 1 bis 3 fallen, konnen Leistungen im
Zusammenhang mit der Unterstiitzung bei Krankheit, Schwangerschaft und Entbindung (§ 12), in
besonderen Lebenslagen (§ 13) sowie zur Unterstiitzung im Todesfall (§ 14) gewahrt werden, soweit dies
aufgrund der persénlichen, familidren oder wirtschaftlichen Verhéltnisse dieser Person zur Vermeidung
von sozialen Hérten unbedingt erforderlich ist.

§7

Beriicksichtigung von eigenen Mitteln und Leistungen Dritter

(1) Bei der Bemessung von Leistungen der Sozialhilfe sind vorbehaltlich des § 8 alle zur Deckung
der eigenen Bedarfe zur Verfiigung stehenden eigenen Mittel — dazu z&hlt das gesamte verwertbare, in-
und ausléndische Vermdgen und Einkommen der hilfsbediirftigen Person — und Leistungen Dritter zu
beriicksichtigen. Nicht zur Verfligung stehen Mittel, die nachweislich zur Erfiillung gesetzlicher
Unterhaltsverpflichtungen gegeniiber auBerhalb der Haushaltsgemeinschaft lebenden Personen verwendet
werden.

(2) Bedarfsdeckende Anspriiche gegen Dritte sind zu verfolgen, soweit dies nicht offenbar
aussichtslos oder unzumutbar ist. Die Zulédssigkeit einer unmittelbar erforderlichen Unterstiitzung bleibt
unberiihrt. Die Anspriiche sind dem Land auf Verlangen der Bezirkshauptmannschaft (§ 15) zur
Rechtsverfolgung zu tibertragen (§ 24).

(3) Zu den Leistungen Dritter zéhlen auch sédmtliche offentlichen Mittel zur Unterstiitzung des
allgemeinen Lebensunterhalts und des Wohnbedarfs sowie jener Teil des Einkommens der in
Haushaltsgemeinschaft lebenden unterhaltspflichtigen Angehodrigen bzw. des Lebensgefdhrten oder der
Lebensgefahrtin, der eine fiir diese Person gemill § 10 Abs. 2 vorgesehene Leistung iibersteigt.

(4) Leistungen, die der hilfsbediirftigen Person aufgrund des Arbeitslosenversicherungsgesetzes
1977 (AIVGQG) erbracht werden, sind auf Leistungen der Sozialhilfe anzurechnen. Anspriiche, die der
hilfsbediirftigen Person aufgrund des AIVG grundsitzlich zustehen, aber wegen eines dieser Person
zurechenbaren Fehlverhaltens verloren gehen, diirfen hochstens im Ausmall von 50 % des
Differenzbetrages durch Leistungen der Sozialhilfe ausgeglichen werden.

§8
Ausnahmen von der Beriicksichtigung
von eigenen Mitteln und Leistungen Dritter

(1) Bei der Bemessung von Leistungen der Sozialhilfe sind die Familienbeihilfe (§ 8 des
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967) und die familienbezogenen Absetzbetrdge gemaf § 33 Abs. 3 bis
4 des Einkommensteuergesetzes 1988 nicht zu beriicksichtigen; dies gilt auch fiir Heizkostenzuschiisse,
die aus offentlichen Mitteln gewdhrt werden.

(2) Weiters sind freiwillige Geldleistungen der freien Wohlfahrtspflege oder Leistungen von Dritten,
die ohne rechtliche Verpflichtung erbracht werden, nicht zu beriicksichtigen, es sei denn, diese
Leistungen werden bereits flir einen ununterbrochenen Zeitraum von vier Monaten gewéhrt oder
erreichen ein solches AusmaB, dass keine Leistungen der Sozialhilfe mehr erforderlich wéren.



(3) Weiters nicht zu beriicksichtigen sind das Pflegegeld oder andere pflegebezogene Leistungen,
sofern es sich dabei nicht um Einkommen der betreuenden bzw. pflegenden Person handelt, Opferrenten
nach dem Opferfiirsorgegesetz, Grundrenten fiir Beschédigte nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz,
die Beschidigtenrente nach dem  Heeresversorgungsgesetz, Entschddigungen nach dem
Kriegsgefangenenentschiadigungsgesetz sowie Rentenleistungen nach dem Heimopferrentengesetz. Die
Landesregierung kann mit Verordnung nach § 26 weitere nicht zu beriicksichtigende 6ffentliche Mittel
zur Deckung von Sonderbedarfen festlegen.

(4) Fiir hilfsbediirftige Personen, die eine Erwerbstatigkeit ausiiben, kann mit Verordnung nach § 26
festgelegt werden, dass ein bestimmter Teil des monatlich erzielten Nettoeinkommens als Freibetrag,
allenfalls auch nur fiir eine bestimmte Zeit, nicht zu beriicksichtigen ist; fiir Personen, die erst wahrend
des Bezuges von Leistungen der Sozialhilfe eine Erwerbstitigkeit aufnehmen, ist ein solcher Freibetrag
vorzusehen. Der Freibetrag darf 25% des aus der Erwerbstitigkeit erzielten monatlichen
Nettoeinkommens nicht iibersteigen und nicht linger als zwolf Monate gewéhrt werden; Personen, die
trotz vorgeriickten Alters oder trotz starker Beschrankung ihrer Erwerbsfdhigkeit unter Aufwendung
besonderer Tatkraft einem Erwerb nachgehen, kann ein solcher Freibetrag auch {iber zwolf Monate
hinaus eingerdumt werden.

(5) Das Vermdgen der hilfsbediirftigen Person unterliegt keiner Beriicksichtigung oder Verwertung,

a) wenn dadurch eine Notlage erst ausgeldst, verlingert oder deren Uberwindung gefihrdet werden
konnte; dies gilt fiir Gegenstinde, die zur Erwerbsausiibung oder Befriedigung angemessener
geistig-kultureller Bediirfnisse erforderlich sind, fiir Gegensténde, die als angemessener Hausrat
anzuschen sind sowie flir Kraftfahrzeuge, die berufsbedingt oder aufgrund besonderer Umsténde
(wie insbesondere eine Behinderung oder eine unzureichende Infrastruktur) erforderlich sind;

b) wenn dieses der Deckung des unmittelbaren Wohnbedarfes der antragstellenden Person oder
ihrer unterhaltsberechtigten Angehorigen dient (Wohnvermdgen); nach drei unmittelbar
aufeinander folgenden Jahren eines Leistungsbezugs konnen Leistungen der Sozialhilfe als
Darlehen gewihrt und eine grundbiicherliche Sicherstellung der Ersatzforderung vorgenommen
werden, sofern dies nicht eine besondere Hirte darstellen wiirde;

c) soweit das verwertbare Vermogen einen Wert von 600 % des Netto-Ausgleichszulagenrichtsatzes
fiir Alleinstehende nicht {ibersteigt.

§9
Einsatz der Arbeitskraft und Teilnahme an integrationsféordernden Mafinahmen
(1) Volle Leistungen der Sozialhilfe setzen die dauernde Bereitschaft zum Einsatz der eigenen
Arbeitskraft und zu aktiven, arbeitsmarktbezogenen Leistungen voraus.

(2) Das Erfordernis nach Abs. 1 gilt nicht fiir hilfsbediirftige Personen, die

a) das Regelpensionsalter nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz (ASVG) erreicht
haben;

b) Betreuungspflichten gegeniiber Kindern haben, welche das dritte Lebensjahr noch nicht vollendet
haben, und keiner Beschiftigung nachgehen konnen, weil keine geeigneten
Betreuungsmoglichkeiten bestehen;

¢) pflegebediirftige Angehorige (§ 123 ASVG), welche ein Pflegegeld mindestens der Stufe 3, bei
nachweislich demenziell erkrankten oder minderjéhrigen pflegebediirftigen Personen mindestens
ein Pflegegeld der Stufe 1 (§ 5 des Bundespflegegeldgesetzes) beziehen, iiberwiegend betreuen;

d) Sterbebegleitung oder Begleitung von schwersterkrankten Kindern (§§ 14a und 14b des
Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetzes) leisten;

e) in einer bereits vor Vollendung des 18. Lebensjahres begonnenen und zielstrebig verfolgten
Erwerbs- oder Schulausbildung stehen;

f) in einer nach Vollendung des 18. Lebensjahres begonnenen und zielstrebig verfolgten
Ausbildung, die den Pflichtschulabschluss oder den erstmaligen Abschluss einer Lehre zum Ziel
hat, stehen;

g) von Invaliditit oder Berufsunfahigkeit betroffen sind; oder

h) aus vergleichbar gewichtigen, besonders beriicksichtigungswiirdigen Griinden am Einsatz ihrer
Arbeitskraft gehindert sind.

(3) Volle Leistungen der Sozialhilfe setzen bei den vom Geltungsbereich des Integrationsgesetzes
erfassten Personen die Bereitschaft zur Einhaltung der Pflichten gemdB den §§ 6 Abs. 1, 7 Abs. 1 bzw.
16¢ Abs. 1 des Integrationsgesetzes voraus.



3. Unterabschnitt
Leistungen der Sozialhilfe
§ 10
Monatliche Leistungen fiir Lebensunterhalt und Wohnbedarf

(1) Leistungen der Sozialhilfe zur Absicherung des allgemeinen Lebensunterhaltes und zur
Befriedigung des Wohnbedarfs werden in Form von Sachleistungen oder monatlicher, zwolf Mal im Jahr
gebiihrender pauschaler Geldleistungen gewéhrt. Sachleistungen sind im Ausmal ihrer angemessenen
Bewertung auf Geldleistungen anzurechnen. Die Leistungen gebiihren nur nach Mallgabe der zu
berticksichtigenden eigenen Mittel und Leistungen Dritter (§§ 7 und 8).

(2) Die Summe der Sach- und Geldleistungen nach Abs. 1 betrdgt — vorbehaltlich der Abs. 4 bis 9 —
pro Person und Monat bezogen auf den Netto-Ausgleichszulagenrichtsatz fiir Alleinstehende
a) fiir eine alleinstehende oder alleinerziehende Person ............ccoceevieiiienininiicicceceee 100 %

b) fiir in Haushaltsgemeinschaft lebende volljdhrige Personen, fiir die kein Anspruch
auf Familienbeihilfe besteht

1. pro leistungsberechtigter PerSON. .........ccieiieiiiieriieiecie ettt 70 %

2. ab der dritten leistungsberechtigten Person .........c.ccecueevevienininiiininienicicncncseeeeceeeeenen 45 %
c) fir in Haushaltsgemeinschaft lebende volljéhrige Personen, fiir die ein Anspruch

auf Familienbeihilfe DeSteht ...........cooiiiiiiiiii e 45 %

d) fiir in Haushaltsgemeinschaft lebende unterhaltsberechtigte minderjahrige Personen,
fiir die ein Anspruch auf Familienbeihilfe besteht

1. pro minderjahriger PerSOM .......ccccuiviiiiiiiirieieiecen ettt 27 %
2. ab der vierten minderjahrigen Person.........c..coeviiiririeieiiininncrcceee e 17 %
3. ab der siebten minderjahrigen Person...........cccvevvieiiiiiiiieiiereeic e 12%

— soweit es sich dabei um unterhaltsberechtigte minderjihrige Personen handelt, die

in Haushaltsgemeinschaft mit einer alleinerziechenden Person leben, erhdhen sich

diese Leistungen pro minderjéhriger Person um 3 %;
e) fiir in Haushaltsgemeinschaft lebende unterhaltsberechtigte minderjahrige Personen,

fiir die kein Anspruch auf Familienbeihilfe besteht ..............ccoocveviiiieiiinciininiecieeee e 45 %
f) zuziiglich eines Zuschlages in Hohe von 18 % pro volljdhriger oder minderjéhriger

Person mit Behinderung (§ 40 Abs. 1 und 2 des Bundesbehindertengesetzes).

(3) Als alleinerziehend gelten Personen, die ohne Ehepartner oder Ehepartnerin, eingetragenen
Partner oder eingetragene Partnerin bzw. Lebensgefdhrten oder Lebensgefdhrtin mit zumindest einer
anderen Person in Haushaltsgemeinschaft leben, gegeniiber der sie zur Obsorge bzw. zur Erziechung
berechtigt sind oder waren, soweit fiir diese Person ein Anspruch auf Familienbeihilfe besteht. Eine
Haushaltsgemeinschaft bilden mehrere in einer Wohneinheit oder Wohngemeinschaft lebende Personen,
soweit eine ginzliche oder teilweise gemeinsame Wirtschaftsfiihrung nicht aufgrund besonderer
Umstiande ausgeschlossen werden kann.

(4) Die Leistungen gemél Abs. 2 sind im Ausmall von 60 % zur Absicherung des allgemeinen
Lebensunterhaltes und im AusmaBl von 40 % zur Befriedigung des Wohnbedarfs zu gewéhren. Die
Landesregierung kann durch Verordnung gemél § 26 fiir jene Fille, in denen der Bedarf fiir den
allgemeinen Lebensunterhalt oder das Wohnen nicht oder nicht in vollem Umfang gegeben ist,
entsprechend geringere Sétze festlegen.

(5) Kann der Wohnbedarf mit dem fiir den Wohnbedarf bestimmten Ausmall gemi3 Abs. 4 nicht
befriedigt werden, ist auf Antrag oder von Amts wegen eine Wohnkostenpauschale zu gewdhren. Dabei
werden zur Befriedigung des gesamten Wohnbedarfs Sachleistungen im Ausmal} von bis zu 70 % der
Leistungen gemal Abs. 2 erbracht und pauschal mit 40 % bewertet.

(6) Die Landesregierung kann durch Verordnung nach § 26 festlegen, dass anstelle einer nach Abs. 4
oder 5 zu gewidhrenden Sachleistung flir wiederkehrenden Aufwand fiir Hausrat, Heizung und Strom
sowie sonstige allgemeine Betriebskosten und Abgaben eine, allenfalls auch pauschalierte, Geldleistung
gewihrt werden kann. Dies unter der Voraussetzung, dass eine Sachleistung unwirtschaftlich oder
unzweckméfig wire und die Erreichung der Ziele der Sozialhilfe nicht gefdhrdet wird.

(7) Fir die Personengruppen nach Abs. 2 lit. b bzw. d sind die fiir den allgemeinen Lebensunterhalt
sowie einen allfalligen Wohnkostenanteil gemill Abs. 6 vorgesehenen Geldleistungen rechnerisch
gleichmiBig auf die einzelnen hilfsbediirftigen Personen der jeweiligen Gruppe aufzuteilen.



(8) Die Summe der tatsdchlich gewdhrten Geldleistungen gemill Abs.2 bis 7, die volljéhrigen
hilfsbediirftigen Personen innerhalb einer Haushaltsgemeinschaft zur Verfiigung stehen soll, ist pro
Haushaltsgemeinschaft mit maximal 175 % des Netto-Ausgleichszulagenrichtsatzes fiir Alleinstehende
begrenzt. Bei Uberschreitung der Grenze sind die Geldleistungen pro volljahriger hilfsbediirftiger Person
in dem zur Vermeidung der Grenziiberschreitung erforderlichen Ausmal} anteilig zu kiirzen. Von der
anteiligen Kiirzung ausgenommen sind Geldleistungen

a) im Ausmall von 20 % des Netto-Ausgleichszulagenrichtsatzes fiir Alleinstehende pro Person

bzw. jedenfalls im AusmalB jener Geldleistungen, wie sie im Rahmen der Grundversorgung nach
dem 3. Abschnitt gebiihren;

b) an hilfsbediirftige Personen, die nach § 9 Abs. 2 vom Erfordernis der dauernden Bereitschaft zum

Einsatz der eigenen Arbeitskraft und zu aktiven, arbeitsmarktbezogenen Leistungen
ausgenommen sind;

c) an hilfsbediirftige Personen in therapeutischen Wohngemeinschaften, deren Wohnplatz im
Rahmen der Integrationshilfe finanziert wird, sowie an hilfsbediirftige Personen in
Krisenbetreuungs- oder betreuten Wohnungsloseneinrichtungen.

(9) Subsididr schutzberechtigten Personen sind zur Absicherung des allgemeinen Lebensunterhaltes
und zur Befriedigung des Wohnbedarfs ausschlieflich Leistungen zu gewédhren, die das Niveau der
Grundversorgung nach dem 3. Abschnitt nicht iibersteigen.

§ 11
Zusatzleistungen zur Vermeidung besonderer Hiirtefille

Sofern es im Einzelfall zur Vermeidung besonderer Hértefalle notwendig ist, konnen zusétzliche
Sachleistungen zur Absicherung des allgemeinen Lebensunterhalts oder zur Abdeckung auBerordentlicher
Kosten des Wohnbedarfs gewahrt werden, soweit der tatsdchliche Bedarf durch pauschalierte Leistungen
gemdB § 10 nicht abgedeckt ist und dies von der hilfsbediirftigen Person im Einzelnen nachgewiesen
wird.

§12
Unterstiitzung bei Krankheit, Schwangerschaft und Entbindung

(1) Fiir hilfsbediirftige Personen, die Leistungen der Sozialhilfe gemél § 10 beziehen, ist zur
Unterstiitzung bei Krankheit, Schwangerschaft und Entbindung der Beitrag fiir die gesetzliche
Krankenversicherung durch Einbeziehung in die Krankenversicherung gemif3 § 9 ASVG zu iibernehmen.
Weiters sind die Kosten bei Kostenbeteiligungspflichten und Selbstbehalten, die fiir medizinisch
notwendige MaBnahmen im Rahmen der gesetzlichen Krankenversicherung anfallen, zu iibernehmen.

(2) Soweit die Einbeziehung einer hilfsbediirftigen Person in die gesetzliche Krankenversicherung
nicht moglich ist, weil sie keine Leistungen der Sozialhilfe geméf § 10 bezieht, sind die Kosten fiir
zweckmifige MafBnahmen zur Feststellung und Heilung von Krankheiten sowie fiir die im
Zusammenhang mit einer Schwangerschaft und der Entbindung stehenden notwendigen medizinischen
Malnahmen zu tragen.

13
Unterstiitzung in be§sonderen Lebenslagen
(1) Die Unterstiitzung in besonderen Lebenslagen umfasst Hilfen zur Bewiltigung von
auergewohnlichen Schwierigkeiten in den personlichen, familidren oder sozialen Verhéltnissen eines
Menschen. Hiezu gehdren insbesondere
a) die Hilfe zur Schaffung einer wirtschaftlichen Lebensgrundlage;
b) die Familienhilfe;
¢) die Hilfe in psychosozialen Belastungssituationen;
d) die Hilfe fiir pflegebediirftige und betagte Menschen.

(2) Die Hilfe zur Schaffung einer wirtschaftlichen Lebensgrundlage umfasst die Erlangung einer den
Fahigkeiten und Neigungen der hilfsbediirftigen Person angemessenen Schulbildung, eine
Berufsausbildung, Um- und Nachschulung in Schulen, Betrieben, Lehrwerkstéitten oder &hnlichen
Einrichtungen, sowie die Beschaffung oder Sicherung eines Arbeitsplatzes.

(3) Die Hilfe fiir Familien umfasst MaBBnahmen zur Unterstiitzung anlédsslich der Geburt eines
Kindes in Form einer Geldleistung im Ausmall von 57 % des Netto-Ausgleichzulagenrichtsatzes fiir
Alleinstehende pro Kind sowie solche, die der Weiterfiihrung des Haushaltes, der Erhaltung eines
geordneten Familienlebens und der sozialen Eingliederung von Familien dienen.



(4) Die Hilfe in psychosozialen Belastungssituationen umfasst die psychosoziale Betreuung und
Beratung zum Zweck der Stabilisierung in schwierigen Lebenslagen.

(5) Die Hilfe fiir pflegebediirftige Menschen umfasst MalBnahmen, die aufgrund ihrer
Pflegebediirftigkeit notwendig sind und auBlerhalb stationdrer Pflegeeinrichtungen erbracht werden
konnen. Als pflegebediirftig ist anzusehen, wer aufgrund einer korperlichen, geistigen oder psychischen
Behinderung einschlieBlich einer Sinnesbehinderung der Betreuung und Pflege bedarf. Die Hilfe fiir
betagte Menschen umfasst Maflnahmen zur Bewiltigung altersbedingter Schwierigkeiten.

§ 14
Unterstiitzung im Todesfall

(1) Die Unterstiitzung im Todesfall umfasst die Kosten einer einfachen Bestattung. Anstelle und bis
zur Hohe der Kosten einer einfachen Bestattung sind die Kosten fiir eine allfillige Riickfiihrung zu
iibernehmen.

(2) Die Leistung zur Unterstiitzung im Todesfall gemdl Abs. 1 wird der verstorbenen Person
gewihrt.

4. Unterabschnitt
Verfahren

§ 15
Art des Verfahrens,
Zustindigkeit

(1) Uber die Gewihrung von Leistungen der Sozialhilfe, deren Einschrinkung und Entfall sowie
iiber den Kostenersatz fiir Leistungen der Sozialhilfe und Ersatzanspriiche Hilfe leistender Dritter ist von
der Bezirkshauptmannschaft im Verwaltungsweg zu entscheiden, soweit sich aus Abs. 2 nichts anderes
ergibt.

(2) Die Gewihrung von Leistungen fiir hilfsbediirftige Personen zur Vermeidung von Hirteféllen
(§ 6 Abs. 5), von Leistungen zur Unterstiitzung in besonderen Lebenslagen (§ 13) und Leistungen zur
Unterstiitzung im Todesfall (§ 14) sowie deren Einschrinkung wund Entfall obliegt der
Bezirkshauptmannschaft fiir das Land als Triger von Privatrechten; wenn es im Interesse der
ZweckmalBigkeit, Einfachheit und Raschheit gelegen ist, kann anstelle der Bezirkshauptmannschaft die
Landesregierung die Leistung gewdhren. Weiters ist die Bezirkshauptmannschaft zur Beurkundung von
Vergleichen nach § 23 Abs. 2 und die Geltendmachung der nach § 24 auf das Land iibergegangenen
Rechtsanspriiche zustéindig. Auch obliegt ihr die Geltendmachung von Kostenersatzanspriichen aufgrund
von staatsrechtlichen Vereinbarungen gegeniiber anderen Lindern. Entsteht ein Streitfall iiber die
Verpflichtung Vorarlbergs zum Kostenersatz aufgrund von staatsrechtlichen Vereinbarungen mit anderen
Léandern, hat die Landesregierung im Verwaltungsweg zu entscheiden.

(3) Die ortliche Zustindigkeit der Bezirkshauptmannschaft richtet sich nach dem Hauptwohnsitz der
hilfsbediirftigen Person, in Ermangelung eines solchen nach deren tatsédchlichen dauernden Aufenthalt;
fiir obdachlose Personen ist jene Bezirkshauptmannschaft zustindig, fiir deren Sprengel eine
Hauptwohnsitzbestitigung im Sinne von § 19a des Meldegesetzes 1991 vorliegt. Bei Fehlen eines
Hauptwohnsitzes oder eines tatsédchlichen dauernden Aufenthalts bestimmt sich die ortliche Zustandigkeit
nach dem letzten Hauptwohnsitz bzw. letzten Aufenthalt der hilfsbediirftigen Person.

(4) Bei Gefahr im Verzug hat jede Bezirkshauptmannschaft die in ihrem 6rtlichen Wirkungsbereich
notwendigen und unaufschiebbaren Mafinahmen zu treffen und sodann das Verfahren zur Weiterfithrung
der nach Abs. 3 zustdndigen Bezirkshauptmannschaft abzutreten; ist das Verfahren bereits abgeschlossen,
hat sie die getroffenen Mainahmen mitzuteilen.

§ 16
Informationspflicht,
Mitwirkungspflichten

(1) Die Bezirkshauptmannschaft (§ 15) hat die hilfsbediirftige Person der jeweiligen Sachlage
entsprechend iiber mogliche Leistungen der Sozialhilfe sowie iiber Moglichkeiten zur Uberwindung der
sozialen Notlage bzw. zur nachhaltigen sozialen Stabilisierung zu informieren, zu beraten und anzuleiten.

(2) Die hilfsbediirftige Person ist verpflichtet, an der Feststellung des mafigeblichen Sachverhaltes
mitzuwirken. Im Rahmen der Mitwirkungspflicht sind die zur Durchfiihrung des Verfahrens
unerldsslichen Angaben zu machen und die dafiir erforderlichen Urkunden oder Unterlagen beizubringen;
dazu zdhlen auch die zur Beurteilung der Einkommens- und Vermdgensverhéltnisse der hilfsbediirftigen
Person erforderlichen Urkunden oder Unterlagen.



(3) Die hilfsbediirftige Person hat sich den fiir die Entscheidungsfindung unerlisslichen
Untersuchungen zu unterziehen.

(4) Der Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin einer hilfsbediirftigen oder ersatzpflichtigen Person hat
der Bezirkshauptmannschaft (§ 15) auf Ersuchen innerhalb angemessener Frist iiber alle Tatsachen, die
das Beschiftigungsverhéltnis einer hilfsbediirftigen oder ersatzpflichtigen Person betreffen, Auskunft zu
erteilen, soweit diese Information unabdingbare Voraussetzung zur Feststellung der Hohe einer Leistung
oder eines Kostenersatzes ist.

§17
Einleitung des Verfahrens

(1) Leistungen der Sozialhilfe zur Absicherung des allgemeinen Lebensunterhaltes und zur
Befriedigung des Wohnbedarfs (§§ 10 und 11) werden nur auf Antrag der hilfsbediirftigen Person
gewihrt. Werden der Bezirkshauptmannschaft (§ 15) Umstinde bekannt, die eine Anderung dieser
Leistung erforderlich machen, kann diese auch von Amts wegen titig werden.

(2) Leistungen der Sozialhilfe zur Unterstiitzung bei Krankheit, Schwangerschaft und Entbindung
(§ 12), in besonderen Lebenslagen (§ 13) und im Todesfall (§ 14) werden auf Antrag der hilfsbediirftigen
Person oder von Amts wegen gewéhrt.

(3) Jede hilfsbediirftige Person kann im eigenen Namen Leistungen der Sozialhilfe beantragen. Die
allgemeinen Regelungen iiber die Stellvertretung bleiben unberiihrt.

(4) Volljahrige hilfsbediirftige Personen konnen Leistungen der Sozialhilfe auch im Namen der in
Haushaltsgemeinschaft lebenden, ihnen gegeniiber unterhaltsberechtigten oder mit ihnen in einer Ehe
oder ehedhnlichen Gemeinschaft lebenden Personen beantragen.

(5) Antrdge auf Leistungen der Sozialhilfe konnen bei der Bezirkshauptmannschaft (§ 15) oder der
Gemeinde, in der die hilfsbediirftige Person ihren Hauptwohnsitz und ihren tatsichlichen dauernden
Aufenthalt hat, eingebracht werden.

§18
Entscheidungsfrist, Beschwerde,
Unwirksamkeit des Beschwerdeverzichts

(1) Die Bezirkshauptmannschaft (§ 15) hat iiber den Antrag auf Gewidhrung von Leistungen der
Sozialhilfe ohne unnétigen Aufschub, spitestens innerhalb von drei Monaten, zu entscheiden. Uber einen
Antrag auf eine unmittelbar erforderliche Bedarfsdeckung einer Leistung nach den §§ 10, 11 oder 12 ist
sofort zu entscheiden; in den Fillen des § 6 Abs. 2 ist die Entscheidung mit schriftlichem Bescheid
aufzuheben, falls sich nach Anhoérung der zustindigen Fremdenbehorde ergibt, dass eine
Anspruchsberechtigung nicht gegeben ist.

(2) Uber einen Antrag auf Gewihrung von Leistungen der Sozialhilfe zur Absicherung des
allgemeinen Lebensunterhaltes, zur Befriedigung des Wohnbedarfs sowie bei Krankheit,
Schwangerschaft und Entbindung ist mit schriftlichem Bescheid abzusprechen. Soweit dies zur
Sicherstellung der gesetzlichen Voraussetzungen erforderlich ist, kann der Bescheid unter Vorschreibung
von Auflagen, Bedingungen und Befristungen erlassen werden.

(3) Bescheide iiber die Leistungen der Sozialhilfe zur Absicherung des allgemeinen
Lebensunterhaltes und zur Befriedigung des Wohnbedarfs sind mit lingstens zwolf Monaten zu befristen,
es sei denn, die hilfsbediirftige Person ist dauerhaft erwerbsunfihig. Eine neuerliche Zuerkennung
befristeter Leistungen der Sozialhilfe ist zuldssig, wenn die Anspruchsvoraussetzungen weiterhin
vorliegen.

(4) Die hilfsbediirftige Person kann auf das Recht zur Einbringung einer Beschwerde an das
Landesverwaltungsgericht nicht verzichten. Eine Beschwerde der hilfsbediirftigen Person hat keine
aufschiebende Wirkung, soweit eine solche Wirkung zu deren Nachteil wére.

§19
Nachtriigliche Anderungen,
Uberpriifung
(1) Die  hilfsbedirftige  Person, die Leistungen der Sozialhilfe bezieht, hat der
Bezirkshauptmannschaft (§ 15) jede Anderung in den fiir die Weitergewdhrung der Leistungen
maBgebenden Verhiltnissen langstens binnen eines Monats anzuzeigen.

(2) Die Bezirkshauptmannschaft (§ 15) hat regelméBig die zur Beurteilung des Leistungsumfanges
erforderlichen tatsdchlichen Einkommens- und Vermdgensverhéltnisse von Personen, die Leistungen der



Sozialhilfe beziehen, zu liberpriifen und die RechtmiBigkeit des Bezugs sowie deren widmungskonforme
Verwendung sicherzustellen.

(3) Die Leistungen der Sozialhilfe sind einzustellen, wenn eine Voraussetzung fiir die
Leistungsgewdhrung wegfillt; dasselbe gilt auch, wenn die ortliche Zustindigkeit (§ 15 Abs. 3) aufgrund
eines Wohnsitzwechsels wegfillt. Die Einstellung von Leistungen hat schriftlich, im Fall, dass die
Leistungen im Verwaltungsweg gewéhrt wurden, mit schriftlichem Bescheid zu erfolgen.

(4) Die Leistungen der Sozialhilfe sind neu zu bemessen, wenn dies aufgrund geénderter Umstidnde
erforderlich ist; im Falle einer riickwirkenden Gewédhrung von anrechenbaren Einkiinften kann die
Neubemessung auch riickwirkend unter Gegenverrechnung mit laufenden Leistungen erfolgen. Die
Neubemessung von Leistungen hat schriftlich, im Fall, dass die Leistungen im Verwaltungsweg gewdhrt
wurden, mit schriftlichem Bescheid, erforderlichenfalls unter der Vorschreibung von Auflagen,
Bedingungen und Befristungen, zu erfolgen.

(5) Fiir nachtriigliche Anderungen aufgrund von Sanktionen gilt § 20.

§20
Sanktionen

(1) Die Leistungen der Sozialhilfe, ausgenommen die Unterstiitzung bei Krankheit, Schwangerschaft
und Entbindung, sind, im Fall des § 10 bezogen auf den dort genannten Prozentsatz, unter
Beriicksichtigung der VerhidltnisméBigkeit stufenweise um bis zu 50 % einzuschrénken, wenn seitens der
hilfsbediirftigen Person

a) der Pflicht gemal} § 7 Abs. 2 zur Verfolgung bedarfsdeckender Anspriiche gegen Dritte oder der
Mitwirkungspflicht gemél § 16 Abs. 2 oder 3 nicht nachgekommen wird;

b) keine Bereitschaft zum Einsatz der Arbeitskraft und zu aktiven, arbeitsmarktbezogenen
Leistungen besteht;

c¢) die Pflichten gemifl den §§ 6 Abs.1, 7 Abs.1 oder 16c Abs.1 des Integrationsgesetzes
schuldhaft verletzt werden; im Falle einer schuldhaften Pflichtverletzung gemal § 16¢ Abs. 1 des
Integrationsgesetzes sind die Leistungen der Sozialhilfe jedenfalls im Ausmall von 25 % iiber
einen Zeitraum von drei Monaten einzuschrinken;

d) Leistungen der Sozialhilfe unrechtméfig bezogen wurden, insbesondere aufgrund des
Verschweigens von Einkiinften bzw. sonstiger anrechnungspflichtiger Leistungen oder aufgrund
einer fehlerhaften oder unvollstindigen Angabe der eigenen Einkommens- und
Vermogensverhéltnisse; oder

e) Leistungen der Sozialhilfe zweckwidrig verwendet wurden.

(2) Eine iiber Abs. 1 hinausgehende Einschrinkung oder der Entfall der Leistungen der Sozialhilfe
sind nur ausnahmsweise und in besonders gravierenden Fillen zuldssig.

(3) Eine Einschriankung der Leistungen der Sozialhilfe nach Abs. 1 und 2 ist nur nach schriftlicher
Ermahnung zuléssig.

(4) Bei einer Sperre nach § 10 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977 konnen die Leistungen
der Sozialhilfe auch ohne vorhergehende schriftliche Ermahnung eingeschrénkt werden.

(5) Durch die Einschrinkung oder den Entfall der Leistungen der Sozialhilfe darf weder die
Deckung des Wohnbedarfes noch die Deckung des Lebensunterhaltes und des Wohnbedarfes
unterhaltsberechtigter Angehdriger beeintréchtigt werden.

(6) Sind die Leistungen der Sozialhilfe nach den Abs.1 und 2 einzuschrinken, hat die
Bezirkshauptmannschaft (§ 15) darliber mit schriftlichem Bescheid, erforderlichenfalls unter
Vorschreibung von Auflagen, Bedingungen und Befristungen, zu entscheiden.

§ 21
Kostenersatzpflicht der leistungsbeziehenden Person

(1) Eine Person, die Leistungen der Sozialhilfe bezieht oder bezogen hat, hat die hiefiir

aufgewendeten Kosten zu ersetzen, wenn

a) sie spater zu einem nicht aus eigener Erwerbstétigkeit erwirtschafteten Vermdgen gelangt;

b) sie ein Einkommen oder Vermogen besitzt, das zum Zeitpunkt der Gewédhrung der Leistung der
Sozialhilfe zu beriicksichtigen gewesen wire, der zustindigen Bezirkshauptmannschaft (§ 15)
aber nicht bekannt war;

c) sie gednderte Umstdnde entgegen § 19 Abs. 1 nicht angezeigt hat und aufgrund dessen eine zu
hoch bemessene Leistung bezogen hat; oder



d) die Leistungen der Sozialhilfe als Darlehen (§ 8 Abs. 5 lit. b) gewidhrt wurden und das Darlehen
zuriickzubezahlen ist.

(2) Der Ersatz der Kosten nach Abs. 1 darf insoweit nicht verlangt werden, als dadurch der Erfolg
der Sozialhilfe gefahrdet wiirde. Ist der zum Kostenersatz verpflichteten Person eine andere Art des
Ersatzes der Kosten nach Abs. 1 nicht zumutbar, so kann der Ersatz in angemessenen Teilbetragen
vorgeschrieben werden. Der Ersatz kann durch Gegenverrechnung mit laufenden Leistungen der
Sozialhilfe erfolgen.

(3) Die Verbindlichkeit zum Ersatz der Kosten nach Abs. 1 und 2 geht gleich einer anderen Schuld
auf den Nachlass {iber.

§22
Kostenersatzpflicht unterhaltspflichtiger Angehériger

(1) Die zum Unterhalt verpflichteten Angehdrigen, ausgenommen Eltern von volljahrigen Kindern,
Kinder, Grofeltern und Enkelkinder, haben im Rahmen ihrer Unterhaltspflicht die Kosten der Leistungen
der Sozialhilfe zu ersetzen.

(2) Die Landesregierung kann das Ausmal} des Ersatzes nach Abs. 1 durch Verordnung gemil § 26
herabsetzen, soweit dies erforderlich ist, um mit der Aufgabe der Sozialhilfe unvereinbare Ergebnisse
oder besondere Hérten zu vermeiden.

§23
Geltendmachung der Kostenersatzpflicht

(1) Die Bezirkshauptmannschaft (§ 15) kann den Ersatz der Kosten nach den §§ 21 und 22 nicht
mehr geltend machen, wenn seit dem Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Leistung der Sozialhilfe
gewihrt worden ist, in den Féllen des § 21 mehr als zehn Jahre und im Falle des § 22 mehr als drei Jahre
verstrichen sind, wobei fiir die Wahrung der Frist sinngemal die Regeln iiber die Unterbrechung der
Verjahrung (§ 1497 des Allgemeinen biirgerlichen Gesetzbuches) gelten. Ausgenommen hievon sind
grundbiicherlich sichergestellte Ersatzforderungen (§ 8 Abs. 5 lit. b).

(2) Uber den Kostenersatz nach §22 kénnen mit den kostenersatzpflichtigen Angehdrigen
Vergleiche abgeschlossen werden. Solchen Vergleichen kommt, wenn sie von der
Bezirkshauptmannschaft beurkundet werden, die Wirkung gerichtlicher Vergleiche (§ 1 Z. 15 der
Exekutionsordnung) zu.

B §24
Ubergang von Rechtsanspriichen

(1) Hat eine leistungsbeziehende Person fiir die Zeit, fiir die ihr Sozialhilfe gewdhrt wird, gegen
einen Dritten einen offentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen vermogensrechtlichen Anspruch zur
Deckung von Bediirfnissen, wie sie durch Leistungen der Sozialhilfe befriedigt werden, so kann die
Bezirkshauptmannschaft (§ 15) durch schriftliche Anzeige an den Dritten bewirken, dass der Anspruch
bis zur Hohe ihrer Aufwendungen fiir Leistungen der Sozialhilfe auf das Land als Trager der
Sozialleistungen fiir hilfsbediirftige Personen iibergeht.

(2) Die schriftliche Anzeige bewirkt mit ihrem Einlangen beim Dritten den Ubergang des
Anspruches fiir die Aufwendungen, die in der Zeit zwischen dem Einsatz und der Beendigung der
Leistungen der Sozialhilfe entstanden sind bzw. entstehen.

§25
Ersatzanspriiche Hilfe leistender Dritter

(1) Musste einer hilfsbediirftigen Person so dringend Hilfe gewidhrt werden, dass die
Bezirkshauptmannschaft (§ 15) nicht vorher benachrichtigt werden konnte, so sind demjenigen, der die
Hilfe geleistet hat, auf Antrag die Kosten zu ersetzen. Ausgenommen von einem solchen Ersatzanspruch
sind Fondskrankenanstalten (§ 2 lit. a Landesgesundheitsfondsgesetz) sowie Rettungsdienste und
anerkannte Rettungsorganisationen (§ 3 Rettungsgesetz).

(2) Ersatzfahig sind nur die Kosten, die innerhalb von fiinf Monaten vor ihrer Geltendmachung
entstanden sind. Nach diesem Zeitpunkt aufgewendete Kosten sind nur insoweit ersatzfihig, als sie noch
vor der Entscheidung iiber die Gewdhrung von Leistungen der Sozialhilfe aufgewendet wurden.

(3) Kosten nach Abs. 2 sind nur bis zu jenem Betrag zu ersetzen, der aufgelaufen wire, wenn die
Bezirkshauptmannschaft (§ 15) Leistungen der Sozialhilfe erbringen hétte miissen oder den die
Bezirkshauptmannschaft in Féllen des § 6 Abs. 5 geleistet hitte.
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5. Unterabschnitt
Verordnung der Landesregierung

§ 26
Die Landesregierung hat durch Verordnung erforderlichenfalls ndhere Bestimmungen zu diesem
Abschnitt zu erlassen, insbesondere iiber:
a) weitere Offentliche Mittel zur Deckung eines Sonderbedarfs, die bei der Bemessung von
Leistungen der Sozialhilfe nicht zu beriicksichtigen sind (§ 8 Abs. 3);
b) Hohe und Dauer des Freibetrages bei Ausiibung einer Erwerbstétigkeit (§ 8 Abs. 4);
c) Art, Form und Ausmal der Leistungen der Sozialhilfe:

1. bei nicht vorhandenem bzw. nur in geringem AusmaBl vorhandenem Bedarf fiir den
allgemeinen Lebensunterhalt oder das Wohnen (§ 10 Abs. 4);

2. bei Gewidhrung der Wohnkostenpauschale (§ 10 Abs. 5);

3. fiir regelméBig wiederkehrenden Aufwand fiir Hausrat, Heizung und Strom sowie sonstige
allgemeine Betriebskosten und Abgaben, wenn die Erbringung von Sachleistungen
unwirtschaftlich oder unzweckméfBig ist und die Erreichung der Ziele der Sozialhilfe nicht
gefahrdet wird (§ 10 Abs. 6);

. zur Vermeidung von Hartefillen (§ 11);

. bei Krankheit, Schwangerschaft und Entbindung (§ 12);

. zur Unterstiitzung in besonderen Lebenslagen (§ 13);

7. im Todesfall (§ 14);

d) die Umstédnde, unter denen eine schuldhafte oder eine entschuldbare Verletzung der Pflichten
gemal den §§ 6 Abs. 1, 7 Abs. 1 oder 16¢ Abs. 1 des Integrationsgesetzes vorliegt (§ 20 Abs. 1
lit. ¢);

e) die Herabsetzung des Ausmalles des Kostenersatzes durch unterhaltspflichtige Angehdrige,
soweit dies erforderlich ist, um mit der Aufgabe der Sozialhilfe unvereinbare Ergebnisse oder
besondere Harten zu vermeiden (§ 22 Abs. 2).

AN W K~

3. Abschnitt
Grundversorgung

1. Unterabschnitt
Voraussetzungen fiir Leistungen der Grundversorgung

§27
Anspruchsberechtigte Personen

(1) Leistungen der Grundversorgung sind hilfs- und schutzbediirftigen Fremden zu gewdhren, die zur
Zielgruppe der Grundversorgungsvereinbarung — Art. 15a B-VG zédhlen. Subsididr schutzberechtigte
Personen unterliegen allerdings nicht dem Anwendungsbereich dieses Abschnittes, sondern des
2. Abschnittes (Sozialhilfe).

(2) Leistungen der Grundversorgung konnen nur Fremden gewdhrt werden, die ihren Aufenthalt in
Vorarlberg haben.

§28
Beriicksichtigung von eigenen Mitteln und Leistungen Dritter

Die §§ 7 und 8 iiber die Beriicksichtigung und die Ausnahmen von der Beriicksichtigung von

eigenen Mitteln und Leistungen Dritter gelten sinngemas.

2. Unterabschnitt
Leistungen der Grundversorgung
§29
(1) Hilfs- und schutzbediirftige Fremde (§ 27) haben Anspruch auf die in den Art. 6 und 7 der

Grundversorgungsvereinbarung — Art. 15a B-VG vorgesehenen Leistungen. Die Leistungen gebiihren nur
nach Maligabe der zu beriicksichtigenden eigenen Mittel und Leistungen Dritter (§ 28).

(2) Im Falle einer Massenfluchtbewegung ist eine Beschrinkung der Leistungen nach Abs. 1
insoweit zuldssig, als die Befriedigung der Grundbediirfnisse nicht gefdhrdet ist und auf Art. 8 EMRK
Bedacht genommen wird.
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(3) Im Rahmen der Grundversorgung, vor allem der medizinischen Versorgung, ist auf ethnische
Besonderheiten und individuelle Bediirfnisse der betreuten Personen sowie die spezielle Situation von
schutzbediirftigen Personen und deren besondere Bediirfnisse — soweit als mdglich — Bedacht zu nehmen.
Als schutzbediirftig gelten insbesondere alleinstehende Frauen und minderjdhrige Personen,
alleinerziehende Personen mit Kindern, betagte Personen, Personen mit Behinderung, Opfer des
Menschenhandels, Personen mit schweren korperlichen Erkrankungen oder psychischen Storungen oder
solche, die Folter, Vergewaltigung oder sonstige schwere Formen psychischer, physischer oder sexueller
Gewalt erlitten haben.

(4) Sofern die Unterbringung als Sachleistung gewéhrt wird, sind etwaige besondere Bediirfnisse
von schutzbediirftigen Personen — soweit als moglich — zu beriicksichtigen und das Privat- und
Familienleben sowie die Einheit der Familie zu schiitzen. Vor allem sind minderjdhrige Personen nach
Moglichkeit und unter Beriicksichtigung des Kindeswohls zusammen mit ihren Eltern, anderen
Angehorigen oder sonst mit der Obsorge betrauten Personen unterzubringen; abhédngige volljéhrige
Personen mit besonderen Bediirfnissen sind nach Moglichkeit zusammen mit nahen volljdhrigen
Verwandten unterzubringen. Ein  Anspruch auf Unterbringung in einer bestimmten
Unterbringungseinrichtung besteht nicht.

(5) Personen in Unterbringungseinrichtungen ist der Kontakt zu Verwandten, Rechtsbeistéinden,
Beratern oder Beraterinnen sowie Vertretern oder Vertreterinnen des Amtes des Hohen
Fliichtlingskommissars der Vereinten Nationen (UNHCR) und anderen einschldgig titigen nationalen und
internationalen Organisationen sowie Nichtregierungsorganisationen, die sich um Fremde, insbesondere
asylwerbende Personen, kiimmern, zu ermdglichen. Insbesondere darf den genannten Personen bzw. den
Vertretern  oder  Vertreterinnen der genannten  Organisationen der Zugang zu den
Unterbringungseinrichtungen nicht verwehrt werden, ausgenommen dies wire ausnahmsweise aus
Griinden der Sicherheit der betreffenden R&umlichkeiten oder der Personen in den
Unterbringungseinrichtungen erforderlich.

3. Unterabschnitt
Verfahren
§ 30
Art des Verfahrens, Zustindigkeit

(1) Die Gewdhrung von Leistungen der Grundversorgung obliegt — vorbehaltlich des Abs. 2 — der
Landesregierung fiir das Land als Trager von Privatrechten.

(2) Die Bezirkshauptmannschaft hat im Verwaltungsweg mit Bescheid zu entscheiden, wenn

a) Leistungen nicht oder nicht in vollem Umfang gewdhrt werden, weil eine Hilfs- oder

Schutzbediirftigkeit nicht oder nicht in vollem Umfang gegeben ist;
b) Leistungen nach § 31 Abs. 3 abgelehnt, herabgesetzt oder unter Auflagen oder Bedingungen
gewihrt werden;

c) Leistungen nach § 34 Abs. 2 und 3 eingestellt oder herabgesetzt werden;

d) dies von der betreffenden Person beantragt wird; oder

e) Kostenersatzanspriiche geltend gemacht werden (§ 35).

(3) Bei der Beurteilung der ortlichen Zusténdigkeit der Bezirkshauptmannschaft ist § 15 Abs. 3 und
4 sinngemaf anzuwenden.

§ 31
Informationspflicht,
Mitwirkungspflichten

(1) Hilfs- und schutzbediirftige Fremde (§ 27) sind bei ihrer Ubernahme in die Grundversorgung
iiber die ihnen zustehenden Leistungen sowie die sie treffenden Verpflichtungen zu informieren; es ist
ihnen mitzuteilen, wo sie betreut werden, medizinische Versorgung in Anspruch nehmen kénnen und
welche Organisationen oder Personengruppen eine einschlégige Rechtsberatung leisten oder ihnen sonst

behilflich sind. Nach Moglichkeit haben alle Informationen schriftlich und in einer der betreffenden
Person versténdlichen Sprache zu erfolgen.

(2) Hilfs- und schutzbediirftige Fremde (§27) sind verpflichtet, an der Feststellung des
maligeblichen Sachverhaltes mitzuwirken. Im Rahmen der Mitwirkungspflicht sind die zur Durchfiihrung
des Verfahrens unerldsslichen Angaben zu machen und die dafiir erforderlichen Urkunden oder
Unterlagen beizubringen. Weiters hat sich die Person den fiir die Entscheidungsfindung unerlésslichen
Untersuchungen zu unterziehen.
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(3) Wird der Mitwirkungspflicht ohne triftigen Grund nicht nachgekommen, kdnnen die Leistungen
der Grundversorgung, ausgenommen der Schutz bei Krankheit, Schwangerschaft und Entbindung
(gesetzliche Krankenversicherung), unter Beriicksichtigung des Grundsatzes der VerhidltnismaBigkeit
abgelehnt, herabgesetzt oder unter Auflagen, Bedingungen und Befristungen gewéhrt werden. Auf die
Folgen der Verletzung der Mitwirkungspflicht ist nachweislich hinzuweisen.

(4) Die Auskunftspflicht des Arbeitgebers oder der Arbeitgeberin nach § 16 Abs. 4 gilt sinngemal.

§ 32
Einleitung des Verfahrens

(1) Leistungen der Grundversorgung werden auf Antrag oder von Amts wegen gewdhrt.

(2) Antrage auf Leistungen der Grundversorgung kénnen bei der Landesregierung (§ 30 Abs. 1) oder
der Bezirkshauptmannschaft (§ 30 Abs. 2 und 3) eingebracht werden.

(3) Der § 17 Abs. 3 und 4 gilt sinngemal.

§33
Entscheidungsfrist, Beschwerde,
Unwirksamkeit des Beschwerdeverzichts, Rechtsberatung und -vertretung

(1) Fiir Bescheide gemaf § 30 Abs. 2 gilt § 18 Abs. 1, 2 und 4 sinngema0.

(2) Im Falle einer Beschwerde gegen Bescheide gemidll § 30 Abs.2 lit.a bis ¢ kann von
asylwerbenden Personen unentgeltliche Rechtsberatung und -vertretung in Anspruch genommen werden.
Diese Rechtsberatung und -vertretung erfolgt durch unabhingige Organisationen, Personengruppen oder
Personen, die von der Landesregierung mit diesen Aufgaben betraut werden.

§34
Nachtrigliche Anderungen

(1) Hilfs- und schutzbediirftige Fremde (§ 27), die Leistungen der Grundversorgung beziehen, haben
der Bezirkshauptmannschaft jede Anderung in den fir die Weitergewdhrung der Leistungen
maBgebenden Verhiltnissen lingstens binnen eines Monats anzuzeigen.

(2) Die Leistungen der Grundversorgung sind einzustellen, wenn eine Voraussetzung fiir die
Leistungsgewéhrung wegfallt; dasselbe gilt auch, wenn die ortliche Zusténdigkeit (§ 30 Abs. 3) aufgrund
eines Wohnsitzwechsels wegfillt. Die Leistungen sind neu zu bemessen, wenn dies aufgrund geénderter
Umstinde erforderlich ist; der § 19 Abs. 4 gilt sinngemés.

(3) Hilfs- und schutzbediirftigen Fremden (§ 27) kann unter Beriicksichtigung des Grundsatzes der
VerhidltnismaBigkeit eine Leistung, ausgenommen der Schutz bei Krankheit, Schwangerschaft und
Entbindung (gesetzliche Krankenversicherung), auch dann eingestellt oder herabgesetzt werden, wenn
eine solche Person

a) die Aufrechterhaltung der Ordnung oder das Zusammenleben in einer Unterbringungseinrichtung
fortgesetzt und nachhaltig gefihrdet oder gegen diese eine Wegweisung wegen Gewalt in
Wohnungen ausgesprochen wurde;

b) innerhalb der Unterbringungseinrichtung einen gefahrlichen Angriff gegen Leben, Gesundheit
oder Freiheit begangen hat und aufgrund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, sic werde einen
weiteren solchen begehen; oder

c) wegen einer in Art. 2 Abs. 4 der Grundversorgungsvereinbarung — Art. 15a B-VG angefiihrten
strafbaren Handlung von einem ordentlichen Gericht verurteilt wurde.

(4) Die Leistungen der Grundversorgung fiir hilfs- und schutzbediirftige Fremde (§27), die
angehalten werden, ruhen fiir die Dauer der Anhaltung.

§ 35
Kostenersatzpflichten, Ubergang von Rechtsanspriichen, Ersatzanspriiche Hilfe leistender Dritter

Die §§ 21 bis 25 und § 26 lit. ¢ iiber Kostenersatzpflichten, die Herabsetzung des Ausmales des
Kostenersatzes, den Ubergang von Rechtsanspriichen sowie Ersatzanspriiche Hilfe leistender Dritter
gelten sinngemal.
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4. Abschnitt
Unterbringung in stationéiren Einrichtungen

1. Unterabschnitt
Allgemeine Bestimmungen zu den
Leistungen bei Unterbringung in stationiiren Einrichtungen

§ 36

Ziel
(1) Leistungen nach diesem Abschnitt sollen den Bedarf von hilfsbediirftigen Personen bei
Unterbringung in einer stationidren Betreuungs- oder Pflegeeinrichtung sicherstellen, soweit die

Unterbringung in einer stationdren Einrichtung aufgrund der sozialen Betreuungs- oder der
Pflegebediirftigkeit erforderlich ist.

(2) Eine stationdre Betreuungseinrichtung ist eine Einrichtung, die eigens gefiihrt wird, um jene
hilfsbediirftigen Personen sozial zu betreuen, deren Bedarf fiir Wohnen und allgemeinen Lebensunterhalt
ohne eine solche Betreuung nicht sichergestellt werden kann.

(3) Eine stationdre Pflegeeinrichtung ist eine eigens fiir die Pflege von pflegebediirftigen Personen
gefiihrte Einrichtung, in der dauernd Pflegepersonal zur Verfligung steht.

§ 37
Bedarfsbereiche

(1) Leistungen bei Unterbringung in stationdren Einrichtungen umfassen Sachleistungen fiir den in
den stationdren Einrichtungen anfallenden Bedarf fiir Wohnen, allgemeinen Lebensunterhalt und — im
Falle von stationdren Betreuungseinrichtungen — fiir soziale Betreuung sowie — im Falle von stationéren
Pflegeeinrichtungen — fiir Pflege der hilfsbediirftigen Person. Zur Abdeckung kleinerer personlicher
Bediirfnisse des allgemeinen Lebensunterhalts kommen auch Geldleistungen in Betracht.

(2) Weiters umfasst sind Geld- und Sachleistungen, die zur Unterstiitzung bei Krankheit,
Schwangerschaft und Entbindung, in besonderen Lebenslagen sowie im Todesfall gewdhrt werden.

§ 38
Grundsitze

(1) Leistungen bei Unterbringung in stationdren Einrichtungen sind hilfsbediirftigen Personen nur
insoweit zu gewihren, als sie aufgrund einer kdrperlichen, geistigen oder psychischen Behinderung
einschlieBlich einer Sinnesbehinderung einen sozialen Betreuungs- oder einen Pflegebedarf haben, der
eine Unterbringung in einer stationiren Betreuungs- oder Pflegeeinrichtung erforderlich macht.

(2) Leistungen bei Unterbringung in stationdren Einrichtungen sind nur insoweit zu gewihren, als
der Bedarf nicht durch eigene Mittel der hilfsbediirftigen Person oder dieser Person zustehende und
einbringliche Leistungen Dritter abgedeckt werden kann.

2. Unterabschnitt
Voraussetzungen fiir Leistungen bei
Unterbringung in stationiiren Einrichtungen
§ 39
Personenkreis

(1) Leistungen bei Unterbringung in stationdren Einrichtungen sind unbeschadet zwingender
volkerrechtlicher oder unionsrechtlicher Verpflichtungen ausschlieBlich hilfsbediirftigen Personen mit
oOsterreichischer Staatsbiirgerschaft, asylberechtigten und subsididr schutzberechtigten Personen (§§ 3 und
8 AsylG 2005), im Ubrigen — vorbehaltlich des Abs. 2 — nur dauerhaft niedergelassenen Fremden zu
gewdhren, die sich seit mindestens finf Jahren ununterbrochen tatsichlich und rechtmiBig im
Bundesgebiet authalten.

(2) Ist eine Gewdhrung von Leistungen bei Unterbringung in stationdren Einrichtungen aufgrund
volkerrechtlicher oder unionsrechtlicher Vorschriften zwingend geboten, sind aufenthaltsberechtigte EU-
/EWR-Biirger und -Biirgerinnen, Schweizer Biirger und Biirgerinnen sowie Drittstaatsangehdrige vor
Ablauf der Frist nach Abs. 1 Personen mit dsterreichischer Staatsbiirgerschaft gleichgestellt; dies ist im
Einzelfall nach Anhérung der zustindigen Fremdenbehodrde festzustellen.

(3) Anspruchsberechtigt sind nur Personen, die ihren Hauptwohnsitz und ihren tatsdchlichen
dauernden Aufenthalt in Vorarlberg haben, es sei denn, dass die Verlegung des Hauptwohnsitzes oder die
Anderung des dauernden Aufenthaltes durch die Gewdhrung von Leistungen nach diesem Abschnitt
bedingt ist.
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(4) Keinen Anspruch auf Leistungen bei Unterbringung in stationiren Einrichtungen haben:

a) asylwerbende Personen und sonstige Personen, die in den Anwendungsbereich des 3. Abschnittes
(Grundversorgung) fallen;

b) ausreisepflichtige Fremde.

(5) Hilfsbediirftigen Personen, die nicht unter Abs.1 bis 3 fallen, kdnnen Leistungen bei
Unterbringung in stationdren Einrichtungen gewéhrt werden, soweit dies aufgrund der personlichen,
familidren oder wirtschaftlichen Verhéltnisse dieser Personen zur Vermeidung von sozialen Hérten
unbedingt erforderlich ist.

§ 40
Beriicksichtigung von
eigenen Mitteln und Leistungen Dritter

(1) Die §§ 7 und 8 iiber die Beriicksichtigung und die Ausnahmen von der Beriicksichtigung von
eigenen Mitteln und Leistungen Dritter gelten sinngemaf mit folgenden Mafigaben:

a) abweichend von §7 Abs.1 ist das Vermdgen bei Unterbringung in stationdren
Pflegeeinrichtungen hinsichtlich Sachleistungen nach § 37 Abs. 1 nicht zu beriicksichtigen;

b) zu den Leistungen Dritter im Sinne des § 7 Abs. 3 zdhlen im Falle der Unterbringung in einer
stationdren Pflegeeinrichtung auch sdmtliche offentlichen Mittel zur Deckung des
Pflegeaufwandes;

c) der § 8 Abs. 1 und 3 gilt nicht.

(2) Die Landesregierung kann mit Verordnung nach §49 weitere Ausnahmen von der
Bertiicksichtigung von eigenen Mitteln und Leistungen Dritter vorsehen.

3. Unterabschnitt
Leistungen bei Unterbringung in stationiren Einrichtungen

§ 41

(1) Fiir hilfsbediirftige Personen ist der angemessene Aufwand zur Deckung des Bedarfs fiir
Wohnen, allgemeinen Lebensunterhalt und — im Falle von stationidren Betreuungseinrichtungen — fiir
soziale Betreuung sowie — im Falle von stationédren Pflegeeinrichtungen — fiir Pflege in einer stationéren
Einrichtung als Sachleistung an den Rechtstridger der Einrichtung zu zahlen.

(2) Zur Abdeckung kleinerer personlicher Bediirfnisse des allgemeinen Lebensunterhaltes ist — nach
Malgabe des Abs. 4 — der hilfsbediirftigen Person ein monatliches Taschengeld zu gewihren.

(3) Fiir Leistungen zur Unterstiitzung bei Krankheit, Schwangerschaft und Entbindung gilt § 12
sinngemaf. Fiir Leistungen zur Unterstiitzung in besonderen Lebenslagen sowie im Todesfall gelten die
§§ 13 und 14 sinngemal.

(4) Die Leistungen nach den Abs. 1 bis 3 gebiihren nur nach Maflgabe der zu beriicksichtigenden
eigenen Mittel und Leistungen Dritter (§ 40).

4. Unterabschnitt
Verfahren

§42
Art des Verfahrens, Zustindigkeit

(1) Uber die Gewihrung von Leistungen bei Unterbringung in stationdiren Einrichtungen, deren
Einschrinkung und Entfall sowie iiber den Kostenersatz fiir Leistungen bei Unterbringung in stationéren
Einrichtungen und Ersatzanspriiche Dritter ist von der Bezirkshauptmannschaft im Verwaltungsweg zu
entscheiden, soweit sich aus Abs. 2 nichts anderes ergibt.

(2) Die Gewidhrung von Leistungen zur Unterstiitzung in besonderen Lebenslagen und zur
Unterstiitzung im Todesfall (§ 41 Abs. 3 zweiter Satz in Verbindung mit den §§ 13 und 14) sowie von
Leistungen fiir hilfsbediirftige Personen zur Vermeidung von Hartefillen (§ 39 Abs.5), deren
Einschrinkung und Entfall obliegt der Bezirkshauptmannschaft fir das Land als Trdger von
Privatrechten; wenn es im Interesse der ZweckmaiBigkeit, Einfachheit und Raschheit gelegen ist, kann
anstelle der Bezirkshauptmannschaft die Landesregierung die Leistung gewidhren. Weiters ist die
Bezirkshauptmannschaft zur Beurkundung von Vergleichen nach § 47 in Verbindung mit § 23 Abs. 2
sowie flir die Geltendmachung der nach § 47 in Verbindung mit § 24 auf das Land iibergegangenen
Rechtsanspriiche zustdndig. Auch fiir die Geltendmachung von Kostenersatzanspriichen aufgrund von
staatsrechtlichen Vereinbarungen gegeniiber anderen Landern ist sie zustidndig. Entsteht ein Streitfall iiber
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die Verpflichtung Vorarlbergs zum Kostenersatz aufgrund von staatsrechtlichen Vereinbarungen mit
anderen Landern, hat die Landesregierung im Verwaltungsweg zu entscheiden.

(3) Bei der Beurteilung der ortlichen Zusténdigkeit der Bezirkshauptmannschaft ist § 15 Abs. 3
und 4 sinngemil anzuwenden.
§43
Informationspflicht,
Mitwirkungspflichten

Fiir die Informationspflicht der Behérde und die Mitwirkungspflichten der hilfsbediirftigen Person
und des Arbeitgebers bzw. der Arbeitgeberin gilt § 16 sinngemal.

§ 44
Einleitung des Verfahrens

(1) Leistungen bei Unterbringung in stationdren Einrichtungen werden auf Antrag oder von Amts
wegen gewahrt,

(2) Jede hilfsbediirftige Person kann im eigenen Namen Leistungen bei Unterbringung in stationéren
Einrichtungen beantragen. Die allgemeinen Regelungen iiber die Stellvertretung bleiben unberiihrt.

(3) Antrdge auf Leistungen bei Unterbringung in stationdren Einrichtungen konnen bei der
Bezirkshauptmannschaft (§ 42) oder der Gemeinde, in der die antragstellende Person ihren
Hauptwohnsitz und ihren tatsdchlichen dauernden Aufenthalt hat, eingebracht werden.

§45
Entscheidungsfrist, Beschwerde,
Unwirksamkeit des Beschwerdeverzichts

Fiir Bescheide gemif § 42 Abs. 1 gilt § 18 Abs. 1, 2 und 4 sinngemal.

) 346
Nachtriigliche Anderungen, Uberpriifung, Sanktionen

Fiir nachtriigliche Anderungen, die Uberpriifung und Sanktionen gelten die §§ 19 und 20 sinngeméB.

. § 47
Kostenersatzpflichten, Ubergang von Rechtsanspriichen, Ersatzanspriiche Hilfe leistender Dritter

Die §§ 21 bis 25 und § 26 lit. e {iber Kostenersatzpflichten, die Herabsetzung des Ausmales des
Kostenersatzes, den Ubergang von Rechtsanspriichen sowie Ersatzanspriiche Hilfe leistender Dritter
gelten sinngemdB mit der MaBgabe, dass das Vermodgen der hilfsbediirftigen Person nicht zu
beriicksichtigen ist.

§ 48
Fortsetzung des Verfahrens bei Tod der hilfsbediirftigen Person

(1) Ist ein Verfahren zur Gewdhrung von Leistungen bei Unterbringung in stationiren Einrichtungen
im Zeitpunkt des Todes der hilfsbediirftigen Person noch nicht abgeschlossen, so ist derjenige
Rechtstriger einer stationdren Einrichtung, in der die hilfsbediirftige Person untergebracht war, auf
Antrag zur Fortsetzung des Verfahrens berechtigt. Der Antrag ist binnen drei Monaten nach dem Tod der
hilfsbediirftigen Person zu stellen.

(2) Im fortgesetzten Verfahren sind hochstens jene Kosten zu ersetzen, die dem Rechtstriger, der
Hilfe geleistet hat, entstanden sind. Der Ersatz der Kosten ist weiters insofern beschridnkt, als der
verstorbenen Person Leistungen bei Unterbringung in einer stationiren Einrichtung gebiihrt hétten.

5. Unterabschnitt
Verordnung der Landesregierung
§ 49
Die Landesregierung hat durch Verordnung erforderlichenfalls ndhere Bestimmungen zu diesem
Abschnitt zu erlassen, insbesondere iiber:

a) den sozialen Betreuungs- bzw. den Pflegebedarf, der eine Unterbringung in einer stationdren
Betreuungs- oder Pflegeeinrichtung erforderlich macht (§ 38 Abs. 1);

b) weitere Ausnahmen von der Beriicksichtigung von eigenen Mitteln und Leistungen Dritter (§ 40
Abs. 2);

¢) welcher Aufwand bei Unterbringung in einer stationdren Einrichtung als angemessen gilt und als
Sachleistung an den Rechtstriger zu entrichten ist (§ 41 Abs. 1);
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d) das Ausmal des Taschengeldes (§ 41 Abs. 2) sowie Art, Form und Ausmal} der Leistungen bei
Krankheit, Schwangerschaft und Entbindung, zur Bewéltigung besonderer Lebenslagen sowie im
Todesfall (§ 41 Abs. 3);

e) die Herabsetzung des Ausmafles des Kostenersatzes durch unterhaltspflichtige Angehorige,
soweit dies erforderlich ist, um mit der Aufgabe nach diesem Gesetz unvereinbare Ergebnisse
oder besondere Harten zu vermeiden (§ 47 in Verbindung mit § 22 Abs. 2).

5. Abschnitt
Organisation

1. Unterabschnitt
Allgemeines zur Organisation

§ 50
Trager der Leistungen

Das Land ist Tréger der Sozialleistungen fiir hilfsbediirftige Personen und hat die Aufgaben nach
diesem Gesetz, soweit sie nicht ausdriicklich den Gemeinden oder dem Sozialfonds {ibertragen sind, zu
besorgen.

§ 51
Bezirkshauptmannschaft, Landesregierung

(1) Die Zustindigkeit der Bezirkshauptmannschaft oder der Landesregierung ergibt sich aus den
einzelnen Bestimmungen dieses Gesetzes, insbesondere aus den §§ 15, 30 und 42.

(2) Die zur Durchfiihrung dieses Gesetzes erforderlichen Verordnungen sind von der
Landesregierung nach Anhorung des Sozialfonds zu erlassen.

§52
Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege, sonstige private Einrichtungen

(1) Das Land (Bezirkshauptmannschaft oder Landesregierung) erbringt Sozialleistungen fiir
hilfsbediirftige Personen vielfach nicht unmittelbar selbst. Es zieht hiezu Einrichtungen der freien
Wohlfahrtspflege und andere Einrichtungen heran, sofern ein fachgerechtes Erbringen der Leistungen im
Sinne der Ziele und Grundsidtze dieses Gesetzes gewihrleistet ist; die Grundsdtze der Sparsamkeit,
Wirtschaftlichkeit und ZweckmaBigkeit sind zu beachten.

(2) Einrichtungen nach Abs. 1 haben bei ihrer Tétigkeit entsprechend geeignetes Personal
einzusetzen. Das Personal ist vertraglich zur Verschwiegenheit liber alle ausschlielich aus dieser
Tatigkeit bekannt gewordenen Tatsachen, an deren Geheimhaltung eine Person ein schutzwiirdiges
Interesse hat, zu verpflichten. Die Verschwiegenheitspflicht gilt nicht im Verhiltnis zum heranziehenden
Organ des Landes nach Abs. 1; auf Ersuchen des heranziehenden Organes haben die Einrichtungen die
zur Kontrolle der Einrichtungen und zur Abrechnung von Leistungen erforderlichen Daten nach § 69
Abs. 2 lit. ¢ zu iibermitteln; auch sonstige gesetzliche Mitteilungspflichten bleiben unberiihrt.

(3) Die Landesregierung hat sich in geeigneten Abstdnden davon zu iiberzeugen, ob das eingesetzte
Personal und die Ausstattung bei Einrichtungen nach Abs. 1 geeignet und das fachgerechte Erbringen der
Leistungen gewiahrleistet ist und ob den Grundsdtzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und
ZweckmaBigkeit entsprochen wird.

§53
Mitwirkung der Gemeinden in Verfahren
(1) Die Gemeinden sind unbeschadet der Bestimmung des § 19 Abs.2 des Gemeindegesetzes
verpflichtet, Antrdge entgegenzunchmen und unverziiglich an die zustindige Bezirkshauptmannschaft
weiterzuleiten, Erhebungen durchzufiihren und bei der Gewdhrung der Sozialleistungen mitzuwirken.

(2) Die Gemeinden konnen den nach Abs. 1 weiterzuleitenden Antrdgen eine Stellungnahme
anschlieBen, in der auch ein begriindeter Losungsvorschlag enthalten sein kann.

§ 54
Gemeinden, eigener Wirkungsbereich
(1) Den Gemeinden obliegt die drtliche Planung von Maflnahmen zur Vermeidung und Beseitigung
von Hilfsbediirftigkeit, insbesondere auch die ortliche Planung von integrationsfordernden Mafinahmen.
Die Gemeinden haben auf eine zweckméfige Zusammenarbeit jener Einrichtungen und Personen in der
Gemeinde, die soziale Dienstleistungen fiir Hilfsbediirftige erbringen, hinzuwirken.
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(2) Die Gemeinden haben bei ortlichen Planungen nach Abs. 1 auf Planungen des Landes und
benachbarter Gemeinden Bedacht zu nehmen; auf eine zweckmiBige regionale Zusammenarbeit mit
anderen Gemeinden ist hinzuwirken.

(3) Die in diesem Gesetz geregelten Aufgaben der Gemeinde, ausgenommen jene des § 53 Abs. 1,
sind solche des eigenen Wirkungsbereiches. Die im § 53 Abs. 2 geregelte Aufgabe ist vom Biirgermeister
zu besorgen.

§ 55
Mitwirkung von Bundesorganen und Dienststellen des Landes

(1) Die Sozialversicherungstréger, der Dachverband der Sozialversicherungstrager, das Bundesamt
fiir Soziales und Behindertenwesen (Sozialministeriumservice), der Osterreichische Integrationsfonds, die
Geschiftsstellen des Arbeitsmarktservice sowie die Justiz-, Abgaben-, Fremden- und Asylbehérden haben
auf Ersuchen der Behorde (§§ 15, 30 und 42) die zur Feststellung der Voraussetzungen und der Hohe
einer Leistung oder von Kostenersatzpflichten sowie zur Kontrolle eines rechtméBigen Leistungsbezugs
erforderlichen personenbezogenen Daten elektronisch zu iibermitteln, soweit ihr Wirkungsbereich
betroffen ist und eine Abfrageméglichkeit nach Abs. 4 nicht besteht. Erforderlich sind personenbezogene
Daten der hilfsbediirftigen Person betreffend

a) Name, Geburtsdatum und -ort, Sozialversicherungsnummer, Staatsangehérigkeit, Adresse,
Aufenthaltsort, Personenstand, Ausbildung und Beruf;

b) berufliche Verwendung, Arbeitgeber bzw. Arbeitgeberin, Einkommen sowie Beginn und Ende
des Beschiftigungsverhaltnisses;

¢) Art und Hohe der vom Arbeitsmarktservice erbrachten Leistungen, Beginn des Bezuges von
Leistungen durch das Arbeitsmarktservice und voraussichtlicher Gewihrungszeitraum,
Auszahlungszeitpunkt und Auszahlungshdhe, Beginn und Ende der Arbeitsuche (Vormerkzeit),
Datum und Grund der Einstellung des Leistungsbezuges bzw. des Endes der Vormerkung der
Arbeitsuche sowie Beginn, Ende und Art einer Sanktion (§§10, 11 oder 49
Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977);

d) andere finanzielle Leistungen, insbesondere Tagsétze, Familienbeihilfen und familienbezogene
Absetzbetrige,  Familienzuschldge, Beihilfen @ zu  Kurskosten, = MafBlnahmen  zur
Wiedereingliederung, Pflegegelder oder Pensionsbeziige;

e) sonstige personenbezogene Daten, soweit diese unabdingbare Voraussetzung fiir die Feststellung
der Anspruchsberechtigung, der Arbeitsfihigkeit, der Vermittelbarkeit am Arbeitsplatz oder der
Erfiillung der Pflichten nach dem Integrationsgesetz sind.

(2) Der Abs.1 gilt sinngeméf fiir personenbezogene Daten von Personen, die mit der
hilfsbediirftigen Person in Haushaltsgemeinschaft leben, soweit diese Daten fiir die Beurteilung der
Hilfsbediirftigkeit oder von Kostenersatzpflichten erforderlich sind.

(3) Der Abs. 1 gilt sinngemif fiir Dienststellen des Landes, denen einschlidgige personenbezogene
Daten aufgrund des Vollzugs anderer Vorschriften zur Verfiigung stehen.

(4) Die Behorde (§§ 15, 30 und 42) ist erméchtigt, soweit dies zur Feststellung der Voraussetzungen
und der Hohe einer Leistung, von Kostenersatzpflichten oder zur Kontrolle eines rechtméfigen
Leistungsbezugs erforderlich ist,

a) Transparenzportalabfragen durchzufiihren (§ 32 Abs. 6 Transparenzdatenbankgesetz 2012);
b) Verkniipfungsabfragen aus dem zentralen Melderegister auch nach dem alleinigen
Abfragekriterium des Wohnsitzes durchzufiihren (§ 16a Abs. 3 Meldegesetz 1991).

§ 56
Sozialfonds

Der Sozialfonds und insbesondere auch seine Aufgaben sind im 2. Unterabschnitt ndher geregelt.
2. Unterabschnitt
Sozialfonds

§ 57
Errichtung und Zweck des Sozialfonds

(1) Zur gemeinschaftlichen Finanzierung der Kosten der Sozialleistungen durch das Land und die
Gemeinden sowie zur Steuerung der Entwicklung dieser Kosten wird ein Fonds eingerichtet. Er fiihrt die
Bezeichnung ,,Sozialfonds*.

(2) Der Sozialfonds besitzt Rechtspersonlichkeit und hat seinen Sitz in Bregenz.

18



§ 58
Aufgaben des Sozialfonds

(1) Aufgaben des Sozialfonds sind:

a) die Tragung der Kosten der Sozialleistungen (§ 59 Abs. 1 bis 3);

b) die Beratung von Fragen, die fiir die Gestaltung der Sozialleistungen von allgemeiner Bedeutung
sind;

¢) die Erlassung von Richtlinien filir die Gewdhrung von Forderungen und sonstigen Zuschiissen an
Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege oder andere Einrichtungen nach § 52 Abs. 1 und an
Gemeinden sowie die Gewidhrung von Forderungen und sonstigen Zuschiissen an solche
Einrichtungen und an Gemeinden;

d) die Stellungnahme zu Entwiirfen von Verordnungen nach diesem Gesetz.

(2) Aufgabe des Sozialfonds ist es weiters, die Kosten der Forderung der 24-Stunden-Betreuung zu
tragen (§ 59 Abs. 4).

§ 59
Kostentragung

(1) Zu den Kosten der Sozialleistungen (§ 58 Abs. 1 lit. a) gehort der gesamte sich aus der
Besorgung der in diesem Gesetz geregelten Aufgaben des Landes ergebende Zweckaufwand. Dazu
zdhlen:

a) die Kosten von Leistungen der Sozialhilfe (2. Abschnitt);

b) die Kosten von Leistungen der Grundversorgung (3. Abschnitt);

¢) die Kosten von Leistungen bei Unterbringung in stationdren Einrichtungen (4. Abschnitt).

(2) Der Sozialfonds hat die Kosten der Sozialleistungen, die nicht durch Einnahmen nach Abs. 3
gedeckt sind, zu tragen. Er hat den Gemeinden im Falle der Mitwirkung bei der Gewidhrung der
Sozialleistungen (§ 53 Abs. 1) den hiedurch entstandenen Zweckaufwand vierteljahrlich im Nachhinein
zu ersetzen. Diese Kostenersdtze konnen mit den nach § 61 Abs. 4 zu leistenden Vorschiissen verrechnet
werden.

(3) Leistungen, die das Land aufgrund von Kostenersatzpflichten (insbesondere §§ 21 und 22), des
Ubergangs von Rechtsanspriichen (insbesondere § 24), der sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften
iiber die Beziehungen der Versicherungstriger zu den Tragern der Sozialleistungen und aufgrund von
staatsrechtlichen Vereinbarungen erhalten hat, sowie sonstige fiir Zwecke der Sozialleistungen bestimmte
Einnahmen des Landes sind in der durchlaufenden Gebarung dem Sozialfonds zu tiberweisen.

(4) Zu den Kosten der Forderung der 24-Stunden-Betreuung gehoren die Kosten, die das Land
aufgrund der staatsrechtlichen Vereinbarung iiber die gemeinsame Forderung der 24-Stunden-Betreuung
zu tragen hat.

§ 60
Mittel des Sozialfonds
(1) Der Sozialfonds erhélt seine Mittel aus
a) Beitrdgen des Landes;
b) Beitrdgen der Gemeinden;
c) Ertrégnissen aus dem Fondsvermogen;
d) sonstigen Einnahmen.

(2) Die Mittel des Sozialfonds sind unter Beachtung der Grundsidtze der ZweckmaéBigkeit,
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu verwalten.

§ 61
Beitrige des Landes und der Gemeinden

(1) Zu den vom Sozialfonds aufgrund seiner Aufgaben zu tragenden Kosten (§§ 58 und 59), die nicht
durch andere Einnahmen gedeckt sind, haben jéhrlich das Land einen Beitrag in Hohe von 60 % und die
Gemeinden einen Beitrag in Hohe von 40 % zu leisten.

(2) 50 % des Beitrages der Gemeinden nach Abs. 1 sind auf die einzelnen Gemeinden nach dem
prozentualen Anteil aufzuteilen, den die einzelne Gemeinde an der Summe der von allen Gemeinden
geleisteten Beitrage innerhalb des Zeitraums von zehn Jahren, der mit dem dem Beitragsjahr
zweitvorangegangenen Jahr endet, durchschnittlich pro Jahr als Beitrag geleistet hat.
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(3) 50 % des Beitrages der Gemeinden nach Abs. 1 sind auf die einzelnen Gemeinden nach deren
Finanzkraft aufzuteilen. Die Finanzkraft ist, mit Ausnahme des Betrages nach lit. c, unter Heranziehung
der Betrige der Finanzierungsrechnung des dem Beitragsjahr zweitvorangegangenen Jahres zu
berechnen; der Betrag nach lit. ¢ ist auf Basis jener Grundsteuermessbetrage zu berechnen, welche am 1.
Janner des zweitvorangegangenen Jahres der Berechnung der Grundsteuer zugrunde zu legen waren.
Folgende Betrige nach lit. a bis e sind zusammenzuzihlen:

a) Ertragsanteile an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben nach Abzug der Bedarfszuweisungen,
jedoch vor Abzug der Landesumlage;

b) 100 % der Ertragsanteile an der Spielbankabgabe;

¢) Grundsteuer von Steuergegenstinden gemill § 1 Abs. 2 des Grundsteuergesetzes 1955 unter
Zugrundelegung eines Hebesatzes von 500 %;

d) 100 % des Aufkommens an Kommunalsteuer;

e) Betrdge, welche die Gemeinde von anderen Gemeinden aufgrund von Betriebsansiedelungen
oder -erweiterungen zum Ausgleich fiir dadurch erlangte Vorteile oder dadurch geschaffene
Belastungen erhélt; die Zahlungen bediirfen einer schriftlichen Grundlage, aus der die Hohe und
der Zweck hervorgehen.

Von den Betridgen nach lit. a bis e sind Betrige im Sinne der lit. e, welche die Gemeinde zugunsten
anderer Gemeinden entrichtet, abzuziehen.

(4) Der Beitrag des Landes (Abs. 1) und die Beitragsanteile der Gemeinden (Abs. 2 bis 3) werden
mit Ablauf von zwei Monaten nach dem Einlangen der Mitteilung {iber die Aufteilung der Beitrdge auf
das Land und die einzelnen Gemeinden fillig. Das Land hat dem Sozialfonds jeweils bis zum 1. jeden
Monats des Beitragsjahres Vorschiisse in der Hohe je eines Zwdlftels des zu erwartenden Beitrages gegen
nachtrigliche Verrechnung zu iiberweisen. Die Gemeinden haben dem Fonds jeweils bis 31. Mérz,
30. Juni, 30. September und 31. Dezember des Beitragsjahres Vorschiisse in der Hohe je eines Viertels
des zu erwartenden Beitragsanteiles gegen nachtrigliche Verrechnung zu iiberweisen. Bei der
Berechnung der Vorschiisse ist vom Voranschlag des Sozialfonds auszugehen.

(5) Soweit dem Sozialfonds die finanzielle Bedeckung fehlt, hat das Land voriibergehend gegen
nachtrigliche Verrechnung mit seinen Vorschiissen und Beitrdgen die erforderlichen Mittel zur
Verfligung zu stellen.

(6) Uber Streitigkeiten hinsichtlich der Beitragspflicht entscheidet von Amts wegen oder auf Antrag
des Sozialfonds oder einer Gemeinde die Landesregierung mit Bescheid. Der Antrag ist spétestens sechs
Monate nach Entstehung der zu tragenden oder zu ersetzenden Kosten bzw. nach Einlangen der
Mitteilung iiber die Aufteilung der Beitrige und Vorschiisse auf das Land und die einzelnen Gemeinden
zu stellen.

§ 62
Organe des Sozialfonds
Organe des Sozialfonds sind:
a) das Kuratorium;
b) der oder die Vorsitzende des Kuratoriums;
¢) das zustdndige Mitglied der Landesregierung.
§ 63
Kuratorium
(1) Dem Kuratorium gehoren an:
a) die fiir die Angelegenheiten der Sozialleistungen, der Kinder- und Jugendhilfe und der
Integrationshilfe zustandigen Mitglieder der Landesregierung;
b) bis zu drei weitere von der Landesregierung entsandte Mitglieder, wobei die Mitglieder unter
Einrechnung jener nach lit. a nicht mehr als vier betragen diirfen;
c)vier von der Landesregierung nach Einholung eines Vorschlages des Vorarlberger
Gemeindeverbandes bestellte Mitglieder.

(2) Die Mitglieder nach Abs. 1 lit. b sind fiir die Dauer der Landtagsperiode, die Mitglieder nach
Abs. 1 lit. ¢ fiir die Dauer der durch die allgemeinen Gemeindevertretungswahlen bestimmten Periode zu
entsenden bzw. zu bestellen. Sie fithren ihre Geschéfte bis zur Entsendung bzw. Bestellung der neuen
Mitglieder weiter.
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(3) Fiir jedes Mitglied nach Abs. 1 lit. b und c ist in gleicher Weise ein Ersatzmitglied zu bestellen,
welches das Mitglied im Fall der Verhinderung oder Befangenheit vertritt. Die Vertretung der Mitglieder
nach Abs. 1 lit. a richtet sich nach der Geschéftsverteilung der Landesregierung.

(4) Vor Ablauf der Funktionsperiode erlischt die Mitgliedschaft (Ersatzmitgliedschaft) nach Abs. 1
lit. b und ¢ durch Verzicht, Tod oder Abberufung durch die Landesregierung.

(5) Dem Kuratorium obliegt die Verwaltung des Sozialfonds, soweit nicht fiir einzelne Aufgaben
etwas anderes bestimmt ist. In den Wirkungsbereich des Kuratoriums fallen insbesondere
a) die Festlegung der Fondsstrategie;

b) die Erstattung eines Vorschlages fiir die Festsetzung des Fondsbeitrages des Landes im
Landesvoranschlag;

¢) die Beschlussfassung iiber den Voranschlag einschlieBlich allfélliger Nachtriage;
d) die Beschlussfassung iiber den Rechnungsabschluss und den Tatigkeitsbericht;

e) die Aufteilung der Fondsbeitrige und -beitragsanteile auf das Land und die einzelnen
Gemeinden;

f) die Berechnung der an den Sozialfonds abzufiihrenden Vorschiisse;
g) die Antragstellung auf Entscheidung der Landesregierung (§ 61 Abs. 6);

h) die Beschlussfassung iiber die Bewilligung von Forderungen (§ 67 Abs.2) und sonstigen
Zuschiissen, soweit die Entscheidung hieriiber nicht dem oder der Vorsitzenden iibertragen ist;

i) die Bedeckung der Kosten, die aufgrund der staatsrechtlichen Vereinbarung {iber die gemeinsame
Foérderung der 24-Stunden-Betreuung vom Land zu tragen sind.

(6) Die Beschlussfahigkeit ist gegeben, wenn die Einladung ordnungsgemal erfolgt und mindestens
die Hilfte der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. Zu einem giiltigen Beschluss ist die einfache
Mehrheit der Stimmen erforderlich. Stimmenthaltung ist nicht zuldssig. Bei Stimmengleichheit
entscheidet die Stimme des oder der Vorsitzenden.

§ 64
Vorsitzender oder Vorsitzende

(1) Vorsitzender oder Vorsitzende des Kuratoriums ist jenes Mitglied der Landesregierung (§ 63
Abs. 1 lit. a), das durch die Landesregierung bestimmt wird.
(2) Dem oder der Vorsitzenden obliegen
a) die Vertretung des Sozialfonds nach aufien;
b) die Fithrung des Vorsitzes im Kuratorium;
c)die Leitung der Geschiftsfilhrung, soweit sie nicht dem zustindigen Mitglied der
Landesregierung vorbehalten ist (§ 65 lit. a);
d) die Erstattung von Berichten an das Kuratorium, soweit dies nicht dem zustindigen Mitglied der
Landesregierung vorbehalten ist (§ 65 lit. b).

(3) Der oder die Vorsitzende hat das Kuratorium nach Bedarf, mindestens jedoch zweimal jéhrlich,
zu Sitzungen einzuberufen. Eine Einberufung hat auch binnen drei Wochen zu erfolgen, wenn dies
mindestens drei Mitglieder unter gleichzeitiger Angabe des Grundes schriftlich verlangen.

(4) Der oder die Vorsitzende kann zu den Sitzungen des Kuratoriums erforderlichenfalls weitere
Fachleute beiziehen.

(5) Kann in dringenden Féllen der Beschluss des Kuratoriums nicht ohne Nachteil fiir die Sache oder
ohne Gefahr eines Schadens fiir den Sozialfonds abgewartet werden, so ist der oder die Vorsitzende
berechtigt, namens des Kuratoriums tétig zu werden.

(6) Verfiigungen geméfl Abs. 5 sind unter ausdriicklicher Berufung auf diese Bestimmung zu treffen
und von dem oder der Vorsitzenden dem Kuratorium in der ndchstfolgenden Sitzung unter einem eigenen
Tagesordnungspunkt zur Kenntnis zu bringen.

§ 65
Zustindiges Mitglied der Landesregierung

Dem fiir die Angelegenheiten der Sozialleistungen zustindigen Mitglied der Landesregierung

obliegen in dessen Bereich
a) die Vorbereitung und Durchfiihrung der vom Kuratorium zu fassenden Beschliisse;
b) die Erstattung von Berichten an das Kuratorium,;
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c¢) die Entscheidung iiber Ausgaben nach § 58 Abs. 1 lit. ¢, wenn sie im Einzelfall den Betrag nicht
iibersteigen, fiir den in sinngeméfBer Anwendung der Geschéftsordnung der Landesregierung eine
kollegiale Beschlussfassung notwendig ist; bei wiederkehrenden Leistungen an den gleichen
Empfanger obliegt dem genannten Mitglied der Landesregierung die Entscheidung, wenn die
Ausgaben in ihrer Gesamtheit diesen Betrag im Jahr nicht iibersteigen.

§ 66
Geschiftsfithrung, Geschiftsordnung

(1) Die Geschiftsfithrung des Sozialfonds obliegt dem Amt der Landesregierung.

(2) Die Landesregierung hat durch Verordnung eine Geschéftsordnung fiir den Sozialfonds zu
erlassen; diese hat insbesondere nihere Bestimmungen zu enthalten iiber
a) die Moglichkeit des Kuratoriums, zur Vorbereitung seiner Entscheidungen nach Bedarf auf
Dauer oder fallweise Ausschiisse einzurichten, denen neben einzelnen Mitgliedern des
Kuratoriums auch andere fachlich befdhigte Personen angehéren konnen;

b) die Einberufung der Sitzungen des Kuratoriums und allfélliger Ausschiisse;
¢) die Geschéftsbehandlung;
d) Art, Form und Inhalt der Berichtspflichten gegeniiber dem Kuratorium;

e) Form und Inhalt der Fondsstrategie, des Voranschlages, des Rechnungsabschlusses und des
Tatigkeitsberichtes sowie allenfalls weiterer zur Wahrnehmung des Aufsichtsrechtes (§ 68)
erforderlicher Unterlagen;

f) die Entschddigung fiir Zeitversaumnis und Fahrtkosten der Mitglieder (Ersatzmitglieder) des
Kuratoriums nach § 63 Abs.1 lit. ¢ und Abs.2 und, soweit sie weder Mitglieder der
Landesregierung noch Landesbedienstete sind, nach § 63 Abs. 1 lit. b.

(3) Mit Verordnung der Landesregierung nach Abs. 2 lit. a ist ein Strategieausschuss einzurichten,
dem jedenfalls die Beratung iiber die Festlegung der Fondsstrategie (§ 63 Abs. 5 lit. a) obliegt. Dem
Strategieausschuss miissen jeweils zu einem Drittel Vertreter oder Vertreterinnen des Landes, der
Gemeinden und von Einrichtungen im Sinne des § 52 Abs. 1 angehoren.

(4) Beschliisse des Kuratoriums sind von dem oder der Vorsitzenden zu veroffentlichen, soweit ihr
Inhalt fiir die Offentlichkeit von Bedeutung ist und nicht der Amtsverschwiegenheit unterliegt. Das
Kuratorium kann beschlie3en, dass bestimmte Beschliisse aus 6ffentlichen Riicksichten nicht verlautbart
werden diirfen.

§ 67
Forderungsverfahren

(1) Die Forderungswerber oder -werberinnen haben dem Sozialfonds oder von ihm beauftragten
Personen zur Beurteilung der Forderungswiirdigkeit auf Verlangen néhere Auskiinfte zu erteilen und die
erforderlichen Nachweise zu erbringen.

(2) Forderungen durch den Sozialfonds sind in Form von Forderungszusagen zu erteilen. Die
Forderungszusagen haben die Verpflichtung des Férderungsempfangers oder der Férderungsempféangerin
zu enthalten, dem Sozialfonds auf Verlangen Rechenschaft {iber die Verwendung der Férderung zu geben
sowie im Einzelfall eine Priifung an Ort und Stelle durch den Fonds oder von ihm beauftragte Personen
zu dulden.

§ 68
Aufsicht iiber den Sozialfonds

(1) Der Sozialfonds steht unter der Aufsicht der Landesregierung.

(2) Die Landesregierung hat das Recht, die Gebarung des Sozialfonds auf ihre Wirtschaftlichkeit,
Sparsamkeit und ZweckméiBigkeit sowie auf die ziffernméBige Richtigkeit und die Ubereinstimmung mit
den bestehenden Vorschriften sowie der Fondsstrategie zu tiberpriifen.

(3) Der Sozialfonds hat der Landesregierung auf Verlangen alle zur Ausiibung der
Gebarungskontrolle erforderlichen Auskiinfte zu erteilen, Biicher, Belege und sonstige Behelfe
vorzulegen und Einschauhandlungen zu ermdglichen.

(4) Die Fondsstrategie und deren Anderungen sind der Landesregierung ohne unnétigen Aufschub
vorzulegen. Spitestens fliinf Monate nach Ablauf eines jeden Geschiftsjahres hat der Sozialfonds der
Landesregierung den Rechnungsabschluss und einen Tétigkeitsbericht vorzulegen.

(5) Die Fondsstrategiec und deren Anderungen, der Voranschlag, der Rechnungsabschluss und der
Tétigkeitsbericht des Sozialfonds bediirfen der Genehmigung der Landesregierung.
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(6) Die Landesregierung hat dem Landtag jdhrlich den Rechnungsabschluss und den
Tatigkeitsbericht des Sozialfonds zur Kenntnis zu bringen. Eine Ausfertigung des Rechnungsabschlusses
und des Tétigkeitsberichtes ist dem Vorarlberger Gemeindeverband zu {ibermitteln.

6. Abschnitt
Schlussbestimmungen

§ 69
Verarbeitung personenbezogener Daten

(1) Die Landesregierung und die Bezirkshauptmannschaften sind im Rahmen der Vollziehung dieses
Gesetzes ermichtigt, personenbezogene Daten wie folgt automationsunterstiitzt zu verarbeiten:

a) Daten nach Abs. 2 lit. a und b, soweit dies zur Feststellung der Voraussetzungen und der Hohe
einer zu gewidhrenden Leistung, von Kostenersatzpflichten oder zur Kontrolle -eines
rechtmifigen Leistungsbezugs erforderlich ist;

b) Daten nach Abs. 2 lit. ¢, soweit dies zur Feststellung der Eignung von Einrichtungen der freien
Wohlfahrtspflege und anderer Einrichtungen nach § 52 Abs.1 oder zur Kontrolle solcher
Einrichtungen nach § 52 Abs. 3 einschlieBlich der Abrechnung von Leistungen erforderlich ist;

c) Daten nach Abs. 2 lit. a bis ¢, soweit dies zur Abrechnung von Leistungen, Zuschiissen u.dgl. mit
anderen Organen und Einrichtungen erforderlich ist;

d) Daten nach Abs.2 lit. a bis c, soweit dies fiir Bedarfs- und Entwicklungsplanungen von
Sozialleistungen erforderlich ist;

e) Daten nach Abs.2 lit.a bis ¢, soweit dies fiir statistische Zwecke einschlieBlich des
Berichtswesens erforderlich ist.

(2) Folgende personenbezogene Daten diirfen nach MaBigabe des Abs. 1 verarbeitet werden:

a) Daten der hilfesuchenden bzw. hilfsbediirftigen Person sowie der mit dieser in
Haushaltsgemeinschaft lebenden Personen:

1

8.
9.
10.
11.
12.

. Identifikationsdaten;
2. Personenstandsdaten;

3.

4. Daten iiber Sprachkenntnisse, Integrationsverpflichtungen und aktive arbeitsmarktbezogene

Adress- und Meldedaten,;

Leistungen;

. Daten zu Arbeitsfihigkeit und zu Art und Umfang einer Behinderung oder der Betreuungs-

und Pflegebediirftigkeit;

. Daten zu Sozialversicherungsverhiltnissen;
. Einkommens- und Vermogensdaten einschlieBlich gesetzlicher Unterhaltsverpflichtungen

gegeniiber aulerhalb der Haushaltsgemeinschaft lebenden Personen;
Daten iiber soziale Verhéltnisse;

Daten {iber Wohnungsaufwand,

Daten iiber Leistungsbezug nach diesem Gesetz;
Bankverbindungsdaten;

Daten iiber sonstige fiir die Gewdhrung von Leistungen nach diesem Gesetz sowie die
Erfiillung von gesetzlichen Berichtspflichten maBgebliche Tatsachen und Verhéltnisse.

b) Daten der zum Unterhalt verpflichteten Angehorigen im Sinne der lit. a, ausgenommen Daten
nach Z. 4 und 10.

c) Daten von Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege und anderer Einrichtungen nach § 52
Abs. 1:

1.

Identifikationsdaten;

2. Daten tiber Art und Ausmal} der angebotenen und erbrachten Leistungen;
3.
4. Daten iiber Auslastung, Zahl der Klienten und Klientinnen, Anzahl der Mitarbeitenden u.dgl.

Daten tiber die Abrechnung von Leistungen;

(Strukturdaten);

. Daten nach lit. a iiber die betreuten Klienten und Klientinnen sowie der diesen gegeniiber

erbrachten Leistungen;

. sonstige Daten, die zur Kontrolle solcher Einrichtungen nach § 52 Abs. 3 oder zur Erfiillung

gesetzlicher Berichtspflichten benétigt werden.
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(3) Die Landesregierung und die Bezirkshauptmannschaften sind ermichtigt, die von ihnen
ermittelten personenbezogenen Daten nach Abs. 1 sowie Daten nach § 12 des Chancengesetzes, § 40 des
Kinder- und Jugendhilfegesetzes und § 40 des Bundes-Kinder- und Jugendhilfegesetzes 2013 unter
Beachtung der zuldssigen Verarbeitungszwecke gemeinsam zu verarbeiten. In diesem Fall nehmen sie,
sofern nichts anderes vereinbart ist, jeweils fiir ihren Bereich die sich aus der Verordnung (EU) 2016/679
(Datenschutz-Grundverordnung) ergebenden Pflichten wahr, insbesondere was die Rechte der von der
Verarbeitung betroffenen Personen betrifft. Anlaufstelle fir die betroffenen Personen ist die
Landesregierung.

(4) Die Einrichtungen, die vom Land nach § 52 Abs. 1 herangezogen werden, sind zur Verarbeitung
personenbezogener Daten nach Abs. 2 lit. ¢ erméchtigt, soweit diese unabdingbare Voraussetzung fiir die
Erfillung der ihnen iibertragenen Aufgaben sind oder zur Kontrolle dieser Einrichtungen bendtigt
werden.

(5) Die Ubermittlung von Daten nach Abs. 1 an Organe und Dienststellen des Bundes im Sinne des
§ 55 Abs. 1, Organe und Dienststellen des Landes und der Gemeinden sowie Einrichtungen der freien
Wohlfahrtspflege und andere Einrichtungen nach § 52 Abs. 1 ist zulédssig, soweit die personenbezogenen
Daten unabdingbare Voraussetzung fiir die Erfiillung der diesen iibertragenen Aufgaben sind.

(6) Die Landesregierung und die Bezirkshauptmannschaften, die Einrichtungen nach Abs. 4 sowie
die Organe und Dienststellen des Landes und der Gemeinden nach Abs. 5 haben technische und
organisatorische Vorkehrungen zu treffen, die den Schutz der Geheimhaltungsinteressen der betroffenen
Personen garantieren. Als solche Vorkehrungen sind insbesondere der Schutz der Daten vor unbefugtem
Zugriff und die Verschliisselung der Daten bei der Ubermittlung in &ffentlichen Netzen vorzusehen.

§70
Strafbestimmungen
(1) Eine Verwaltungsiibertretung begeht, wer
a) vorsétzlich durch unwahre Angaben oder durch Verschweigen wesentlicher Umsténde
Sozialleistungen fiir hilfsbediirftige Personen in Anspruch nimmt;
b) der Auskunftspflicht (§§ 16 Abs. 4, 31 Abs. 4, 43) oder der Pflicht zur Anzeige nachtréglicher
Anderungen (§§ 19 Abs. 1, 34 Abs. 1, 46) nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt; oder
c¢) gegen Auflagen verstoBit, die in einem Bescheid gemal § 18 Abs. 2, § 19 Abs. 4, § 33 Abs. 1,
§ 45 oder § 46 vorgeschrieben wurden.

(2) Der Versuch ist strafbar.
(3) Verwaltungsiibertretungen sind mit einer Geldstrafe bis zu 1.000 Euro zu ahnden.

§71
Abgabenfreiheit

In den Angelegenheiten dieses Gesetzes sowie fiir die Ausstellung von Zeugnissen, sonstigen
Bestitigungen und Beglaubigungen, soweit sie in einem Verfahren auf Gewéhrung von Sozialleistungen
fir  hilfsbediirftige = Personen  verwendet werden sollen, sind keine Landes- und
Gemeindeverwaltungsabgaben zu entrichten.

§72
Verfiigungsbeschrinkungen

Anspriiche auf Sozialleistungen flir hilfsbediirftige Personen diirfen weder gepfiandet noch
verpfandet werden.

§73
Inkrafttretens- und Ubergangsbestimmungen

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Janner 2021 in Kraft.

(2) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt das Mindestsicherungsgesetz, LGBIL.Nr. 64/2010,
Nr. 34/2012, Nr.44/2013, Nr. 118/2015, Nr.37/2017, Nr.17/2018, Nr.37/2018, Nr.39/2019 und
Nr. 19/2020, auler Kraft.

(3) Verordnungen aufgrund dieses Gesetzes konnen von dem der Kundmachung dieses Gesetzes
folgenden Tag an erlassen werden; sie diirfen jedoch frithestens mit diesem Gesetz in Kraft treten.
Verordnungen aufgrund dieses Gesetzes konnen auch riickwirkend zum 1. Jdnner 2021 erlassen werden.

(4) Alle am 1. Janner 2021 anhéngigen, noch nicht rechtskriftig abgeschlossenen Verfahren sind,
soweit sie Leistungen fiir die Zeit vor dem 1. Janner 2021 betreffen, — unbeschadet des Abs. 4 — nach den
bisher geltenden Vorschriften des Mindestsicherungsgesetzes zu beenden.
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(5) Bescheide, mit  denen  Leistungen der  Mindestsicherung gemd §5  des
Mindestsicherungsgesetzes unbefristet oder mit einer Bewilligungsdauer iiber den 1. Juni 2021 hinaus
gewdhrt wurden, sind von Amts wegen mit Wirkung vom 1. Juni 2021 an die neue Rechtslage
anzupassen. Leistungen der Mindestsicherung nach dem Mindestsicherungsgesetz, die vom Land als
Tréger von Privatrechten gewéhrt wurden, treten spétestens mit Ablauf des 31. Mai 2021 aufler Kraft.

(6) Die  Bestimmungen dieses  Gesetzes {iber nachtrigliche = Anderungen  (§ 19),
Kostenersatzpflichten, die Herabsetzung des AusmaBes des Kostenersatzes, den Ubergang von
Rechtsanspriichen, Ersatzanspriiche Hilfe leistender Dritter (§§ 21 bis 25, 26 lit. e, 35 und 47), den
Sozialfonds (2. Unterabschnitt des 5. Abschnitts), die Verarbeitung personenbezogener Daten (§ 69) und
Verfiigungsbeschrankungen (§ 72) gelten sinngemél flir Sozialleistungen (Mindestsicherung) und deren
Kosten, die vor dem 1. Jdnner 2021 nach der bis dorthin geltenden Rechtslage des
Mindestsicherungsgesetzes gewéhrt wurden bzw. entstanden sind.

(7) Der § 61 Abs.3 gilt mit der Maligabe, dass fiir jene Beitragsjahre, fiir die noch keine
Finanzierungsrechnung des zweitvorangegangenen Jahres vorliegt, folgende Betrige der Berechnung
zugrunde zu legen sind: Fiir den Betrag nach lit. a ist auf jene Ertragsanteile nach Abzug der
Bedarfszuteilungen, jedoch vor Abzug der Landesumlage abzustellen, die der Gemeinde im
zweitvorangegangenen Jahr zustanden. Die Betrége nach lit. b, d und e sind dem Rechnungsabschluss des
zweitvorangegangenen Jahres der Gemeinde zu entnehmen.

Artikel 11

Das Landesumlagegesetz, LGBIL.Nr. 39/1998, in der Fassung LGBLNr. 25/2001, Nr. 52/2006,
Nr. 25/2008 und Nr. 29/2017, wird wie folgt geéndert:

1.Im § 3 Abs. 2 wird die Wortfolge ,durch die Heranziehung folgender Betrige™ durch die Wortfolge
,» » mit Ausnahme des Betrages nach lit. a, unter Heranziehung der Betrdge der Finanzierungsrechnung™
ersetzt, nach dem Wort ,ermittelt der Doppelpunkt durch einen Strichpunkt ersetzt und die Wortfolge
»der Betrag nach lit. a ist auf Basis jener Grundsteuermessbetridge zu berechnen, welche am 1. Janner des
zweitvorangegangenen Jahres der Berechnung der Grundsteuer zugrunde zu legen waren. Folgende
Betrige sind fiir die Ermittlung heranzuziehen:* eingefiigt.

2. Der § 5 lautet:

»§ 3

§ 3 Abs.2 in der Fassung LGBLNr. xx/xxxx gilt mit der Maligabe, dass zur Berechnung der
Finanzkraft fiir jene Jahre, fiir die noch keine Finanzierungsrechnung des zweitvorangegangenen Jahres
vorliegt, die Betrdge nach lit. b bis d dem Rechnungsabschluss des zweitvorangegangenen Jahres der
Gemeinde zu entnehmen sind.*

Artikel I11

Das Wohnbauforderungsgesetz, LGBI.Nr. 31/1989, in der Fassung LGBI.Nr. 7/1992, Nr. 21/1993,
Nr. 49/1996, Nr. 2/2002, Nr. 9/2006, Nr. 1/2008, Nr. 25/2011, Nr. 17/2015, Nr. 78/2017, Nr. 13/2018 und
Nr. 37/2018, wird wie folgt gedndert:

Im § 20 Abs. 1 wird im ersten Satz nach dem Wort ,werden* der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt
und die Wortfolge ,,davon ausgenommen ist die Abtretung zur Sicherung von Anspriichen durch die in
Vorleistung getretene Sozialhilfebehorde.“ eingefiigt sowie im zweiten Satz das Wort ,,Sie“ durch das
Wort ,Forderungen® ersetzt.

Artikel IV

Das Spitalgesetz, LGBL.Nr. 54/2005, in der Fassung LGBIL.Nr. 7/2006, Nr. 67/2008, Nr. 63/2010,
Nr. 7/2011, Nr. 27/2011, Nr. 8/2013, Nr. 14/2013, Nr. 44/2013, Nr. 46/2013, Nr. 10/2015, Nr. 10/2018,
Nr. 37/2018, Nr. 19/2020 und Nr. 24/2020, wird wie folgt gedndert:

1. Im Art. I § 49 Abs. 4 wird die Wortfolge ,,der Mindestsicherung* durch den Ausdruck ,,des Sozialfonds
(5. Abschnitt 2. Unterabschnitt des Sozialleistungsgesetzes)® ersetzt.

2.Im Art. I § 57 Abs. 6 wird das Wort ,Mindestsicherung durch die Wortfolge ,,Sozialleistungen fiir
hilfsbediirftige Personen® ersetzt.
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3. In der Uberschrift des Art. 1 § 58 wird das Wort ,Mindestsicherungstriger” durch die Wortfolge
»Irager der Sozialleistungen® ersetzt.

4.Im Art. 1 §58 Abs. 1 und 2 wird jeweils das Wort ,Mindestsicherung“ durch die Wortfolge
»Sozialleistungen fiir hilfsbediirftige Personen* ersetzt.

S5.Im Art. I § 88 Abs. 1 wird der Ausdruck ,,§ 10 des Mindestsicherungsgesetzes* durch den Ausdruck
»$ 22 des Sozialleistungsgesetzes* ersetzt.

Artikel V

Das Pflegeheimgesetz, LGBI.Nr. 16/2002, in der Fassung LGBLNr.35/2003, Nr. 7/2004,
Nr. 63/2010, Nr. 26/2012, Nr. 78/2017 und Nr. 19/2020, wird wie folgt geéndert:

Im §9 Abs. 2 lit. ¢ wird das Wort ,Mindestsicherungsleistungen* durch das Wort ,Sozialleistungen®
ersetzt.

Artikel VI

Das Chancengesetz, LGBIL.Nr. 30/2006, in der Fassung LGBIL.Nr. 63/2010, Nr. 37/2018, Nr. 39/2018
und Nr. 19/2020, wird wie folgt gedndert:

1. Der § 10 lautet:

»§ 10
Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege, sonstige private Einrichtungen

(1) Das Land erbringt Leistungen der Integrationshilfe vielfach nicht unmittelbar selbst. Es zieht
hiezu Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege und andere Einrichtungen heran, sofern ein
fachgerechtes Erbringen der Leistungen im Sinne der Ziele und Grundsétze dieses Gesetzes durch solche
Einrichtungen gewdhrleistet ist; die Grundsitze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und ZweckmaBigkeit
sind zu beachten.

(2) Einrichtungen nach Abs. 1 haben bei ihrer Tétigkeit entsprechend geeignetes Personal
einzusetzen. Das Personal ist vertraglich zur Verschwiegenheit liber alle ausschlielich aus dieser
Tatigkeit bekannt gewordenen Tatsachen, an deren Geheimhaltung eine Person ein schutzwiirdiges
Interesse hat, zu verpflichten. Die Verschwiegenheitspflicht gilt nicht im Verhéltnis zum heranziehenden
Organ des Landes nach Abs. 1; auf Ersuchen des heranziehenden Organes haben die Einrichtungen die
zur Kontrolle der Einrichtung und zur Abrechnung von Leistungen erforderlichen Daten nach § 12 Abs. 2
lit. ¢ zu libermitteln; auch sonstige gesetzliche Mitteilungspflichten bleiben unberiihrt.

(3) Die Landesregierung hat sich in geeigneten Abstdnden davon zu iliberzeugen, ob das eingesetzte
Personal und die Ausstattung bei Einrichtungen nach Abs. 1 geeignet und das fachgerechte Erbringen der
Leistungen gewdhrleistet ist und ob den Grundsdtzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und
ZweckmaBigkeit entsprochen wird.*

2. Der § 12 lautet:

»g 12
Verarbeiten personenbezogener Daten

(1) Die Landesregierung ist im Rahmen der Vollziechung dieses Gesetzes ermichtigt,
personenbezogene Daten wie folgt automationsunterstiitzt zu verarbeiten:

a) Daten nach Abs. 2 lit. a und b, soweit dies zur Feststellung der Voraussetzungen und der Hohe
einer zu gewdhrenden Leistung oder zur Kontrolle eines rechtméfBigen Leistungsbezugs
erforderlich ist;

b) Daten nach Abs. 2 lit. ¢, soweit dies zur Feststellung der Eignung von Einrichtungen der freien
Wohlfahrtspflege und anderer Einrichtungen nach § 10 Abs. 1 oder zur Kontrolle solcher
Einrichtungen nach § 10 Abs. 3 einschlielich der Abrechnung von Leistungen erforderlich ist;

c¢) Daten nach Abs. 2 lit. a bis c, soweit dies zur Abrechnung von Leistungen, Zuschiissen u.dgl. mit
anderen Organen und Einrichtungen erforderlich ist;

d) Daten nach Abs.2 lit.a bis c, soweit dies fiir Bedarfs- und Entwicklungsplanungen von
Sozialleistungen erforderlich ist;

e) Daten nach Abs.2 lit.a bis c, soweit dies filir statistische Zwecke einschlielich des
Berichtswesens erforderlich ist.

(2) Folgende personenbezogene Daten diirfen nach Mallgabe des Abs. 1 verarbeitet werden:
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a) Daten der antragstellenden Person:
1. Identifikationsdaten;
. Personenstandsdaten;
. Adress- und Meldedaten;
. Daten tiber aktive arbeitsmarktbezogene Leistungen;
. Daten zu Art und Umfang einer Behinderung;
. Daten zu Sozialversicherungsverhéltnissen;
. Einkommens- und Vermdgensdaten einschlieBlich gesetzlicher Unterhaltsverpflichtungen;
. Daten liber Wohnungsaufwand;
. Daten tiber Leistungsbezug nach diesem Gesetz;
. Bankverbindungsdaten;

— O 0O 03N L AW
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. Daten iiber sonstige fiir die Gewidhrung von Leistungen nach diesem Gesetz sowie die
Erfiillung von gesetzlichen Berichtspflichten maBgebliche Tatsachen und Verhéltnisse.

b) Daten der zum Unterhalt verpflichteten Angehdrigen im Sinne der lit. a, sofern nach der
Verordnung (§ 13) Unterhaltsanspriiche zu beriicksichtigen sind, ausgenommen Daten nach Z. 4
und 9.

¢) Daten von Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege und anderer Einrichtungen nach § 10
Abs. 1:

1. Identifikationsdaten;

2. Daten iiber Art und Ausmal der angebotenen und erbrachten Leistungen;

3. Daten iiber die Abrechnung von Leistungen;

4. Daten iiber Auslastung, Zahl der Klienten und Klientinnen, Anzahl der Mitarbeitenden u.dgl.
(Strukturdaten);

5. Daten nach lit. a iiber die betreuten Klienten und Klientinnen sowie der diesen gegeniiber
erbrachten Leistungen;

6. sonstige Daten, die zur Kontrolle solcher Einrichtungen nach § 10 Abs. 3 oder zur Erfiillung
gesetzlicher Berichtspflichten bendtigt werden.

(3) Die Einrichtungen, die vom Land nach § 10 Abs. 1 herangezogen werden, sind zur Verarbeitung
personenbezogener Daten nach Abs. 2 lit. ¢ ermédchtigt, soweit diese unabdingbare Voraussetzung fiir die
Erfillung der ihnen iibertragenen Aufgaben sind oder zur Kontrolle dieser Einrichtungen bendtigt
werden.

(4) Die Ubermittlung von Daten nach Abs. 1 an Organe und Dienststellen des Bundes im Sinne des
§ 55 Abs. 1 des Sozialleistungsgesetzes, Organe und Dienststellen des Landes und der Gemeinden sowie
Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege und andere Einrichtungen nach § 10 Abs. 1 ist zuldssig, soweit
die personenbezogenen Daten unabdingbare Voraussetzung fiir die Erfiillung der diesen iibertragenen
Aufgaben sind.

(5) Die Landesregierung, die Einrichtungen nach Abs. 3 sowie die Organe und Dienststellen des
Landes und der Gemeinden nach Abs. 4 haben technische und organisatorische Vorkehrungen zu treffen,
die den Schutz der Geheimhaltungsinteressen der betroffenen Personen garantieren. Als solche
Vorkehrungen sind insbesondere der Schutz der Daten vor unbefugtem Zugriff und die Verschliisselung
der Daten bei der Ubermittlung in 6ffentlichen Netzen vorzusehen.*

3.Im §13 Abs.3 wird die Wortfolge ,des Mindestsicherungsgesetzes durch den Ausdruck
,»2. Unterabschnitt des Sozialleistungsgesetzes* ersetzt.
4. Der § 14 lautet:

»§ 14
Kostentragung

Fir die Tragung der Kosten der Integrationshilfe gelten die nachstehenden Bestimmungen des
Sozialleistungsgesetzes sinngemél:

§57- Errichtung und Zweck des Sozialfonds —
§ 58— Aufgaben des Sozialfonds —

mit der Maf3gabe, dass folgende Aufgaben solche des Sozialfonds sind:
a) die Tragung der Kosten der Integrationshilfe;
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b) die Beratung von Fragen, die fiir die Gestaltung der Integrationshilfe von allgemeiner
Bedeutung sind;

c) die Erlassung von Richtlinien fiir die Gewédhrung von Forderungen und sonstigen
Zuschiissen an Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege oder andere Einrichtungen
nach § 10 Abs. 1 und an Gemeinden sowie die Gewdhrung von Forderungen und
sonstigen Zuschiissen an solche Einrichtungen und an Gemeinden;

d) die Stellungnahme zu Entwiirfen von Verordnungen nach dem Chancengesetz;

§59- Kostentragung — mit Ausnahme des Abs. 2 zweiter und dritter Satz —
§ 60— Mittel des Sozialfonds —

§61— Beitrdge des Landes und der Gemeinden —

§ 62—  Organe des Sozialfonds —

§ 63— Kuratorium —

§ 64— Vorsitzender oder Vorsitzende —

§ 65— Zustandiges Mitglied der Landesregierung —

mit der MaBgabe, dass es sich dabei um das fiir Angelegenheiten der Integrationshilfe
zustdandige Mitglied der Landesregierung handelt —

§ 66— Geschiftsfiihrung, Geschéftsordnung —
§ 67—  Forderungsverfahren —
§ 68— Aufsicht iiber den Sozialfonds —.*

Artikel VII

Das Kinder- und Jugendhilfegesetz, LGBILNr.29/2013, in der Fassung LGBIL.Nr. 37/2018,
Nr. 39/2018, Nr. 46/2019, Nr. 19/2020 und Nr. 24/2020, wird wie folgt gedndert:

1. Im § 5 Abs. 6 erster Satz entfillt nach dem Wort ,Kinder* der Bindestrich.

2.Im §7 Abs. 1 wird die Wortfolge ,Kinder- und Jugendliche” durch die Wortfolge ,Kinder und
Jugendliche® ersetzt.

3. Im § 29 Abs. 2 wird das Wort ,,Pflegekindes durch das Wort ,,Adoptivkindes* ersetzt.

4. Im § 33 Abs. 2 wird nach dem Ausdruck ,,§§ 7 Abs. 2, der Ausdruck ,,8 Abs. 9, eingefiigt.
5.Im § 40 Abs. 1 lit. a Z. 2 entfillt nach dem Wort ,Kinder* der Bindestrich.

6. Der § 41 Abs. 1 lautet:

»(1) Die Landesregierung ist erméchtigt, Verkniipfungsabfragen aus dem zentralen Melderegister
auch nach dem alleinigen Abfragekriterium des Wohnsitzes (§ 16a Abs. 3 Meldegesetz) durchzufiihren
und weiterzuverarbeiten, soweit dies zur Leistungserbringung erforderlich ist.*

7.Im §43 Abs.2 wird die Wortfolge ,des Mindestsicherungsgesetzes durch den Ausdruck
,»2. Unterabschnitt des Sozialleistungsgesetzes* ersetzt.
8. Der § 43 Abs. 5 lautet:

,»(5) Fiir die Tragung der Kosten der Kinder- und Jugendhilfe, die nicht nach den Abs. 1, 3 und 4
sowie nach den §§ 45 und 47 Abs. 3 oder aufgrund von Kostenersatzanspriichen gegeniiber anderen
Kinder- und Jugendhilfetrigern gedeckt sind, gelten die nachstehenden Bestimmungen des
Sozialleistungsgesetzes sinngemél:

§ 57— Errichtung und Zweck des Sozialfonds —
§ 58—  Aufgaben des Sozialfonds —

mit der MaB3gabe, dass zu den Aufgaben die Tragung der Kosten der Kinder- und Jugendhilfe
und die Beratung von Fragen, die fiir die Gestaltung der Kinder- und Jugendhilfe von
allgemeiner Bedeutung sind, gehéren —

§ 59—  Kostentragung —

mit Ausnahme des Abs.2 zweiter und dritter Satz sowie mit der Mallgabe, dass dem
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§ 60—
§ 61—
§ 62—
§ 63—
§ 64—
§ 65—

§ 66—
§ 67—
§ 68—

Sozialfonds Leistungen, die das Land aufgrund der Abs. 1 und 2 sowie der §§ 45 und 47
Abs. 3 dieses Gesetzes erhalten hat, in der durchlaufenden Gebarung zu tiberweisen sind —

Mittel des Sozialfonds —

Beitrége des Landes und der Gemeinden —
Organe des Sozialfonds —

Kuratorium —

Vorsitzender oder Vorsitzende —
Zustandiges Mitglied der Landesregierung —

mit der Maflgabe, dass es sich dabei um das fiir Angelegenheiten der Kinder- und Jugendhilfe
zustdndige Mitglied der Landesregierung handelt —

Geschiftsfithrung, Geschéftsordnung —
Forderungsverfahren —

Aufsicht iiber den Sozialfonds —.“

9. Im § 44 wird die Wortfolge ,,des Mindestsicherungsgesetzes™ durch den Ausdruck ,,2. Unterabschnitt
des Sozialleistungsgesetzes* ersetzt.

Artikel VIII

Das Familienforderungsgesetz, LGBI.Nr. 32/1989, wird wie folgt gedndert:

Dem § 4 Abs. 4 wird folgender Satz angefiigt:

,Davon nicht beriihrt ist die Abtretung zur Sicherung von Anspriichen durch die in Vorleistung getretene
Sozialhilfebehorde.*
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88. Beilage im Jahre 2020 zu den Sitzungsberichten des XXXI. Vorarlberger Landtages

Regierungsvorlage Beilage 88/2020 — Teil B: Bericht

Bericht zur Regierungsvorlage
I. Allgemeines:
1. Ziel und wesentlicher Inhalt:

1.1 Das vorliegende Gesetzesvorhaben umfasst vor allem inhaltliche Anderungen landesgesetzlicher
Regelungen, die durch das Sozialhilfe-Grundsatzgesetz, BGBI I Nr. 41/2019, notwendig geworden sind.
Zu diesem Zweck soll nunmehr ein neues Gesetz erlassen werden (s. Art. I — Sozialleistungsgesetz).

Die staatliche Hilfe fiir hilfsbediirftige Personen zur Fiihrung eines menschenwiirdigen Lebens ist in
Vorarlberg derzeit im Mindestsicherungsgesetz geregelt. Im Mindestsicherungsgesetz sind die
Bestimmungen iiber die Mindestsicherung (nunmehr: Sozialhilfe), die Hilfe bei Unterbringung in
stationdren (Pflege-)Einrichtungen und die Hilfe fiir hilfs- und schutzbediirftige Fremde
(Grundversorgung) im Wesentlichen in denselben Abschnitten des Gesetzes gemeinsam geregelt. Um den
Vorgaben des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes des Bundes zu entsprechen, sind die Bestimmungen iiber die
Mindestsicherung (nunmehr: Sozialhilfe) neu zu gestalten, weshalb das Gesetz anders strukturiert werden
soll; dies erfordert eine Neufassung des Gesetzes mit einer anderen Gliederung der Abschnitte
(Allgemeine Bestimmungen, Sozialhilfe, Grundversorgung, Leistungen bei Unterbringung in stationdren
Einrichtungen, Organisation, Schlussbestimmungen). Die wesentlichen inhaltlichen Anderungen
betreffen die Sozialhilfe (vgl. 2. Abschnitt des Sozialleistungsgesetzes).

1.2 Das Sozialhilfe-Grundsatzgesetz des Bundes bezweckt die Neugestaltung der sog. ,,offenen*
Sozialhilfe. Dabei ist freilich zu beriicksichtigen, dass der Verfassungsgerichtshof durch sein Erkenntnis
vom 12.12.2019, G 164/2019, einzelne Teile des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes (insbesondere betreffend
Kinderstaffelung und ,,Arbeitsqualifizierungsbonus®) aufgehoben hat, sodass insofern wiederum ein
Regelungsspielraum des Landes besteht. In Ausfithrung des Grundsatzgesetzes — und unter Nutzung
verbleibender Gestaltungsspielriume — kommt es nunmehr im Wesentlichen zu folgenden Anderungen
gegeniiber den geltenden mindestsicherungsrechtlichen Bestimmungen fiir den Bereich der Sozialhilfe
(vgl. insbesondere den 2. Abschnitt des Sozialleistungsgesetzes):

- Beriicksichtigung von integrationspolitischen und fremdenpolizeilichen Zielsetzungen (§ 3 lit. c).

- Vorrang des Sachleistungsprinzips, soweit dadurch die Erreichung der Ziele besser gewdhrleistet
erscheint (§ 5 Abs. 4).

- Anderung des Kreises der anspruchsberechtigen Personen: Gewihrung von Leistungen der
Sozialhilfe — vorbehaltlich zwingender volker- oder unionsrechtlicher Verpflichtungen — nur mehr an
Personen mit Osterreichischer Staatsbiirgerschaft, asylberechtigte Personen und dauerhaft
niedergelassene Fremde, die sich seit mindestens fiinf Jahren ununterbrochen tatsdchlich und
rechtmiflig im Bundesgebiet aufhalten; Subsididr Schutzberechtigte gehdren zwar zum Kreis der
anspruchsberechtigen Personen, erhalten aber — den Asylwerbenden gleich — nur mehr Leistungen
zur Absicherung des allgemeinen Lebensunterhaltes und zur Befriedigung des Wohnbedarfes, die
das Niveau der Grundversorgung nicht iibersteigen diirfen. Hilfsbediirftigen Personen, die nicht zum
Kreis der anspruchsberechtigten Personen gehoren (z.B. Drittstaatsangehdrige mit weniger als finf
Jahren  Daueraufenthalt), kénnen im  grundsatzfreien Raum im  Rahmen  der
Privatwirtschaftsverwaltung Leistungen im Zusammenhang mit der Unterstiitzung bei Krankheit,
Schwangerschaft und Entbindung, in besonderen Lebenslagen sowie im Todesfall gewdhrt werden,
soweit dies zur Vermeidung von sozialen Hirten unbedingt erforderlich ist (§ 6 Abs. 1, 2 und 5
sowie § 10 Abs. 9).

- Voraussetzung fiir die Gewédhrung von Leistungen der Sozialhilfe fiir Lebensunterhalt und
Wohnbedarf ist der Hauptwohnsitz und der tatsdchliche dauernde Aufenthalt der hilfsbediirftigen
Person in Vorarlberg; dies gilt nach dem vorliegenden Entwurf auch fiir Unterstiitzungen bei
Krankheit, Schwangerschaft und Entbindung, in besonderen Lebenslagen sowie im Todesfall (solche
Leistungen sind — im grundsatzfreien Raum — weiterhin vorgesehen) (§ 6 Abs. 3).

- Anpassung der Bestimmungen iiber die Ausnahmen von der Beriicksichtigung von eigenen Mitteln
und Leistungen Dritter bei der Bemessung von Leistungen der Sozialhilfe; Mdglichkeit der Nicht-
Beriicksichtigung von maximal 25 % des monatlich erzielten Nettoeinkommens als Freibetrag fiir
eine bestimmte Zeit bei Erwerbstitigkeit; Moglichkeit der grundbiicherlichen Sicherstellung von
Wohnvermogen erst nach dreijdhrigem Bezug von Leistungen der Sozialhilfe, Erhohung der
Vermogensfreigrenze (§ 8).



- Dauernde Bereitschaft der hilfsbediirftigen Person zum Einsatz der eigenen Arbeitskraft und zu
aktiven, arbeitsmarktbezogenen Leistungen sowie — beim betreffenden Personenkreis — zur
Einhaltung der  Pflichten nach dem  Integrationsgesetz  (Integrationserkldrung /
Integrationsvereinbarung, Teilnahme bzw. Abschluss von Deutschkursen und Werte- und
Orientierungskursen) (§ 9); Sanktionen (Leistungseinschrankungen) bei Verletzung dieser Pflichten
(§ 20 Abs. 1 lit. b und c).

- Ubernahme der durch das Grundsatzgesetz vorgegebenen Hochstbetréige fiir monatliche Leistungen
fir Lebensunterhalt und Wohnbedarf fiir volljdhrige Personen (wobei weitgehend eine
Ausschopfung  erfolgt) sowie der  degressiven  Staffelung der  Leistungen  fiir
Haushaltsgemeinschaften von volljdhrigen Personen; degressiv gestaffelte Leistungen bei
Haushaltsgemeinschaften mit unterhaltsberechtigten minderjahrigen Personen mit Anspruch auf
Familienbeihilfe (diese Staffelung bei Kindern erfolgt — nach Aufhebung des § 5 Abs. 2 Z. 3 des
Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes durch Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom 12.12.2019,
G 164/2019 u.a. — im grundsatzfreien Raum); Gewéhrung von Zuschldgen fiir unterhaltsberechtigte
minderjahrige Personen mit Anspruch auf Familienbeihilfe in Alleinerzicher-Haushalten;
Gewiéhrung von Zuschldgen fiir Menschen mit Behinderungen (§ 10 Abs. 2).

- Prozentuelle Aufteilung der Leistungen fiir den allgemeinen Lebensunterhalt und den Wohnbedarf
im Verhiltnis 60 % zu 40 % (§ 10 Abs. 4).

- Moglichkeit eines Zuschlages im Ausmaf} von maximal 30 % fiir den Wohnbedarf als Sachleistung
(Wohnkostenpauschale), wenn der tatsdchliche Wohnbedarf nicht mit den eigentlich vorgesehenen
40 % gedeckt werden kann; in diesem Fall aber pauschale Bewertung von 70 % der
Bemessungsgrundlage fiir den Wohnbedarf mit nur 40 % (nach MalBigabe des Sozialhilfe-
Grundsatzgesetzes) (§ 10 Abs. 5).

- Ermiéchtigung der Landesregierung durch Verordnung festzulegen, dass anstelle einer fiir den
Wohnbedarf zu gewéhrenden Sachleistung fiir wiederkehrenden Aufwand fiir Hausrat, Heizung und
Strom sowie sonstige allgemeine Betriebskosten und Abgaben eine, allenfalls auch pauschalierte,
Geldleistung gewédhrt werden kann. Dies unter der Voraussetzung, dass eine Sachleistung
unwirtschaftlich oder unzweckmidBig widre und die Erreichung der Ziele der Sozialhilfe nicht
gefdhrdet wird (§ 10 Abs. 6).

- Rechnerisch  gleichméfige Aufteilung der Geldleistungen bei Personengruppen in
Haushaltsgemeinschaften, bei denen eine degressive Staffelung der Leistungen erfolgt (§ 10 Abs. 7).

- Deckelung der tatsichlich gewihrten Geldleistungen fiir volljdhrige Personen in
Haushaltsgemeinschaft mit 175 % des Netto-Ausgleichszulagenrichtsatzes fiir Alleinstehende, wobei
aber 20 % dieses Richtsatzes (als Untergrenze) bzw. Geldleistungen im Ausmall der
Grundversorgung jedenfalls gebiihren; Ausnahmen von dieser Deckelung u.a. bei hilfsbediirftigen
Personen in therapeutischen Wohngemeinschaften, Krisenbetreuungs- und
Wohnungsloseneinrichtungen (§ 10 Abs. 8).

- Moglichkeit von zusétzlichen Leistungen zur Vermeidung besonderer Hértefdlle (§ 11).

1.3 Uberdies enthilt der vorliegende Gesetzesentwurf im Art. I — wie schon das Mindestsicherungsgesetz
— Regelungen iiber die Grundversorgung (3. Abschnitt) und iiber Leistungen bei Unterbringung in
stationdren Einrichtungen (4. Abschnitt); weiters auch Bestimmungen zu Verfahren, zu Kostenersatz und
Geltendmachung von Ersatzanspriichen, zur Mitwirkung von Bundesorganen und Dienststellen des
Landes und zur Verarbeitung personenbezogener Daten sowie zur Organisation, einschlieSlich der
Regelungen tiber den Sozialfonds (5. Abschnitt).

Die Bestimmungen tiber die Grundversorgung (3. Abschnitt) — grundsatzgesetzliche Vorgaben gibt es
diesbeziiglich nicht — entsprechen inhaltlich im Wesentlichen den bisherigen Regelungen des
Mindestsicherungsgesetzes.

Auch die Bestimmungen iiber Leistungen bei Unterbringung in stationdren Einrichtungen (4. Abschnitt)
entsprechen im Wesentlichen — grundsatzgesetzliche Vorgaben gibt es hier nicht — den bisherigen
Regelungen des Mindestsicherungsgesetzes, die sich grundsitzlich bewdhrt haben; zu beachten ist
weiterhin das verfassungsrechtlich vorgegebene ,,Verbot des Vermogensregresses®.

Die Bestimmungen iiber die Organisation (5. Abschnitt) werden etwas gestrafft (u.a. Entfall der bisher
moglichen Einzelfallbeitrdge fiir einzelne Gemeinden, Abschaffung der Schiedskommission); die
Bestimmungen iiber die Aufgaben des Sozialfonds und die Kostentragung durch den Sozialfonds werden
klarer gefasst (vgl. §§ 58 und 59 des Entwurfs). Den Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege, die vom



Land herangezogen werden kdonnen, kommt weiterhin eine tragende Rolle bei der Erbringung von
Sozialleistungen zu (vgl. § 52 des Entwurfs).

1.4 AuBerdem werden im Zusammenhang mit dem neuen Sozialleistungsgesetz (Art. I) einige weitere
Gesetze gedndert:

- Im Spitalgesetz, Pflegeheimgesetz, Chancengesetz und Kinder- und Jugendhilfegesetz wird noch auf
das Mindestsicherungsgesetz verwiesen (insbesondere auf Bestimmungen iiber den Sozialfonds)
bzw. werden alte Begriffe verwendet (z.B. Mindestsicherung). Aufgrund des neuen
Sozialleistungsgesetzes (Art. I), das an die Stelle des Mindestsicherungsgesetzes tritt, sind diese
Begriffe und Verweise an die neue Rechtslage entsprechend anzupassen (siehe Art. IV bis VII). Eine
inhaltliche Anderung ist damit nicht verbunden.

- Aufgrund der neuen Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung 2015 (VRV 2015) des
Bundes soll das Landesumlagegesetz (Art. II) gedndert werden; dies ist auch fiir die Berechnung der
Beitrdge von Land und Gemeinden im Zusammenhang mit dem Sozialfonds (§61 Abs.3
Sozialleistungsgesetz) von Belang.

- Korrespondierend mit dem im § 24 des Sozialleistungsgesetzes (Art. I) vorgesehenen Ubergang von
Rechtsanspriichen gegen Dritte auf die Bezirkshauptmannschaft (Sozialhilfebehdrde) soll nunmehr
erginzend — zur Sicherung von Ersatzanspriichen durch die in Vorleistung tretende
Sozialhilfebehorde — im Wohnbauforderungsgesetz (Art. III) und im Familienforderungsgesetz
(Art. VIII) eine entsprechende Ausnahme von den dort normierten Verfiigungsbeschrankungen
festgelegt werden.

- Im Chancengesetz (Art. VI) werden die Regelungen betreffend Einrichtungen der freien
Wohlfahrtspflege und anderen Einrichtungen, die vom Land herangezogen werden kdnnen, sowie
betreffend die Verarbeitung personenbezogener Daten an die entsprechenden Bestimmungen im
neuen Sozialleistungsgesetz (Art. I) angepasst.

2. Kompetenzen:

GemidB Art 12 Abs. 1 Z.1 B-VG ist in Angelegenheiten des Armenwesens die Gesetzgebung iiber
Grundsitze Bundessache, die Erlassung von Ausfiihrungsgesetzen Landessache.

Der Bundesgesetzgeber hat von seiner Kompetenz hinsichtlich der (,,offenen®) Sozialhilfe Gebrauch
gemacht und ein Sozialhilfe-Grundsatzgesetz erlassen (BGBI1 I Nr. 41/2019); einzelne Bestimmungen
dieses Gesetzes wurden mittlerweile vom Verfassungsgerichtshof (vgl. Erkenntnis vom 12.12.2019,
G 164/2019 u.a.) als verfassungswidrig aufgehoben (§ 5 Abs.2 Z.3 und Abs. 6 bis 9 Sozialhilfe-
Grundsatzgesetz). Mit dem vorliegenden Entwurf werden die grundsatzgesetzlichen Bestimmungen niaher
ausgefiihrt (siche insbesondere den 2. Abschnitt des Gesetzesentwurfes) und verbleibende
Gestaltungsspielrdume genutzt.

In den iibrigen Bereichen stiitzt sich der vorliegende Entwurf auf Art 15 Abs. 1 B-VG.

3. Finanzielle Auswirkungen:
Aufgrund des neuen Sozialleistungsgesetzes (Art. 1.) ergeben sich folgende finanzielle Auswirkungen:

3.1. Finanzielle Auswirkungen der Anderungen in Bereich der ,,offenen* Sozialhilfe:

Im Zusammenhang mit dem neuen Sozialleistungsgesetz (Art. I) kommt es in erster Linie im Bereich der
sogenannten offenen Sozialhilfe (2. Abschnitt) zu finanziellen Auswirkungen:

3.1.1. Moéglichkeit der Nicht-Beriicksichtigung von maximal 25% des monatlich erzielten
Nettoeinkommens als Freibetrag fiir eine bestimmte Zeit bei Erwerbstitigkeit (§8 Abs. 4
Sozialleistungsgesetz):

Der Entwurf normiert, dass mittels Verordnung Freibetrdge von maximal 25 % des monatlich erzielten
Nettoeinkommens bei Ausiibung einer Erwerbstétigkeit vorgesehen werden konnen bzw. bei Aufnahme
einer Erwerbstétigkeit wihrend des Bezuges von Leistungen der Sozialhilfe vorzusehen sind. Die
Kostenauswirkungen hingen vom Inhalt der Verordnung ab, wobei darauf hinzuweisen ist, dass bereits
nach der bisherigen Rechtslage Personen, die wiéhrend des Bezuges von Kernleistungen der
Mindestsicherung eine Erwerbstitigkeit (wieder) aufnahmen oder ein Lehrverhdltnis begannen,
Freibetrdge in den ersten zwolf Monaten der Aufnahme als Anreiz gewéhrt wurden.



3.1.2. Anderungen betreffend das Leistungsniveau fiir subsidicr schutzberechtigte Personen (§ 10 Abs. 9
Sozialleistungsgesetz):

Subsididr schutzberechtigte Personen waren nach der bisherigen Rechtslage Personen mit Osterreichischer
Staatsbiirgerschaft gleichgestellt; kiinftig erhalten sie — auch wenn sie grundsitzlich zum Kreis der
anspruchsberechtigten Personen gehdren — aufgrund der grundsatzgesetzlichen Vorgaben nur mehr
Leistungen zur Absicherung des allgemeinen Lebensunterhaltes und zur Befriedigung des Wohnbedarfes,
die das Niveau der Grundversorgung nicht iibersteigen diirfen (vgl. § 6 Abs. 1 i.V.m. § 10 Abs. 9). Dies
bedeutet eine Kostenreduktion von jéhrlich ca. bis zu € 280.000,-.

3.1.3. Monatliche Leistungen fiir Lebensunterhalt und Wohnbedarf (§ 10 Sozialleistungsgesetz) inklusive
der Moglichkeit von zusdtzlichen Leistungen zur Vermeidung besonderer Hdrtefille (511
Sozialleistungsgesetz):

Bedingt durch die Ubernahme der vom Grundsatzgesetz vorgegebenen Hochstbetriige fiir monatliche
Leistungen fiir Lebensunterhalt und Wohnbedarf fiir volljdhrige Personen sowie der degressiven
Staffelung der Leistungen fiir Haushaltsgemeinschaften von volljahrigen Personen kommt es trotz
weitgehender Ausnutzung der vorhandenen Gestaltungsspielraume in verschiedenen Konstellationen zu
Leistungs- und damit einhergehenden Kostenreduktionen. In bestimmten Konstellationen, insbesondere
bei Gewédhrung von Zuschligen fiir Kinder in Alleinerzieher-Haushalten, sowie bei Gewidhrung von
Zuschlagen fiir Menschen mit Behinderungen wird es hingegen hohere Leistungen und damit
Kostenerhohungen geben.

Unter Zugrundelegung der bestehenden Fallzahlen wiirden diese Anderungen gesamthaft — unter
Einbeziehung der Anderungen betreffend subsididr schutzberechtigte Personen (siehe Punkt 3.1.2) — zu
einer jihrlichen Kostenreduktion von bis zu € 600.000,- fithren; aufgrund der aktuellen Entwicklungen im
Zusammenhang mit der Corona-Krise und der dadurch zu erwartenden hoheren Fallzahlen ist mit einer
entsprechenden Einsparung jedoch nicht zu rechnen bzw. ist diese zu relativieren.

3.2. Einmalkosten EDV-Umstellung:

Die aufgrund der grundsatzgesetzlichen Vorgaben erforderliche neue Leistungsbemessung fiir
Lebensunterhalt und Wohnen (§ 10) macht eine Umstellung des Systems in ISSO2 notwendig. Der dafiir
erforderliche Entwicklungsaufwand (Spezifikation, Entwicklung und Test) kann mit ca. € 210.000,- bis
€230.000,- beziffert werden. Weiters sind auch Anpassungen im Berichtswesens und Datawarehouse
inklusive der Aufbereitung der Daten fiir die Meldungen an die Sozialhilfe-Statistik erforderlich; hier
wird der Kostenaufwand mit ca. € 30.000,- bis € 50.000,- geschétzt. Insgesamt ist daher grob geschitzt
mit ca. € 240.000,- bis € 280.000,- an Kosten fiir die erforderliche EDV-Umstellung zu rechnen.

3.3. Verwaltungsaufwand.:

Im Zuge der Umstellung auf das neue Sozialhilfesystem werden auch Schulungen von Mitarbeitenden im
Vollzug erforderlich sein, diese werden intern durchgefiihrt werden. Aufgrund der durch das
Grundsatzgesetz vorgegebenen Leistungskriterien und -parameter ist im Vollzug ein gewisser
Mehraufwand zu erwarten.

3.4.  Finanzielle Auswirkungen von Anderungen sonstiger  Bestimmungenen —im  neuen
Sozialleistungsgesetz:

3.4.1. Beschleunigung der Fortsetzung des Verfahrens bei Tod der hilfsbediirftigen Person (§ 48
Sozialleistungsgesetz):

Die Regelungen iiber die Fortsetzung des zum Zeitpunkt des Todes einer hilfsbediirftigen Person noch
nicht abgeschlossen Verfahrens zur Gewdhrung von Leistungen bei Unterbringung in stationdren
Einrichtungen auf Antrag des Rechtstragers der betroffenen Einrichtung (vgl. § 48 Sozialleistungsgesetz)
fiihren zu einer Beschleunigung von Verfahren und dadurch voraussichtlich zu - wenngleich
geringfligigen — Kosteneinsparungen. Anders als bisher nach dem Mindestsicherungsgesetz ist ndmlich
nunmehr nach dem Tod der hilfsbediirftigen Person der Ausgang des Verlassenschaftsverfahrens nicht
mehr abzuwarten bzw. muss die Befriedigung der Anspriiche in diesem Rahmen nicht erfolglos geblieben
sein.



3.4.2. Entfall der Einzelfallbeitrige einzelner Gemeinden:

Kostenrelevant ist grundsitzlich auch der vorgesehene Entfall der Einzelfallbeitrage einzelner Gemeinden
(vgl. bisher § 25 Abs. 3 und 4 Mindestsicherungsgesetz) im Rahmen der Beitrdge der Gemeinden zu den
vom Sozialfonds zu tragenden Kosten (vgl. nunmehr § 61 Sozialleistungsgesetz). Da von der betreffenden
Verordnungserméchtigung der Landesregierung aber in den vergangenen Jahren kein Gebrauch gemacht
wurde, hat dies faktisch keine Auswirkungen auf die Kosten.

3.4.3. Entfall der Schiedskommission:

Auch der Entfall der Schiedskommission (vgl. bisher § 17 Mindestsicherungsgesetz), welcher der
Verwaltungsvereinfachung und Deregulierung dient, fithrt grundsétzlich zu einer Kosteneinsparung; liber
Streitigkeiten hinsichtlich der Beitragspflicht entscheidet kiinftig die Landesregierung (vgl. nunmehr § 61
Abs. 6 Sozialleistungsgesetz). In der Praxis kam der Schiedskommission keine gro3e Bedeutung zu. Da
auch weiterhin kaum mit Streitigkeiten iiber die Beitragspflicht gerechnet wird, werden die vorgesehenen
Anderungen in der Praxis kaum Auswirkungen auf die Kosten haben.

3.4.4. Inkrafttretens- und Ubergangsbestimmungen.:

Die Inkrafttretens- und Ubergangsbestimmungen des Sozialleistungsgesetzes (vgl. § 73) fiihren zu keiner
erheblichen Erhéhung des Verwaltungsaufwandes fiir die Behdrden Die Regelung nach § 73 Abs. 5
(Anpassungsverpflichtung bei Bescheiden und privatrechtlichen Vereinbarungen mit einer
Leistungsgewédhrung {iiber den 1. Juni 2021 hinaus) kann grundsétzlich zu zusdtzlichem
Verwaltungsaufwand bei den Behorden fiihren, doch ist diese Regelung durch das Sozialhilfe-
Grundsatzgesetz bedingt. Diese Regelung hat faktisch aber keine erheblichen Auswirkungen auf den
behdrdlichen Verwaltungsaufwand, da in Vorarlberg solche weitreichenden Leistungsgewéhrungen iiber
den 1. Juni 2021 hinaus in der Praxis kaum vorkommen werden.

3.5. Finanzielle Auswirkungen fiir die Gemeinden:

Die unter Punkt 3.1.2 und 3.1.3 angefiihrte jdhrliche Kostenreduktion von bis zu € 600.000,- bei den
Leistungen der Sozialhilfe wiirde auch eine Kostenreduktion fiir die Gemeinden bedeuten, da sich das
Land und die Gemeinden die Kosten fiir die Leistungen der Sozialhilfe im Verhiltnis 60 : 40 teilen. Wie
aber bereits an obiger Stelle ausgefiihrt, ist aufgrund der aktuellen Entwicklungen im Zusammenhang mit
der Corona-Krise und der dadurch zu erwartenden hoéheren Fallzahlen jedoch nicht mit einer
entsprechenden Einsparung zu rechnen bzw. ist diese zu relativieren.

3.6. Finanzielle Auswirkungen fiir den Bund:
Es ergeben sich keine zusitzlichen durch das neue Sozialleistungsgesetz bedingten Kosten.

4. EU-Recht:

Das Recht der Europdischen Union enthdlt keine Bestimmungen, die dem im Entwurf vorliegenden
Gesetz entgegenstehen.

Dieses Gesetz dient — wie schon das bisher geltende Mindestsicherungsgesetz — der Umsetzung folgender
EU-Richtlinien in Bezug auf die Versorgung von hilfs- und schutzbediirftigen Fremden:

- Richtlinie 2001/55/EG tiber Massenfluchtbewegungen;

- Richtlinie 2004/81/EG iiber die Erteilung von Aufenthaltstitel fiir Drittstaatsangehorige, die Opfer
des Menschenhandels sind oder denen Beihilfe zur illegalen Einwanderung geleistet wurde und die
mit den zustdndigen Behdrden kooperieren;

- Richtlinie 2011/95/EU iiber Normen fiir die Anerkennung von Drittstaatsangehorigen oder
Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf internationalen Schutz, fiir einen einheitlichen Status fiir
Fliichtlinge oder fiir Personen mit Anrecht auf subsididren Schutz und fiir den Inhalt des zu
gewdhrenden Schutzes;

- Richtlinie 2013/33/EU zur Festlegung von Normen fiir die Aufnahme von Personen, die
internationalen Schutz beantragen.

Unter bestimmten Voraussetzungen ist dieses Gesetz auch auf EU/EWR-Biirger und EU/EWR-
Biirgerinnen und Schweizer und Schweizerinnen, die ihr Freiziigigkeitsrecht in Anspruch genommen
haben, anwendbar, sodass unionsrechtliche Vorgaben des Primér- und Sekundérrechts beriihrt werden.



5. Auswirkungen auf Kinder und Jugendliche:

Dem Entwurf des Sozialleistungsgesetzes (Art. 1) liegt die Intention zu Grunde, das bisherige
Leistungsniveau fiir Kinder und Jugendliche im Wesentlichen zu halten, was im grundsatzfreien Raum
durch eine entsprechende Festlegung der Leistungen fiir Lebensunterhalt und Wohnbedarf fiir
unterhaltsberechtigte minderjdhrige Personen in § 10 Abs. 2 lit. d und e des Sozialleistungsgesetzes
geschieht. Fiir Kinder mit Familienbeihilfeanspruch wurde nach wie vor eine degressive Staffelung der
Leistungen ab dem vierten sowie ab dem siebten Kind vorgesehen. Weiters wurde von der durch das
Sozialhilfe-Grundsatzgesetz gegebenen Moglichkeit Gebrauch gemacht, Zusatzleistungen flir Kinder in
Alleinerzieher-Haushalten vorzusehen (siche § 10 Abs. 2 lit. d Sozialleistungsgesetz). Dabei wurden
allerdings die als ,,Alleinerzieherbonus® durch das Sozialhilfe-Grundsatzgesetz festgelegten mdglichen
Hochstleistungen nicht voll ausgeschopft, sondern stattdessen die Summe der Leistungen fiir
Lebensunterhalt und Wohnbedarf fiir alle Kinder — unabhéngig davon, ob diese in Alleinerzicher-
Haushalten oder in anderen Haushalten leben — etwas hoher angesetzt. Dadurch soll einerseits eine
Verbesserung fiir Kinder in besonders belasteten Alleinerzieher-Haushalten erreicht werden, andererseits
Kinder, die in anderen Haushalten leben, nicht unverhéltnisméBig schlechter gestellt werden.

6. Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens:

Im vorliegenden Entwurf ist eine Mitwirkung von Bundesorganen an der Vollziechung vorgesehen (vgl.
§ 55 des Entwurfs). Das Gesetz bedarf daher einer Zustimmung der Bundesregierung nach Art. 97 Abs. 2
B-VG.

II. Zu den einzelnen Bestimmungen:
Zum Sozialleistungsgesetz (Artikel I)
Zu § 1:

Abs. 1 und 2:

Die Gewdhrung von Sozialleistungen ist — wie schon bisher im Rahmen der Mindestsicherung — an das
Vorliegen von Hilfsbediirftigkeit gebunden. Damit kommt der der Sozialhilfe innewohnende Grundsatz
der Subsidiaritdt zum Ausdruck (Beilage 10/1971 des XXI. Vorarlberger Landtages, 119; vgl. auch die
Grundsitze der Subsidiaritit und Solidaritdt aller gesellschaftlichen Gruppen nach Art. 7 Abs. 1
Landesverfassung).

Abs. 3:

Dieses Gesetz umfasst — iiber die Unterstiitzung des allgemeinen Lebensunterhalts und der Befriedigung
des Wohnbedarfs hinaus — auch jene 6ffentlichen Leistungen der Sozialhilfe, die gemil3 § 2 Abs. 4 des
Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes nicht dem (eingeschrankten) Anwendungsbereich des Grundsatzgesetzes
unterliegen.

Abs. 4:

Eine gesetzliche Regelung iiber die Nichtberiicksichtigung von eigenen Mitteln und Leistungen Dritter im
Bereich der Sozialhilfe enthélt § 8. Weitere spezifische Regelungen iiber die Nichtberiicksichtigung von
Vermodgen oder Einkommen finden sich insbesondere auch im Zusammenhang mit Leistungen bei
Unterbringung in stationiren Einrichtungen (siehe § 40).

Abs. 6:

Der vorliegende Entwurf des Sozialleistungsgesetzes ist durchgéngig geschlechtergerecht betreffend
Frauen und Ménner formuliert. Mit der vorliegenden Bestimmung wird iiberdies auf intersexuelle
Personen Bedacht genommen.

Zu §2:

Den im § 2 genannten unterschiedlichen Regelungsbereichen fiir Leistungen der Sozialhilfe (lit. a),
Leistungen der Grundversorgung (lit. b) und Leistungen bei Unterbringung in stationdren Einrichtungen
(lit. ¢) entsprechen die Regelungen der Abschnitte 2, 3 und 4 in diesem Gesetz.



Zu § 3:

Im § 3 werden die Ziele der Sozialhilfe festgelegt; es handelt sich um keine abschlielende Aufzéhlung
der Ziele (,,insbesondere®). Die in lit. b bis d ausdriicklich angefiihrten Ziele entsprechen den Vorgaben
des § 1 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes. Die Bekdmpfung und Vermeidung von Armut und sozialer
Ausgrenzung (lit. a) wurde als weiteres wichtiges Ziel normiert. Dies ist grundsatzgesetzlich zuléssig, da
die Aufzihlung der Zielsetzungen im § 1 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes nur demonstrativ ist.

Zu § 4:
Abs. 1:
Der § 4 Abs. 1 legt den Anwendungsbereich des 2. Abschnitts (Sozialhilfe) fest.

Mit dem 1. Halbsatz in Abs. 1 wird § 2 Abs. 1 des Grundsatzgesetzes ausgefiihrt; eine nihere Erlduterung
der diesbeziiglichen Bedarfsbereiche des allgemeinen Lebensunterhaltes und des Wohnbedarfs findet sich
in den Abs. 2 und 3. Die Regelungen zu den im 2. Halbsatz des Abs. 1 angesprochenen Leistungen zur
Unterstiitzung bei Krankheit, Schwangerschaft und Entbindung (siche auch § 12), in besonderen
Lebenslagen (siche § 13) und im Todesfall (siche § 14) erfolgen im grundsatzfreien Raum (vgl. § 2
Abs. 4 Sozialhilfe-Grundsatzgesetz).

Abs. 2 und 3:
Mit diesen Regelungen werden § 2 Abs. 2 und 3 des Grundsatzgesetzes ausgefiihrt.

Hausrat, Heizung und Strom sind nicht mehr dem Leistungsbereich Lebensunterhalt, sondern dem
Wohnbedarf zuzuordnen.

Zusatzleistungen zur Vermeidung besonderer Hérten (siehe § 11) sind den Leistungen zur Absicherung
des ,,allgemeinen Lebensunterhalts* oder zur Befriedigung des ,,Wohnbedarfs* zuzuordnen und gehdren
damit zu den hoheitlich zu gewdhrenden Leistungen.

Zum Aufwand fiir die ,,sonstigen personlichen Bediirfnisse® (Abs. 2) zdhlen auch Ausgaben fiir Telefon,
Internet oder TV.

Unter ,sonstige allgemeine Betriebskosten und Abgaben® (Abs.3) fallen etwa die Kosten einer
Haushaltsversicherung, Abfall- und Abwassergebiihren, etc..

Die Definition der ,,angemessenen” Wohnsituation (Abs. 3) entspricht der Regelung im § 5 Abs. 1 des
Grundsatzgesetzes.

Zu§s:
Abs. I:

Mit dieser Bestimmung wird § 3 Abs. 2 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes ausgefiihrt. Es werden die
sachlichen Voraussetzungen fiir Leistungen der Sozialhilfe geregelt sowie eine Bemiihungspflicht der
hilfsbediirftigen Person festgelegt. Die Bemiihungspflicht schlieB3t nicht aus, dass Sozialhilfe auch &lteren
oder erwerbsunfahigen Menschen gewihrt wird, denen ein solches Bemiihen nicht zumutbar ist.

Abs. 2 und 3:
Mit diesen Bestimmungen wird § 3 Abs. 3 und 4 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes ausgefiihrt.

Es werden Grundsétze normiert, die freilich nur insofern gelten, als dieses Gesetz keine Ausnahmen
vorsieht (siche insbesondere die Ausnahmen nach § 8 und § 9 Abs. 2).

Abs. 4:

Mit dieser Bestimmung wird § 3 Abs. 5 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes ausgefiihrt, der den Grundsatz
des Sachleistungsvorranges normiert. Dieser soll insbesondere fiir den Wohnbedarf gelten. Allerdings
besteht der Sachleistungsvorrang bei Leistungen der Sozialhilfe nur insoweit, als die Erreichung der Ziele
dadurch besser gewihrleistet erscheint; bei Wohnbedarfsleistungen, soweit dies nicht unwirtschaftlich
oder unzweckmaiBig ist. Auch der Verfassungsgerichtshof hat in seinem Erkenntnis vom 12.12.2019,
G 164/2019 u.a., Rz 49, mit Verweis auf die Stellungnahme der Bundesregierung festgehalten, dass zu
berlicksichtigen sei, dass der Sachleistungsvorrang gemdfl § 3 Abs. 5 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes
nur insoweit bestehe, als dadurch eine hohere Effizienz der Erfiillung der Leistungsziele zu erwarten sei.
Leistungen fiir den Wohnbedarf seien in Form von Sachleistungen zu gewidhren, sofern dies nicht
unwirtschaftlich oder unzweckmaBig sei.



Abs. 5:

Mit dieser Bestimmung werden Teile des § 3 Abs. 6 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes ausgefiihrt.
Leistungen der Sozialhilfe setzen einen tatsdchlichen und rechtméBigen Aufenthalt in Vorarlberg voraus.
Sie konnen frithestens ab dem Zeitpunkt der erstmaligen Antragstellung gewéhrt werden. Eine Ausnahme
von diesem Grundsatz besteht dann, wenn durch die Gewédhrung von Leistungen der Sozialhilfe vor oder
nach Beendigung der Hilfsbediirftigkeit diese bzw. deren neuerlicher Eintritt abgewendet werden konnen.

Zu § 6:
Abs. 1 und 2:

Mit diesen Bestimmungen wird §4 Abs. 1 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes ausgefiihrt, der den
weitestmoglichen Kreis der anspruchsberechtigten Personen abschlie3end festlegt:

Abs. 1:

Zum Kreis der anspruchsberechtigten Personen gehdren (wie bisher) Personen mit Osterreichischer
Staatsbiirgerschatft.

Neben Personen mit Osterreichischer Staatsbiirgerschaft zdhlen auch asylberechtigte Personen zum Kreis
der anspruchsberechtigten Personen, ohne dass hier eine Einzelfallpriifung erfolgt bzw. eine
Fiinfjahresfrist vorgesehen ist. Die Gleichstellungsverpflichtung ergibt sich hier bereits aus Art. 29 der
Status-RL 2011/95/EU. Ferner trdgt die Gleichstellung auch dem Genfer Abkommen vom 28. Juli 1951
iiber die Rechtsstellung der Fliichtlinge (GFK), welches fiir Osterreich verbindlich ist, Rechnung (vgl.
Art. 23 GFK).

Auch subsididr schutzberechtigte Personen zdhlen zum Kreis der anspruchsberechtigten Personen, wobei
anders als nach bisheriger Rechtslage aufgrund der grundsatzgesetzlichen Vorgaben hier durch § 10
Abs. 9 eine Einschrinkung der Leistungen der Sozialhilfe erfolgt; diese diirfen das Niveau der
Grundversorgung nach dem 3. Abschnitt dieses Gesetzes nicht {ibersteigen (siche dazu die Erlduternden
Bemerkungen zu § 10 Abs. 9).

Weiters zdhlen dauerhaft niedergelassene Fremde, die sich seit mindestens fiinf Jahren ununterbrochen
tatsdchlich und rechtmifBig im Bundesgebiet aufhalten, zum Kreis der anspruchsberechtigten Personen;
darunter fallen zum Beispiel Personen mit einem Aufenthaltstitel geméll § 45 des Niederlassungs- und
Aufenthaltsgesetzes (NAG) (;, Daueraufenthalt — EU ).

Abs. 2:

Vor Ablauf der fiinfjahrigen Frist nach Abs. 1 sind aufenthaltsberechtigte EU-/EWR-Biirger und
-Biirgerinnen, Schweizer Biirger und Biirgerinnen sowie Drittstaatsangehdrige Osterreichischen
Staatsbiirgern und Staatbiirgerinnen dann gleichzustellen, wenn die Gewdhrung von Leistungen der
Sozialhilfe aufgrund volkerrechtlicher oder unionsrechtlicher Vorschriften zwingend geboten ist.

Darunter fallen nach derzeit geltendem Recht grundsitzlich insbesondere auch Personen, die iiber ein
unionsrechtliches Aufenthaltsrecht nach dem 4. Hauptstiick des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes
verfiigen. Die allfidllige zwingende sozialhilferechtliche Gleichstellungsverpflichtung dieser
Personengruppen richtet sich nach der Unionsbiirger-RL 2004/38/EG, wobei eine Gleichstellung
grundsitzlich nur denjenigen EU-, EWR-Staatsangehorigen und Schweizer Staatsangehorigen zukommt,
die ihr Recht auf Freiziigigkeit in Anspruch genommen haben (vgl. Unionsbiirger-RL 2004/38/EG). Fiir
ihre Familienangehorigen ist das Vorhandensein eines abgeleiteten Freiziigigkeitsrechts erforderlich.

Der Art.24 Abs.1 der Unionsbiirger-RL  2004/38/EG ~ normiert ein  grundsétzliches
Diskriminierungsverbot von Unionsbiirgern und Unionsbiirgerinnen. Es ist jedoch nicht zwingend
geboten, dass allen Unionsbiirgern und Unionsbiirgerinnen Sozialhilfeleistungen zu gewéhren sind.
Insbesondere miissen Unionsbiirgern bzw. Unionsbiirgerinnen, denen keine Arbeitnehmer- bzw.
Selbststandigeneigenschaft zukommt, sowie Personen, denen dieser Status erhalten bleibt, und ihren
Familienangehorigen, in den ersten drei Monaten ihres Aufenthaltes oder wéhrend eines
dartiberhinausgehenden Zeitraumes der Arbeitssuche, sofern sie nicht zum dauernden Aufenthalt im
Inland berechtigt sind, nicht zwingend Sozialhilfeleistungen gewéhrt werden (vgl. Art. 24 Abs. 2
Unionsbiirger-RL 2004/38/EG); fiir sie gilt daher das Fiinf-Jahres-Erfordernis nach Abs. 1.

Ferner darf die Einreise nicht zum Zweck des Bezuges von Leistungen der Sozialhilfe erfolgt sein bzw.
der Bezug von Leistungen der Sozialhilfe nicht zum Verlust des Aufenthaltsrecht fithren.



Ebenfalls nach derzeit geltendem Recht erfasst von Abs.2 sind grundsétzlich insbesondere auch
Familienangehdrige mit einem Aufenthaltstitel gemd §47 Abs.2 NAG, Personen mit einem
Aufenthaltstitel ,,Daueraufenthalt — EU eines anderen Mitgliedstaates” und einem Aufenthaltstitel gemal
§ 49 sowie deren Familienangehorige mit einem Aufenthaltstitel gemif3 § 50 NAG. Da es sich bei diesen
Personen um Drittstaatsangehorige handelt, ist zur allfalligen zwingenden
Gleichbehandlungsverpflichtung festzuhalten, dass nach Art. 11 der Daueraufenthalts-RL 2003/109/EG
(nur) langfristig aufenthaltsberechtigte Drittstaatsangehdrige auf dem Gebiet der Sozialhilfe eigenen
Staatsangehdrigen grundsétzlich gleichgestellt sind (zur Gleichbehandlungsverpflichtung vgl. z.B. EuGH,
Rs C-571/10, (Kamberaj)). Ferner genieBen Drittstaatsangehdrige, die in einem anderen EU-Staat zum
Daueraufenthalt berechtigt sind, nach Art. 21 der Daueraufenthalts-RL 2003/109/EG die gleichen Rechte
wie Drittstaatsangehdrige mit Daueraufenthaltsrecht in Osterreich, wenn sie iiber einen Ssterreichischen
Aufenthaltstitel verfligen.

Eine zwingende volkerrechtliche Verpflichtung zur Erbringung von Leistungen der Sozialhilfe kann sich
bspw. aus Art. 12 des Ubereinkommens des Europarats zur Bekdmpfung des Menschenhandels, BGBI. 111
10/2008) ergeben (vgl. VIGH 12.12.2019, G 164/2019 u.a.).

Wesentlich ist, dass eine Leistungsgewédhrung im Sinne des Abs. 2 nur nach einer Einzelfallpriifung nach
MaBgabe der Kriterien der Rechtsprechung des EuGH (vgl. EuGH 11.11.2014, Rs C-333/13 (Dano);
EuGH 15.9.2015, Rs C-67/14 (Alimanovic); EuGH 25.2.2016, Rs C-299/14 (Garcia-Nieto); EuGH
14.6.2016, Rs C-308/14 (Kommission/Vereinigtes Konigreich) u.a.) erfolgen darf. Die Einzelfallpriifung
verfolgt dabei nicht den Zweck, die Berechtigung des Aufenthalts, sondern allein die innerstaatliche
Verpflichtung zur Gewdhrung von Leistungen der Sozialhilfe vor Ablauf der fiinfjahrigen Wartefrist zu
priifen.

Sofern das Fiinf-Jahres-Erfordernis nach Abs. 1 noch nicht erfiillt ist, hat die fiir die Gewdhrung von
Leistungen der Sozialhilfe zustindige Behorde (§ 15 Abs. 1 und 2) daher nach Anhdrung der zustdndigen
Fremdenbehdrde nach dem NAG, FPG oder Asylgesetz eine allféllige Gleichstellung nach Abs. 2 zu
priifen und eine entsprechende Feststellung zu treffen. Die Feststellung muss nicht mit einem eigenen
Bescheid vorgenommen werden, sondern kann — im Fall eines positiven Ergebnisses — gleichzeitig mit
der Leistungsgewidhrung erfolgen. Bei einem negativen Ergebnis ist der Feststellungsbescheid durch
Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht bekdmpfbar.

Abs. 3:
Mit diesen Bestimmungen wird § 3 Abs. 7 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes ausgefiihrt.

Leistungen der Sozialhilfe fiir Lebensunterhalt und Wohnbedarf kénnen aufgrund der Vorgaben des
Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes nur hilfsbediirftige Personen erhalten, die ihren Hauptwohnsitz und ihren
tatsdchlichen dauernden Aufenthalt in Vorarlberg haben. Umgekehrt haben Personen, die keinen
dauernden Aufenthalt in Vorarlberg haben, keinen Anspruch auf Leistungen der Sozialhilfe. Gleiches gilt
— unbeschadet der Moglichkeit der Leistungsgewédhrung ohne Rechtsanspruch nach Abs. 5 — auch fiir
Unterstiitzungen bei Krankheit, Schwangerschaft und Entbindung oder in besonderen Lebenslagen oder
im Todesfall, die dem grundsatzfreien Raum zuzuordnen sind.

Der dauernde Aufenthalt zielt darauf ab, ob eine Person gegenwirtig und auch zukiinftig in Vorarlberg
ihren Aufenthalt hat (anders als Abs. 1, fiir den maBlgebend ist, ob eine Person in der Vergangenheit
mindestens fiinf Jahre ununterbrochen ihren Aufenthalt im Bundesgebiet hatte). Wie im Motivenbericht,
RV 514 d. Blg. XXVI. GP, zu § 3 Abs. 7 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes ausgefiihrt, fiihrt eine
Ortsabwesenheit von bis zu zwei Wochen noch nicht zu einem Anspruchsverlust (V{Slg 20.035/2015);
unter besonderen Umstdnden wird auch eine ldngere Ortsabwesenheit nicht schaden — etwa bei einem
Reha-, Therapie- oder Krankenhausaufenthalt.

Das formale Kriterium des Hauptwohnsitzes folgt den melderechtlichen Rahmenbedingungen (§ 1 Abs. 7
Meldegesetz 1991) (vgl. Motivenbericht, RV 514 d. Blg. XXVI. GP, zu §3 Abs.7 Sozialhilfe-
Grundsatzgesetz)

Obdachlose Personen mit tatsichlichem dauernden Aufenthalt in Vorarlberg konnen mittels
Hauptwohnsitzbestdtigung gemil3 § 19a des Meldegesetzes 1991 den Nachweis des Hauptwohnsitzes
erbringen. Darunter fallen auch Personen, die von Vereinigungen, die sich der Unterstiitzung
wohnungsloser Personen widmen, Raume bloB kurzfristig zum Essen, Waschen, Kochen oder auch als
Schlafgelegenheit zur Verfiigung gestellt bekommen.



Abs. 4:

Mit diesen Bestimmungen wird § 4 Abs. 2 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes ausgefiihrt, der festlegt,
welche Personen unabhéngig von der Dauer ihres tatsdchlichen Aufenthaltes im Inland keinen Anspruch
auf Leistungen der Sozialhilfe haben.

Abs. 5:

Hilfsbediirftigen Personen, die nicht zum Kreis der Personen gehdren, die Anspruch auf Leistungen der
Sozialhilfe haben (z.B. Drittstaatsangehdrige mit weniger als fiinf Jahren Daueraufenthalt), konnen im
Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung Leistungen im Zusammenhang mit der Unterstiitzung bei
Krankheit, Schwangerschaft und Entbindung (§ 12), in besonderen Lebenslagen (§ 13) sowie zur
Unterstiitzung im Todesfall (§14) gewdhrt werden, soweit dies aufgrund der personlichen, familidren oder
wirtschaftlichen Verhéltnisse dieser Person zur Vermeidung von sozialen Harten unbedingt erforderlich
ist. Nicht davon umfasst sind Kernleistungen fiir den Lebensunterhalt und Wohnen. Auf Leistungen
gemil Abs. 5 besteht kein Rechtsanspruch.

Zu § 7:
Abs. 1:
Durch Abs. 1 werden Teilbestimmungen des § 7 Abs. 1 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes ausgefiihrt.

Leistungen der Sozialhilfe sind subsididr (vgl. § 5 Abs. 2). Bei der Bemessung von Leistungen der
Sozialhilfe sind daher grundséitzlich die zur Verfiigung stehenden eigenen Mittel der hilfsbedirftigen
Person und Leistungen Dritter entsprechend zu beriicksichtigen, sodass sich die Sozialhilfeleistung
entsprechend reduziert.

Unter den zur Verfiigung stehenden eigenen Mitteln werden — wie auch schon nach der bisherigen
Rechtslage — das gesamte verwertbare, in- und ausldndische Vermdgen und Einkommen der
hilfsbediirftigen Person verstanden.

Grundsitzlich gelten alle Einkiinfte der hilfsbediirftigen Person als Einkommen, die dieser aus welchem
Rechtstitel auch immer zur Verfiigung stehen (Mieteinnahmen, Sozialversicherungsleistungen, etc.).
Dabei ist immer vom Nettoeinkommen auszugehen, daher von dem um Abgaben und
Sozialversicherungsbeitrdge verminderten Einkommen.

Nicht zur Verfligung stehen der hilfsbediirftigen Person oder Dritten jene Mittel, die nachweislich zur
Erfiillung einer gesetzlichen Unterhaltsverpflichtung (z.B. gegeniiber Kindern oder einem/einer
geschiedenen Ehegatten/Ehegattin) verwendet miissen werden; dabei ist es erforderlich, dass diese
Unterhaltsverpflichtung gegeniiber einer Person besteht, die nicht Teil der Haushaltgemeinschaft ist. Das
ist sachlich gerechtfertigt, da die Haushaltsgemeinschaft gesamthaft betrachtet wird und auch das im
gemeinsamen Haushalt lebende Kind einer hilfsbediirftigen Person, die Leistungen der Sozialhilfe erhélt,
ebenfalls einen entsprechenden Sozialhilfebeitrag erhdlt. Die konkrete Hohe einer gesetzlichen
Unterhaltsverpflichtung ergibt sich etwa aus Scheidungsurteilen oder -vereinbarungen bzw. aus
Gerichtsbeschliissen. Dass einer solchen Verpflichtung auch tatsichlich nachgekommen wird, ist
gegentiber der Behorde zu belegen.

Abs. 2:

Mit dieser Bestimmung wird in Ubereinstimmung mit § 7 Abs.2 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes
klargestellt, dass bei der Bemessung von Leistungen der Sozialhilfe nicht nur die tatséchlich zur
Bedarfsdeckung zur Verfiigung stehenden eigenen Mittel zu beriicksichtigen sind, sondern bereits auch
die Moglichkeit, einen Bedarf durch Inanspruchnahme von Leistungen Dritter zu decken; dies entspricht
im Ubrigen auch dem bereits bisher geltenden Recht. Die hilfsbediirftige Person ist daher dazu
verpflichtet, bedarfsdeckende Anspriiche gegen Dritte zu verfolgen (z.B. rechtlich durchsetzbarer
Unterhaltsanspruch, Anspriiche auf Fruchtgenuss oder Wohnrecht, Anspriiche auf private und 6ffentliche
Versicherungsleistungen, etc.).

Eine solche Rechtsverfolgungspflicht kann aber nur angenommen werden, wenn die Geltendmachung
gegeniiber Dritten nicht offenkundig aussichtslos oder unzumutbar ist. Als aussichtslos wird eine
Rechtsverfolgung z.B. dann anzusehen sein, wenn die unterhaltspflichtige Person unsteten oder
unbekannten Aufenthalts ist oder sich im Ausland befindet bzw. auch in Fillen, bei denen die Vaterschaft
nicht bekannt oder noch nicht festgestellt ist (uneinbringbarer Unterhalt). Als unzumutbar wird z.B. eine
Rechtsverfolgung von Unterhaltsanspriichen fiir Personen mit Behinderung gegeniiber ihren Eltern oder
Grofeltern ab jenem Alter anzusehen sein, ab dem im Allgemeinen die Selbsterhaltungsfahigkeit
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angenommen wird (derzeit vollendetes 25. Lebensjahr). Menschen mit Behinderung erlangen oft auch im
Erwachsenenalter nicht die Selbsterhaltungsfahigkeit und sollen nicht dazu gezwungen werden, ihre
eigenen Angehdrigen zu klagen. Unzumutbar kann aber auch z.B. die Verfolgung von Rechtsanspriichen
aufgrund eines unverhéltnisméfig hohen Prozessrisikos in Relation zur Hohe des Anspruches sein.

Die Rechtsverfolgungspflicht hindert nicht die vorldufige Zuerkennung von Leistungen der Sozialhilfe,
bis die Anspriiche tatséchlich einbringlich gemacht wurden. Die Zuldssigkeit einer unmittelbar
erforderlichen Unterstiitzung bleibt unbertihrt.

Auf Verlangen der Bezirkshauptmannschaft sind bedarfsdeckende Anspriiche gegeniiber Dritten dem
Land zur Rechtsverfolgung zu iibertragen (siche dazu auch die Erlduternden Bemerkungen zu den §§ 15
und 24). Fiir den Fall, dass der Rechtsverfolgungspflicht nicht entsprochen wird, sieht § 20 Abs. 1 lit. a
eine Sanktionsregelung vor.

Abs. 3:

In Abs. 3 werden Teilbestimmungen des § 7 Abs. 1 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes ausgefiihrt. Als zu
berticksichtigende Leistungen Dritter sind demnach auch sdamtliche 6ffentliche Mittel zur Unterstiitzung
des allgemeinen Lebensunterhaltes und des Wohnbedarfes anzusehen. Dazu zdhlen etwa die
Wohnbeihilfe (diese dient der Unterstiitzung des Wohnbedarfs) und der Familienzuschuss sowie das
Kinderbetreuungsgeld (diese Leistungen konnen als Unterstiitzung zum allgemeinen Lebensunterhalt
angesehen werden); aber auch jene Leistungen, die im Rahmen der Unterbringung in einer stationédren
Pflegeeinrichtung erbracht werden, dienen den genannten Zwecken und sind daher zu beriicksichtigen.

Weiters zdhlt zu den zu beriicksichtigenden Leistungen Dritter auch jener Teil des Einkommens der in
Haushaltsgemeinschaft lebenden unterhaltspflichtigen Angehorigen bzw. des Lebensgefahrten oder der
Lebensgefihrtin, der eine fiir diese Personen nach Mallgabe dieses Gesetzes vorgesehene Leistung gemal
§ 10 Abs. 2 iibersteigt. Die Bestimmung ist im Kontext mit § 7 Abs. 1 letzter Satz zu sehen: Demnach
stehen auch bei Dritten jene Mittel nicht zur Verfiigung, die nachweislich zur Erfillung gesetzlicher
Unterhaltspflichten gegeniiber auflerhalb der Haushaltsgemeinschaft lebenden Personen verwendet
werden (siehe dazu auch die Erléduternden Bemerkungen zu § 7 Abs. 1 letzter Satz).

Abs. 4:

Der Abs. 4 entspricht § 7 Abs. 3 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes. Eine Kiirzung von anrechenbaren
Leistungen des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977, die auf ein zurechenbares Fehlverhalten der
hilfsbediirftigen Person zuriickzufiihren ist (z.B. bei der Weigerung, eine zumutbare Beschiftigung
anzunehmen), soll nicht zur Génze durch Leistungen der Sozialhilfe ausgeglichen werden, sondern
hochstens im AusmaBl von 50 % des Differenzbetrages. Dies hat den Zweck, allfdllige Sanktionen nach
dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 nicht wirkungslos zu machen, gleichzeitig kann im Rahmen
eines letzten sozialen Netzes jedoch grundsitzlich kein volliger Entfall der Leistungen in Betracht
kommen. Bereits schon nach der bisherigen Rechtslage konnte bei einer Sperre des Arbeitslosengeldes
nach § 10 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977 die Mindestsicherung auch ohne vorherige
Ermahnung um bis zu 50 % eingeschriankt werden.

Zu § 8:

Der § 8 fiihrt die Bestimmungen des § 7 Abs. 4 bis 6 und 8 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes aus, welche
Ausnahmen von der Beriicksichtigung von eigenen Mitteln und Leistungen Dritter enthalten:

Abs. 1:
Durch Abs. 1 erster Halbsatz wird § 7 Abs. 4 erster Satz des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes ausgefiihrt.

Nach der bisherigen Rechtslage waren generell Leistungen nach dem Familienlastenausgleichsgesetz
1967 (FLAG) — ausgenommen Zuwendungen aus dem Familienhospiz-Harteausgleich — nicht zu
beriicksichtigen (vgl. § 9 Abs. 2 lit. a Mindestsicherungsverordnung). Nunmehr sind nur noch Leistungen
nach § 8 FLAG nicht zu beriicksichtigen. Dies hat zur Folge, das kiinftig z.B. Mehrkindzuschldge, welche
eine Leistung nach den §§ 9 FLAG darstellen, bei der Leistungsbemessung zu beriicksichtigen sind.
Umgekehrt sind dafiir Absetzbetrdge fiir Alleinerziehende, Alleinverdienende und bestimmte Gruppen
von Unterhalt leistenden Personen gemdfl § 33 Abs. 4 des Einkommenssteuergesetzes 1988 (EStG) auf
Grund der Vorgaben des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes nunmehr nicht mehr zu beriicksichtigen. Unter
die familienbezogenen Absetzbetrage gemall § 33 Abs. 3 bis 4 EStG fillt auch der Familienbonus Plus
gemil § 33 Abs. 3a EStG.
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Weiters wird durch Abs. 1 zweiter Halbsatz von der durch § 7 Abs. 4 letzter Satz des Sozialhilfe-
Grundsatzgesetzes gegebenen Moglichkeit Gebrauch gemacht, auch Heizkostenzuschiisse, die aus
Offentlichen Mitteln gewdhrt werden, bei der Bemessung von Leistungen der Sozialhilfe nicht zu
beriicksichtigen.

Abs. 2:
Durch Abs. 2 wird § 7 Abs. 4 zweiter Satz des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes ausgefiihrt.

Unter freiwillige Geldleistungen der freien Wohlfahrtspflege konnen etwa Geldspenden von karitativen
Einrichtungen fallen. Unter Leistungen von Dritten sind z.B. Geld- und/oder Sachzuwendungen von
Freunden und Bekannten an die hilfsbediirftige Person zu verstehen.

Abs. 3:

Durch die Regelung des Abs. 3 wird dem § 7 Abs. 5 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes entsprochen. Im
Motivenbericht zu § 7 Abs. 5 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes, RV 514 d. Blg. XXVI. GP, wird
ausgefiihrt, dass die Landesregierung unter Beriicksichtigung der verfassungsrechtlichen Vorgaben
sicherzustellen hat, dass die Abgeltung eines pflege- oder behinderungsbedingten Sonderbedarfes keiner
Anrechnung unterliegt (vgl. VfSlg 19.913/2014 mwN).

Die angefiihrten 6ffentlichen Mittel dienen der Abdeckung von Sonderbedarfen. Dabei handelt es sich um
die Abdeckung eines Pflegeaufwandes oder um Sozialentschiddigungsleistungen, bei denen der Staat die
Haftung fiir Personenschdden iibernimmt wund Entschddigung leistet, mit Ausnahme
einkommensabhéngiger Leistungen mit Sozialunterstiitzungscharakter.

Das Pflegegeld oder anderen pflegebezogene Leistungen sind nicht zu beriicksichtigen, sofern es sich
dabei nicht um Einkommen der betreuenden bzw. pflegenden Person handelt. Dies entspricht der
Judikatur des VWGH (vgl. VWGH vom 21.04.1998, Z1. 97/08/0510, u.a.); ein Pflegegeld ist demnach bei
einer betreuenden oder pflegenden Person grundsitzlich als Einkommen zu beriicksichtigen, wenn sie —
auf Kosten ihrer sonstigen Verdienstmoglichkeit — gerade jene Betreuungs- und Pflegeleistungen erbringt,
zu deren Abdeckung (zweckgebunden) das Pflegegeld dient. Dabei ist jener Anteil an Pflegegeld, der
nach Abzug aller tatséchlich anfallenden Pflegekosten (Fremdleistungen, Zukauf pflegebezogener
Leistungen und Waren) sowie des filir Taschengeld vorgesehenen Freibetrages (§ 13 BPGG, 10% der
Stufe 3) verbleibt, als ,,Einkommen* des bzw. der betreuenden bzw. pflegenden Familienangehdrigen
anzusehen.

Die Landesregierung kann mit Verordnung nach § 26 weitere nicht zu beriicksichtigende offentliche
Mittel zur Deckung von Sonderbedarfen festlegen.

Abs. 4:

Bereits schon nach der bisherigen Rechtslage wurden Personen, die wihrend des Bezuges von
Kernleistungen der Mindestsicherung eine Erwerbstétigkeit (wieder) aufnahmen oder ein Lehrverhéltnis
begannen, Freibetrdge in den ersten zwolf Monaten der Aufnahme als Anreiz gewihrt (§ 9 Abs. 2 lit. h
Mindestsicherungsverordnung). Nunmehr wird normiert, dass mittels Verordnung nach § 26 Freibetrége
bei Auslibung einer Erwerbstitigkeit vorgesehen werden konnen bzw. bei Aufnahme einer
Erwerbstétigkeit wiahrend des Bezuges von Leistungen der Sozialhilfe vorzusehen sind.

Durch die neue Regelung wird der § 7 Abs. 6 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes ausgefiihrt: Fiir
Personen, die wihrend des Bezuges von Leistungen der Sozialhilfe eine Erwerbstitigkeit (wieder)
aufnehmen, ist mittels Verordnung der Landesregierung nach § 26 ein Freibetrag von bis zu 25 % des aus
der Erwerbstitigkeit erzielten Nettoeinkommens fiir die Dauer von maximal zw6lf Monaten vorzusehen.
Der nach dem Grundsatzgesetz mdogliche maximale Freibetrag von bis zu 35 % des aus der
Erwerbstitigkeit erzielten Nettoeinkommens wird dabei nicht voll ausgeschopft, dafiir wird dariiber
hinaus im grundsatzfreien Raum in Ausniitzung des durch den Verfassungsgerichtshof aufgezeigten
Gestaltungsspielraumes auch flir von vornherein erwerbstitige Personen (aufstockende Personen) die
Moglichkeit eingerdumt, mit Verordnung einen Freibetrag vorzusehen (vgl. VfGH 12.12.2019,
G 164/2019 u.a., Rz 54). Auch fiir diese Personengruppe sind im Sinne des Gleichbehandlungsgebotes
die Freibetrage auf maximal 25 % des aus der Erwerbstitigkeit erzielten Nettoeinkommens beschrankt
und diirfen nicht linger als zwolf Monate gewidhrt werden. Ausgenommen von der zeitlichen
Beschrinkung sind Personen, die trotz vorgeriickten Alters oder trotz starker Beschriankung ihrer
Erwerbsfahigkeit unter Aufwendung besonderer Tatkraft einem Erwerb nachgehen; diesen kann ein
solcher Freibetrag auch iiber zwolf Monate hinaus eingerdumt werden (vgl. dazu auch den bisherigen § 9
Abs. 2 lit. ¢ Mindestsicherungsverordnung).

12



Der nunmehrige Freibetragsspielraum soll fiir hilfsbediirftige Personen eine Motivation fiir die (Wieder-)
Aufnahme oder Erweiterung des AusmaBes bzw. auch den Verbleib in der Erwerbstétigkeit darstellen.
Damit wird auch dem Umstand Rechnung getragen, dass mit einer Erwerbstitigkeit hédufig auch
besondere Aufwendungen (z.B. Monatsticket fiir 6ffentliche Verkehrsmittel, fiir den Beruf erforderliche
Bekleidung, etc.) verbunden sind.

Abs. 5:

Durch die Regelung des Abs. 5 wird dem § 7 Abs. 8 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes entsprochen.
Wesensmerkmal der Sozialhilfe ist, dass Sachwerte grundsétzlich zu verduBern sind, bevor Leistungen
der Sozialhilfe zustehen. Der Bezug von Leistungen ist daher grundsétzlich davon abhidngig zu machen,
dass zuvor das noch vorhandene Sachvermogen verwertet wird, sodass der hieraus erzielte Erlos fiir die
Deckung des Wohnbedarfs und des allgemeinen Lebensunterhalts verwendet werden kann. Dabei sind
jedoch bestimmte Vermdgenswerte von einer Anrechnung oder Verwertung ausgenommen (vgl.
Motivenbericht, RV 514 d. Blg. XXVI. GP, zu § 7 Abs. 8 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes). Dies war
auch schon nach geltendem Recht der Fall.

Abs. 5 lit. a:

Die Ausnahmen gemall Abs. 5 lit. a entsprechen der bereits bisher geltenden Rechtslage (vgl. § 9 Abs. 4
lit. a bis ¢ Mindestsicherungsverordnung). Sie betreffen Vermogenswerte, durch deren Verwertung eine
Notlage erst ausgelost, verlangert, oder deren Uberwindung gefdhrdet werden konnte; dies gilt fiir

- Gegenstinde, die zur Erwerbsausiibung oder Befriedigung angemessener geistig-kultureller
Bediirfnisse erforderlich sind;

- Gegenstinde, die als angemessener Hausrat anzusehen sind;

- sowie flir Kraftfahrzeuge, die berufsbedingt oder aufgrund besonderer Umsténde (wie insbesondere
eine Behinderung oder eine unzureichende Infrastruktur) erforderlich sind.

Abs. 5 lit. b:

Abs. 5 lit. b regelt die Verwertung von Vermdgen, welches der Deckung des unmittelbaren Wohnbedarfes
dient (Wohnvermogen). Derartiges Wohnvermdgen ist fiir einen dreijéhrigen Zeitraum begrenzt von
Anrechnungs- und Verwertungspflichten ausgenommen. Der Schutz des Wohnvermodgens reicht
allerdings nur soweit, als das Objekt auch tatsdchlich der Befriedigung des Wohnbedarfs der
hilfsbediirftigen Person oder deren unterhaltsberechtigten Angehorigen dient. Demgegeniiber nicht erfasst
sind Immobilien, die nicht der Befriedigung eines unmittelbaren Wohnbedarfs der hilfsbediirftigen Person
bzw. derer unterhaltsberechtigter Angehoriger dienen, wie z.B. leerstehende Wohnungen bzw. vermietete
Wohnungen; diese stellen sofort verwertbares Vermdgen dar.

Aufgrund der grundsatzgesetzlichen Vorgabe kann die Behdrde nunmehr erst nach einem dreijahrigen
Bezug von Leistungen der Sozialhilfe (anstelle bisher sechsmonatigem Leistungsbezug gemill § 9 Abs. 4
lit. f Z. 1 Mindestsicherungsverordnung) einen kiinftigen FEinsatz von Wohnvermogen durch
grundbiicherliche Sicherstellung des Ersatzanspruchs fiir die ab diesem Zeitpunkt anfallenden Leistungen
verlangen, sofern dies nicht eine besondere Hérte darstellen wiirde.

Abs. 5 lit. c:

Abs. 5 lit. ¢ legt entsprechend den Vorgaben des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes fest, dass in Bezug auf
sonstiges Vermogen, das weder unter lit. a noch lit. b fdllt, und daher prinzipiell zu beriicksichtigen wére
(z.B. Bargeld, Sparbiicher, Schmuck, Bausparvermogen) ein begrenzter Betrag bei der hilfsbediirftigen
Person verbleiben soll. Dieses nicht zu beriicksichtigende Vermdégen im Wert von 600 % des Netto-
Ausgleichzulagenrichtsatzes steht jeder hilfsbediirftigen Person zu und erhoht sich daher in einer
Haushaltsgemeinschaft pro leistungsberechtigter Person um jeweils diesen Prozentsatz. Derartige
Vermogensgegenstinde sind nicht zu beriicksichtigen bzw. zu verwerten, soweit diese in Summe einen
Wert von 600% des Netto-Ausgleichszulagenrichtsatzes nicht iibersteigen. Dies stellt eine Verbesserung
fir hilfsbediirftige Personen im Vergleich zur bisher geltenden Rechtslage dar, nach der lediglich
Ersparnisse bis zum Betrag von 4.200 Euro nicht beriicksichtigt werden durften, unabhingig davon, ob es
sich um eine alleinstehende Person oder eine Bedarfsgemeinschaft handelte (vgl. § 9 Abs. 4 lit. d
Mindestsicherungsverordnung).

Auf die — im Grundsatzgesetz enthaltene — Bezeichnung als ,,Schonvermégen® wird verzichtet, da es sich
hierbei nicht um ein geschontes Vermodgen handelt, das nach Ablauf einer gewissen Zeit einer
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Verwertung zugefiihrt werden kann (wie beispielsweise das Wohnvermogen in Abs. 5 lit. b; bei diesem
handelt es sich um ein Schonvermégen), sondern vielmehr um ein geschiitztes Vermogen, das keiner
Verwertung unterliegt.

Zu§9:

Die Bestimmungen des § 9 sind in Zusammenhang mit der bereits als Grundsatz in § 5 Abs. 1 und Abs. 3
formulierten Bemiithungspflicht der hilfsbediirftigen Person zu sehen. Bereits nach bisherigem Recht war
die Gewdhrung von Mindestsicherungsleistungen an den zumutbaren Einsatz der eigenen Krifte,
insbesondere der eigenen Arbeitskraft, sowie fiir Personen mit Integrationsbedarf an die Bereitschaft zur
Teilnahme an integrationsférdernden Maflnahmen bzw. den Abschluss einer Integrationsvereinbarung
geknilipft  (vgl. §8 Abs. 1 letzter Satz Mindestsicherungsgesetz L.V.m. §10
Mindestsicherungsverordnung).

Abs. 1:

Volle Leistungen der Sozialhilfe zur Absicherung des Lebensunterhaltes und zur Befriedigung des
Wohnbedarfes setzen die dauernde Bereitschaft voraus, die eigene Arbeitskraft einzusetzen und die
Bereitschaft zu aktiven, arbeitsmarktbezogenen Leistungen.

Grundsitzlich impliziert die Bereitschaft, die eigene Arbeitskraft einzusetzen und zu aktiven,
arbeitsmarktbezogenen Leistungen die Arbeitswilligkeit gemil §9 Abs. 1 des
Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977: Arbeitswillig ist demnach, wer bereit ist, eine durch die regionale
Geschiftsstelle oder einen vom Arbeitsmarktservice beauftragten, die Arbeitsvermittlung im Einklang mit
den Vorschriften der §§2 bis 7 des Arbeitsmarktforderungsgesetzes (AMFG), durchfiihrenden
Dienstleister vermittelte zumutbare Beschéftigung in einem Arbeitsverhidltnis als Dienstnehmer bzw.
Dienstnehmerin im Sinn des § 4 Abs. 2 ASVG anzunehmen, sich zum Zwecke beruflicher Ausbildung
nach- oder umschulen zu lassen, an einer Mallnahme zur Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt
teilzunehmen, von einer sonst sich bietenden Arbeitsmoglichkeit Gebrauch zu machen und von sich aus
alle gebotenen Anstrengungen zur Erlangung einer Beschiftigung zu unternehmen, soweit dies
entsprechend den personlichen Fahigkeiten zumutbar ist.

Unter aktiven, arbeitsmarktbezogenen Leistungen sind bspw. das Erstellen und Versenden von
Bewerbungsunterlagen, die Wahrnehmung von Bewerbungsgespréichen, etc. zu verstehen. Aber auch die
Bereitschaft zu zumutbaren Qualifizierungsmafinahmen ist darunter zu verstehen, wie beispielsweise die
Teilnahme an Deutschkursen durch nicht deutschsprachige EU-Biirger bzw. EU-Biirgerinnen oder
Konventionsfliichtlinge, die Teilnahme an Um- oder Nachschulungen zum Zwecke beruflicher
Ausbildung, die Teilnahme an MaBnahmen zur Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt, etc. fallen
darunter. Personen, die in den Geltungsbereich des Integrationsgesetzes fallen, miissen zudem die
Voraussetzungen gemal § 9 Abs. 3 erfiillen (Abschluss einer Integrationserklarung bzw. —vereinbarung,
Absolvierung von Sprachkursen, Abschluss von Werte- und Orientierungskursen) (siehe dazu auch die
Erlduternden Bemerkungen zu § 9 Abs. 3).

Der Grundsatz zum Einsatz der Arbeitskraft und zu aktiven arbeitsbezogenen Leistungen gilt auch in
Féllen, in denen eine Person ohne beriicksichtigungswiirdige Griinde nur einer Teilzeit- und nicht einer
Vollzeitbeschéftigung nachgeht oder eine Person ohne besonderen Grund einer Beschéftigung unter
ihrem Ausbildungsniveau nachgeht und deshalb ihren Lebensunterhalt und Wohnbedarf nicht selbst
decken kann.

Die Bereitschaft zum Einsatz der Arbeitskraft und zu aktiven, arbeitsmarktbezogenen Leistungen ist
insbesondere aufgrund von Informationen des Arbeitsmarktservice, des Amtsarztes, des Osterreichischen
Integrationsfonds, etc. zu beurteilen (siche auch die Erlduternden Bemerkungen zu § 20 Abs. 1 lit. b
(Sanktionen)).

Abs. 2:

Der Abs. 2 enthdlt Ausnahmetatbestdnde, bei deren Vorliegen keine Pflicht zum Einsatz der Arbeitskraft
und zu aktiven arbeitsmarktbezogenen Leistungen besteht:

Abs. 2 lit. a und b:

Die Ausnahmetatbestéinde des Abs. 2 lit. a und b entsprechen dem geltendem Recht (vgl. § 10 Abs. 2 lit. a
und b Mindestsicherungsverordnung).
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Abs. 2 lit. c:

Im Vergleich zur geltenden Rechtslage (vgl. § 10 Abs. 2 lit. ¢ Mindestsicherungsverordnung) findet eine
Ausweitung des Entfalls der Verpflichtung zum Einsatz der Arbeitskraft einer hilfsbediirftigen Person, die
pflegebediirftige Angehdrige betreut, statt. Neben der iiberwiegenden Betreuung von pflegebediirftigen
Angehorigen (§ 123 ASVG), welche ein Pflegegeld mindestens der Stufe 3 beziehen, ist auch die
iiberwiegende Pflege von nachweislich demenziell erkrankten oder minderjdhrigen pflegebediirftigen
Personen, die mindestens ein Pflegegeld der Stufe 1 (§5 des Bundespflegegeldes) beziehen, als
Ausnahmetatbestand erfasst.

Abs. 2 lit. d:

Der Ausnahmetatbestand des Abs. 2 lit. d entspricht dem geltenden Recht (vgl. § 10 Abs.2 lit. d
Mindestsicherungsverordnung).

Abs. 2 lit. e und f:

Die Ausnahmetatbestinde des Abs. 2 lit. e und f entsprechen ebenfalls geltendem Recht (vgl. § 10 Abs. 2
lit. e und f Mindestsicherungsverordnung).

Abs. 2 lit. g:

Bei der Beurteilung der Invaliditdt ist alleine das medizinische Leistungskalkiil gemdB § 255 Abs. 3
ASVG mafgeblich. Es orientiert sich an der Beurteilung der Invaliditdt von Personen ohne Berufsschutz
und ohne Beriicksichtigung des altersbedingt eingreifenden besonderen Schutzes in der
Pensionsversicherung. Dass als Grenzlinie das Leistungskalkiil in der Pensionsversicherung gezogen
wird, findet seine Entsprechung etwa auch in einer Zusammenschau mit der als Versicherungsleistung
konzipierten Notstandshilfe und der dort mafigeblichen Definition der Arbeitsfahigkeit (§ 8 AIVG). Die
Ausfiihrungen gelten sinngemél auch fiir eine Berufsunfahigkeit (hier ist der §273 Abs.2 ASVG
mafgeblich).

Abs. 2 lit. h:

Abs.2 lit. h sieht einen subsididren Auffangtatbestand fiir vergleichbar gewichtige, besonders
beriicksichtigungswiirdige ~ Griinde vor. Zu den  vergleichbar  gewichtigen, besonders
beriicksichtigungswiirdigen Griinden, die eine weitere Ausnahme vom Erfordernis nach Abs. 1
begriinden, gehort insbesondere die Ableistung eines Freiwilligen Sozialjahres im Interesse der
Allgemeinheit (§ 6 des Freiwilligengesetzes) bzw. die Teilnahme an einem freiwilligen Integrationsjahr
(Abschnitt 4a des Freiwilligengesetzes). Auch eine Erwerbsunfahigkeit bei selbstindigen Personen, die
einer Invaliditidt oder Berufsunfahigkeit nach Abs. 2 lit. g gleichzuhalten ist, kann einen solchen Grund
darstellen. Als besonders beriicksichtigungswiirdige Griinde im Sinne des Abs. 2 lit. h sind nur solche
anzusehen, die in ihrem Gewicht den in den Abs. 2 lit. a bis g genannten Tatbestinden wertungsgemal
entsprechen.

Abs. 3:

Bereits nach geltendem Recht war die Gewédhrung von Leistungen der Mindestsicherung an Personen, bei
denen Integrationsforderbedarf besteht, neben der Bereitschaft zum Einsatz ihrer Arbeitskraft auch davon
abhéngig, inwieweit die hilfsbediirftige Person bereit war, an integrationsfordernden Mafnahmen
(Deutschkurse, Werte- und Orientierungskurse oder sonstige MaBnahmen zur besseren Integration)
teilzunechmen sowie vom Abschluss einer Integrationsvereinbarung (vgl. § 10 Abs.3 und 4
Mindestsicherungsverordnung). Daran soll nach wie vor festgehalten werden. Da die
Integrationspflichten und Sprachnachweise fiir Asylberechtigte, subsididr Schutzberechtigte sowie fiir
rechtmdfig niedergelassene Drittstaatsangehorige, die Leistungen nach dem Sozialhilfe-Grundsatzgesetz
beziehen, nunmehr aber bereits im Integrationsgesetz geregelt sind, wird auch im vorliegenden Entwurf
nunmehr auf die Einhaltung der Integrationsverpflichtungen nach dem genannten Gesetz abgestellt;
darunter fallen die Unterzeichnung einer Integrationserklérung bzw. Integrationsvereinbarung, die Pflicht
zur Absolvierung von Sprachkursen sowie die Teilnahme und der Abschluss vom Werte- und
Orientierungskursen. Personen, die in den Geltungsbereich des Integrationsgesetzes fallen, miissen daher,
wie bereits zu § 9 Abs. 1 angefiihrt, neben der Bereitschaft zum Einsatz der Arbeitskraft und zu aktiven
arbeitsmarktbezogenen Leistungen zudem die Voraussetzungen nach Abs. 3 erfiillen; allerdings hat die
Landesregierung im Hinblick auf die in § 20 Abs. 1 lit. ¢ vorgesehene Sanktionierung der Nichterfiillung
dieser Erfordernisse die Moglichkeit, mit Verordnung entschuldbare Griinde fiir die Nichterfiillung von

15



Integrationspflichten nach den §§ 6 Abs. 1, 7 Abs. 1 oder § 16¢c Abs. 1 Integrationsgesetz festzulegen
(vgl. § 26 Abs. 1 lit. d).

Zu § 10:

Durch die Regelung des § 10 wird der §5 Abs. 1 bis 5 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes — mit
Ausnahme der Bestimmung des § 5 Abs. 2 Z. 3, die vom Verfassungsgerichtshof mit Erkenntnis vom
12.12.2019, G 164/2019 u.a., als verfassungswidrig aufgehoben wurde — ausgefiihrt. Weiters erfolgt im
grundsatzfreien Raum die Festlegung der Leistungen fiir in Haushaltsgemeinschaft lebende
unterhaltsberechtigte minderjéhrige Personen.

Abs. 1:

Der Abs. 1 normiert, dass Leistungen der Sozialhilfe zur Absicherung des allgemeinen Lebensunterhaltes
und zur Befriedigung des Wohnbedarfes in Form von Sachleistungen oder monatlicher, zwolf Mal im
Jahr gebiihrender pauschaler Geldleistungen gewdhrt werden. Sachleistungen sind im Ausmal} ihrer
angemessenen Bewertung auf Geldleistungen anzurechnen.

Wie bereits nach bisherigem Recht gebiihren Leistungen nur nach Mallgabe der zu beriicksichtigenden
eigenen Mittel und Leistungen Dritter (§§ 7 und 8).

Abs. 2:

Wihrend nach bisher geltendem Recht in der Mindestsicherungsverordnung Mindestsicherungssitze zur
Deckung des Lebensunterhaltes getrennt von pauschalen Hochstsdtzen zur Deckung des Wohnbedarfes
vorgesehen sind (vgl. die §§ 6 und 7 Mindestsicherungsverordnung), gibt die Regelung des § 5 Abs. 2 des
Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes nur mehr Hochstsdtze pro Person auf Basis des Netto-
Ausgleichszulagenrichtsatzes flir Alleinstehende vor, die grundsétzlich nicht nach Lebensunterhalt und
Wohnbedarf differenzieren; die Landesregierung kann jedoch eine solche Differenzierung vorsehen,
welche in § 10 Abs. 4 und 5 auch (sieche die Erlduternden Bemerkungen dazu) vorgenommen wird.

Als Ausgangswert fiir die Bemessung der Leistungen dient der Netto-Ausgleichszulagenrichtsatz fiir
Alleinstehende, welcher dem Ausgleichszulagenrichtsatz fiir Alleinstehende (§ 293 Abs. 1 lit. a lit. bb
ASVG) abziiglich eines Krankenversicherungsbeitrages in Hoéhe von 5,1 % entspricht (vgl.
Motivenbericht, RV 514 d. Blg. XXVI. GP, zu § 5 Abs. 2 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes).

Die zuldssigen Hochstbetrdge fiir monatliche Leistungen fiir Lebensunterhalt und Wohnbedarf, welche im
Sozialhilfe-Grundsatzgesetz in § 5 Abs. 2 festgelegt sind, werden bis auf eine Ausnahme in § 10 Abs. 2
lit. ¢ — siehe die Erlauternden Bemerkungen dazu — voll ausgeschopft.

Die Leistungen gemdll Abs. 2 lit. a bis f gelten immer vorbehaltlich der Bestimmungen der § 10 Abs. 1
letzter Satz sowie der Abs. 4 bis 9.

Abs. 2 lit. a:

Die Summe der Sach- und Geldleistungen fiir alleinstehende oder alleinerzichende Personen betragt
100 % bezogen auf den Netto-Ausgleichszulagenrichtsatz fiir Alleinstehende.

Abs. 2 lit. b:

In Abs.2 lit. b werden die Summen der Sach- und Geldleistungen fiir in Haushaltsgemeinschaften
lebende volljahrige Personen, fiir die kein Anspruch auf Familienbeihilfe besteht, festgelegt (pro
leistungsberechtigter Person 70%, ab der dritten leistungsberechtigten Person 45 % bezogen auf den
Netto-Ausgleichszulagenrichtsatz fiir Alleinstehende). Die vom Sozialhilfe-Grundsatzgesetz vorgegebene
degressive Abstufung folgt dem Grundsatz, dass in Haushaltsgemeinschaft lebende Personen geringere
Wohnkosten und — in einem gewissen Ausmal} — auch geringere Lebenshaltungskosten zu tragen haben
(vgl. VIGH 07.3.02018, G 136/2017 m.w.N.). Der Begriff der Haushaltsgemeinschaft wird in § 10 Abs. 3
zweiter Satz definiert (siche dazu auch die Erlduternden Bemerkungen zu § 10 Abs. 3).

Abs. 2 lit. c:

Fiir in Haushaltsgemeinschaft lebende volljéhrige Personen, fiir die ein Anspruch auf Familienbeihilfe
besteht, wird unabhédngig von der Anzahl der leistungsberechtigten Personen im Haushalt immer eine
geringere Leistung (45 % bezogen auf den Netto-Ausgleichszulagenrichtsatz fiir Alleinstehende)
gegeniiber der Leistung fiir volljahrige Personen, fiir die kein Anspruch auf Familienbeihilfe besteht,
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festgelegt. Eine solche Unterscheidung wurde auch schon bereits nach der bisher geltenden Rechtslage
getroffen (vgl. § 6 Abs. 1 lit. b Z. 2 Mindestsicherungsverordnung) und ist sachlich gerechtfertigt, da
diese Personen ansonsten mit den staatlichen Transferleistungen iber deutlich mehr Mittel zur
Abdeckung des Bedarfs fiir den allgemeinen Lebensunterhalt und das Wohnen verfiigen wiirden als
Personen ohne diese Sozialleistungen.

Abs. 2 lit. d:

Aufgrund der Authebung des § 5 Abs. 2 Z. 3 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes durch Erkenntnis des
Verfassungsgerichtshofes vom 12.12.2019, G 164/2019 u.a., wird im grundsatzfreien Raum wie bereits
nach der bestehenden Rechtslage fiir unterhaltsberechtigte minderjéhrige Kinder, fiir die ein Anspruch auf
Familienbeihilfe besteht, wieder — korrespondierend zur Erhohung der Familienbeihilfe entsprechend der
Anzahl der Kinder — ecine Geschwisterstaffelung ab dem vierten Kind vorgesehen. Diese wird in
Anpassung an das neue Gesamtsystem (Lebensunterhalt und Wohnbedarf) als Prozentsédtze bezogen auf
den Netto-Ausgleichszulagenrichtsatz fiir Alleinstehende festgelegt (pro minderjahrigem Kind 27 %, ab
dem vierten Kind 17 %, ab dem siebten Kind 12 %).

Weiters wurde von der durch § 5 Abs. 2 Z. 4 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes gegebenen Moglichkeit
Gebrauch gemacht, Zusatzleistungen fiir Kinder in Haushalten von alleinerzichenden Personen
vorzusehen. Dadurch sollen die besondere Lebenssituation und die damit regelméfig verbundenen
hoheren finanziellen Belastungen von Alleinerzieher-Haushalten entsprechend beriicksichtigt werden. In
diesen Haushalten erhdhen sich daher die Leistungen pro minderjahriger Person um 3 %, wobei auch hier
auf den Netto-Ausgleichszulagenrichtsatz  fiir ~ Alleinstehende abzustellen ist. Die als
,,Alleinerzieherbonus® durch das Sozialhilfe-Grundsatzgesetz festgelegten méglichen Hochstleistungen
wurden jedoch bewusst nicht voll ausgeschopft, sondern stattdessen die Summe der Leistungen fiir
Lebensunterhalt und Wohnbedarf fiir alle Kinder — unabhéngig davon, ob diese in Alleinerzieher-
Haushalten oder in anderen Haushalten leben — etwas hoher angesetzt. Dadurch soll einerseits eine
Verbesserung fiir die besonders belasteten Alleinerzieher-Haushalte erreicht werden, andererseits Kinder,
die in anderen Haushalten leben, nicht unverhéltnissmaBig schlechter gestellt werden.

Abs. 2 lit. e:

Fir Kinder ohne Familienbeihilfeanspruch wird eine Leistung mit 45 % bezogen auf den Netto-
Ausgleichszulagenrichtsatz fiir Alleinstehende festgelegt. Mit dieser gegeniiber Kindern mit
Familienbeihilfeanspruch erhohten Leistung soll die hier fehlende Familienbeihilfe kompensiert werden,
die ansonsten fiir den allgemeinen Lebensunterhalt und das Wohnen zur Verfiigung stiinde.

Abs. 2 lit. f:

In Abs. 2 lit. f ist fiir minderjéhrige und volljdhrige Personen mit Behinderungen ein Zuschlag in der
Hoéhe von 18 % des Richtsatzes gemidfl Abs.2 lit. a vorgesehen. Auch dieser Zuschlag soll den
besonderen Bediirfnissen und Lebensumsténden dieser Personengruppe Rechnung tragen. Bei der Frage,
welchen Personen ein Zuschlag zur gewéhren ist, sind § 40 Abs. 1 und 2 des Bundesbehindertengesetzes
zu beachten.

Abs. 3 erster Satz:

Als alleinerziehend gelten Personen, die ohne Ehepartner oder Ehepartnerin, eingetragenen Partner oder
eingetragene Partnerin bzw. Lebensgefahrten oder Lebensgefahrtin mit zumindest einer anderen Person in
Haushaltsgemeinschaft leben, gegeniiber der sie zu Obsorge bzw. zur Erziehung berechtigt sind oder
waren, soweit fir diese Person ein Anspruch auf Familienbeihilfe besteht. So kann auch bspw. ein
Elternteil, welches mit einem volljdhrigen Kind in Haushaltsgemeinschaft lebt, als alleinerziehend gelten,
wenn es fiir dieses Kind eine erhohte Familienbeihilfe wegen erheblicher Behinderung nach § 8 Abs. 4
des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 bezieht; ist der Elternteil jedoch — z.B. aufgrund eines
ausreichend hohen Einkommens — selbst gar nicht leistungsberechtigt, das volljahrige Kind hingegen
schon, so ist das Elternteil von vornherein nicht als Mitglied der Haushaltsgemeinschaft im Sinne des
§ 10 Abs. 2 zu beriicksichtigen.

Abs. 3 zweiter Satz:

In Abs. 3 zweiter Satz wird definiert, was eine Haushaltsgemeinschaft ist. Nach bisher geltendem Recht
wurde zwischen ,,Bedarfsgemeinschaften* und ,,normalen” ,,Wohngemeinschaften* unterschieden (vgl.
dazu § 6 Mindestsicherungsverordnung); diese Begriffe werden nicht mehr verwendet. Stattdessen wird
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der vom Grundsatzgesetzgeber vorgegebene Begriff der Haushaltsgemeinschaft (§ 5 Abs.2 des
Sozialhilfegrundsatz-Gesetzes) herangezogen. Eine Haushaltsgemeinschaft bilden mehrere in einer
Wohneinheit oder Wohngemeinschaft lebende Personen, soweit eine génzliche oder teilweise
gemeinsame Wirtschaftsfithrung nicht aufgrund besonderer Umstinde ausgeschlossen werden kann. Nach
den Ausfilhrungen im Motivenbericht, RV 514 d. Blg. XXVI. GP, zu § 5 Abs.2 des Sozialhilfe-
Grundsatzgesetzes ist die grundsétzliche Annahme, dass mehrere in einer Wohneinheit oder sonstigen
Wohngemeinschaft lebenden Personen eine Haushaltsgemeinschaft bilden, auf Grund der damit
regelméBig einhergehenden Kostenersparnis gerechtfertigt. Es spielt daher keine Rolle, ob zwischen den
im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen unterhaltsrechtliche Beziehungen bestehen oder nicht.
Anderes gilt jedoch, sofern auf Grund besonderer Umstinde ecine (teilweise) gemeinsame
Wirtschaftsfilhrung ausgeschlossen werden kann. Das ist etwa dann der Fall, wenn der (Unter-) Mieter
bzw. die (Unter-)Mieterin des Zimmers einer Wohneinheit nachweist, dass die gemeinsamen
Einrichtungen des Haushalts (Kiiche, Badezimmer, Waschmaschine odgl.) auf Grund besonderer
Lebensumstinde nicht mitbeniitzt werden, sondern die betreffenden Bediirfnisse auflerhalb der
Wohneinheit befriedigt werden (vgl. VWGH, 23.12.2012, ZI1. 2012/10/0020).

Abs. 4:

GemiB den Erlduterungen zum Sozialhilfe-Grundsatzgesetz stehen weder der Grundsatz der degressiven
Abstufung noch die vorgesehenen Hochstgrenzen besonderen landesgesetzlichen Regelungen entgegen,
die weitergehende Differenzierungen vorsehen, etwa bestimmte Wohnkostenanteile zu definieren (vgl.
Motivenbericht, RV 514 d. Blg. XXVI. GP, zu § 5 Abs. 2 Sozialhilfe-Grundsatzgesetz). Von diesem
Gestaltungsspielraum wird Gebrauch gemacht, indem eine Differenzierung der Hochstbetréige normiert
wird, wonach Leistungen gemifl Abs.2 im AusmaB von 60 % zur Absicherung des allgemeinen
Lebensunterhaltes und im AusmalBl von 40 % zur Befriedigung des Wohnbedarfes gewdhrt werden.
Weiters wird die Landesregierung erméchtigt, durch Verordnung gemil § 26 lit. ¢ Z. 1 fiir jene Fille, in
denen ein Bedarf fiir den allgemeinen Lebensunterhalt oder das Wohnen nicht oder nicht in vollem
Umfang gegeben ist, entsprechend geringere Sitze festzulegen. Dies kann etwa der Fall sein, wenn die
Person iiber eine kostenlose bzw. sehr kostengiinstige Wohnmoglichkeit verfiigt, oder im Falle
besonderer Unterbringungssituationen, wie beispielsweise bei Aufenthalt in einer Krankenanstalt, oder in
einer vergleichbaren Einrichtung, etc..

Abs. 5:

Der Abs. 5 normiert, dass wenn der Wohnbedarf mit dem fiir den Wohnbedarf bestimmten Ausmal}
gemil Abs. 4 nicht befriedigt werden kann, auf Antrag oder von Amts wegen eine Wohnkostenpauschale
zu gewihren ist. Dabei werden zur Befriedigung des Wohnbedarfs Sachleistungen im Ausmal von bis zu
70 % der Leistungen geméal Abs. 2 erbracht und pauschal mit 40 % bewertet.

Mit dieser Regelung wird der durch §5 Abs.5 zweiter Satz des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes
eingerdumte Gestaltungsspielraum ausgeniitzt, um ortsbedingt hohere Wohnkosten angemessen zu
beriicksichtigen (vgl. Motivenbericht, RV 514 d. Blg. XXVI. GP, zu § 5 Abs. 5 zweiter Satz Sozialhilfe-
Grundsatzgesetz; VfGH-Erkenntnis vom 12.12.2019, G 164/2019 u.a., Rz 46). Unter dem Wohnbedarf ist
daher der tatséchliche, angemessene Wohnbedarf zu verstehen.

Abs. 6:

Der Abs. 6 normiert, dass mit Verordnung nach § 26 vorgesehen werden kann, dass anstelle einer nach
§ 10 Abs. 4 oder 5 zu gewdhrenden Sachleistung fiir wiederkehrenden Aufwand fiir Hausrat, Heizung und
Strom sowie sonstige allgemeine Betriebskosten und Abgaben eine, allenfalls auch pauschalierte,
Geldleistung gewidhrt werden kann. Dies unter der Voraussetzung, dass eine Sachleistung
unwirtschaftlich oder unzweckmaBig wire und die Erreichung der Ziele der Sozialhilfe nicht gefdhrdet
wird.

Wenn eine Wohnkostenpauschale nach § 10 Abs. 5 gewihrt wird, ist diese Leistung zur Deckung der
Wohnkosten — ebenfalls durch das Sozialhilfe-Grundsatzgesetz vorgegeben — grundsitzlich ausschlieBlich
als Sachleistung zu erbringen. Nach dem allgemeinen Grundsatz gemifl § 3 Abs. 5 des Sozialhilfe-
Grundsatzgesetzes sind Leistungen fiir den Wohnbedarf, sofern dies nicht unwirtschaftlich oder
unzweckmaBig ist, in Form von Sachleistungen zu gewéhren. Die Grenze des Vorrangs der Sachleistung
ist somit die Unwirtschaftlichkeit oder UnzweckmiBigkeit einer solchen. Auch der
Verfassungsgerichtshof hat in seinem Erkenntnis vom 12.12.2019, G 164/2019 u.a., mit Verweis auf die
Stellungnahme der Bundesregierung festgehalten, dass zu beriicksichtigen sei, dass der
Sachleistungsvorrang gemil § 3 Abs. 5 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes nur insoweit bestehe, als
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dadurch eine hohere Effizienz der Erfiillung der Leistungsziele zu erwarten sei. Leistungen fiir den
Wohnbedarf seien in Form von Sachleistungen zu gewihren, sofern dies nicht unwirtschaftlich oder
unzweckméBig sei (VfGH-Erkenntnis vom 12.12.2019, G 164/2019 u.a., Rz 48).

In einer Verordnung nach § 26 lit. ¢ Z. 3 sind die Fille festzulegen, in denen anstelle einer Sachleistung
fiir wiederkehrenden Aufwand fiir Hausrat, Heizung und Strom sowie sonstige allgemeine Betriebskosten
und Abgaben eine (allenfalls auch pauschalierte) Geldleistung gewdhrt werden kann, weil hier eine
Sachleistung unwirtschaftlich oder unzweckmaBig wire.

Abs. 7:

In Abs.7 wird im grundsatzfreien Raum eine gleichméBige Aufteilung von fiir den allgemeinen
Lebensunterhalt sowie einen allfdlligen Wohnkostenanteil gemdf3 Abs. 6 vorgesehenen Geldleistungen an
in Haushaltsgemeinschaft lebende volljahrige Personen, fiir die kein Anspruch auf Familienbeihilfe
besteht (§ 10 Abs. 2 lit. b), sowie weiters in Ausfithrung des § 5 Abs. 3 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes
an in Haushaltsgemeinschaft lebende unterhaltsberechtigte minderjihrige Personen, fiir die ein Anspruch
auf Familienbeihilfe besteht (§ 10 Abs. 2 lit. d), verankert. Im Sinne des Gleichbehandlungsgebotes
scheint ein solcher Ausgleich aufgrund der vorgesehenen degressiven Abstufungen der Leistungen fiir
diese Personengruppen zweckméBig und sachlich gerechtfertigt.

Abs. 8:

Der Abs. 8 fiihrt die Vorgabe des § 5 Abs. 4 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes aus. Die Summe der
tatsichlich gewidhrten Geldleistungen gemidl Abs.2 bis 7 ist fiir volljahrige Personen in einer
Haushaltsgemeinschaft mit 175 % des Netto-Ausgleichszulagenrichtsatzes fiir Alleinstehende zu
begrenzen. Mit dieser Bestimmung soll nach der Intention des Grundsatzgesetzgebers der Anreiz zur
Bildung gewillkiirter Haushaltsgemeinschaften von volljdhrigen Personen verringert werden, in denen —
unter Inkaufnahme eines eingeschrinkten Lebens- und Wohnstandards — systemwidrig hohe Geldbetréige
erwirtschaftet werden (vgl. Motivenbericht, RV 514 d. Blg. XXVI. GP, zu § 5 Abs. 4 Sozialhilfe-
Grundsatzgesetz). In der Regel steht es volljahrigen Personen im Rahmen ihrer wirtschaftlichen
Disposition allerdings offen, die Grofe ihrer Haushaltsgemeinschaft festzulegen und daher ein fiir sie
giinstigeres Wohnarrangement zu schaffen, um keine Begrenzung zu erfahren (vgl. VfGH 11.12.2018, G
156/2018); u.U. liegt eine solche grofiere Haushaltsgemeinschaft auch im 6ffentlichen Interesse (z.B. bei
einem voriibergehenden weiteren Verbleib in einer Grundversorgungsunterkunft). Uberschreitet eine
Haushaltsgemeinschaft den festgelegten Prozentsatz, sind die Geldleistungen der Personen in der
Haushaltsgemeinschaft kiinftig jedoch den Vorgaben des Grundsatzgesetzes entsprechend anteilig
prozentuell so zu kiirzen, dass sie 175 % nicht tiberschreiten. Bestimmte Geldleistungen werden jedoch
von der anteiligen Kiirzung ausgenommen.

Abs. 8 lit. a:

Zwar ergibt sich auf Grund des Zusammenlebens im gemeinsamen Haushalt eine gewisse
Kostenersparnis durch Synergieeffekte, jedoch ist fiir jede Person ein Aufwand in einiger Hohe
erforderlich, um die individuelle Bedarfslage entsprechend zu decken. Aus diesem Grund hat fiir jede
volljahrige Person in einer Haushaltsgemeinschaft eine Geldleistung in Hohe von 20 % des Netto-
Ausgleichzulagenrichtsatzes fiir Alleinstehende bzw. — aus Griinden der Sachlichkeit — jedenfalls im
Ausmal jener Geldleistungen, wie sie im Rahmen der Grundversorgung nach dem 3. Abschnitt gebiihren,
zu  verbleiben.  Konkret davon  umfasst sind  Geldleistungen nach  Art. 6  der
Grundversorgungsvereinbarung fiir die angemessene Verpflegung (Z. 2), monatliches Taschengeld (Z. 3)
sowie fiir die Erlangung der notwendigen Bekleidung (Z. 12).

Abs. 8 lit. b und c:

Des Weiteren werden in Ausniitzung des vom Verfassungsgerichtshof in seinem Erkenntnis vom
12.12.2019, G 164/2019 u.a.,, Rz 49 letzter Satz, aufgezeigten Gestaltungsspielraumes bestimmte
Personengruppen ginzlich von der Deckelung der tatsdchlich gewéhrten Geldleistungen ausgenommen:
Ginzlich ausgenommen sind demnach zum einen Geldleistungen an hilfsbediirftige Personen, die nach
§ 9 Abs. 2 vom Erfordernis der dauernden Bereitschaft zum Einsatz der eigenen Arbeitskraft und zu
aktiven, arbeitsmarktbezogenen Leistungen ausgenommen sind. Zum anderen ausgenommen sind
Geldleistungen an hilfsbediirftige Personen in therapeutischen Wohngemeinschaften, deren Wohnplatz im
Rahmen der Integrationshilfe finanziert wird, sowie an hilfsbediirftige Personen in Krisenbetreuungs-
oder betreuten Wohnungsloseneinrichtungen. Dies ist sachlich gerechtfertigt, da diese Personengruppen
keinen Einfluss auf die Zusammensetzung der genannten Wohnungsgemeinschaften haben, sie kdnnen
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sich ihre Mitbewohner bzw. Mitbewohnerinnen nicht selbst ,,aussuchen® und sie haben regelmifig einen
erhdhten Bedarf an Lebensunterhalt gegeniiber herkémmlichen selbstgewihlten
Wohnungsgemeinschaften (z.B. wegen Vorbereitungstrainings auf ein selbstidndiges Leben, etc.).

Abs. 9:

Nach bisher geltendem Recht wurde subsididr schutzberechtigten Personen Mindestsicherung im vollen
Umfang gewéhrt (vgl. § 3 Abs. 1 lit. b Mindestsicherungsgesetz). Abweichend davon normiert der Abs. 9
nunmehr entsprechend der grundsatzgesetzlichen Vorgabe des § 4 Abs. 1 letzter Satz des Sozialhilfe-
Grundsatzgesetzes, dass subsididr schutzberechtigten Personen zur Absicherung des allgemeinen
Lebensunterhaltes und zur Befriedigung des Wohnbedarfes ausschlieBlich Leistungen zu gewédhren sind,
die das Niveau der Grundversorgung nach dem 3. Abschnitt des vorliegenden Entwurfs nicht iibersteigen,
wobei die realen Kosten der Grundversorgungsleistungen auf Grund der regionalen Gegebenheiten vor
Ort maB3geblich sind. Dies bedeutet eine Leistungseinschrankung fiir diese Personengruppe im Vergleich
zur bisherigen Rechtslage. Der Grundsatzgesetzgeber fiihrt dazu in seinem Motivenbericht, RV 514 d.
Blg. XXVI. GP, zu §4 aus, dass im Interesse der Zielsetzungen der Umfang und die Hohe von
Leistungen der Sozialhilfe fiir subsidiir schutzberechtigte Personen auf Kernleistungen der Sozialhilfe im
Sinne des Art.29 Abs.2 der Status-RL 2011/95/EU zu beschrinken ist, die das Niveau der
Grundversorgung nicht {ibersteigen (VfGH 28.6.2017, E 3297/2016 m.w.N).

Zu § 11:

Die Bestimmung des § 11 ermdglicht auf Grundlage des § 6 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes in
Hartefillen die Gewdhrung von weiteren Sachleistungen zur Unterstiitzung des allgemeinen
Lebensunterhaltes oder zur Abdeckung auBlergewdhnlicher Kosten des Wohnbedarfes, wenn dies zur
Vermeidung von besonderen Hérten erforderlich ist; die hilfsbediirftige Person hat den Bedarf jeweils
nachzuweisen. Bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen kann eine solche Leistung auch gewédhrt
werden, wenn eine zum Kreis der anspruchsberechtigten Personen gehorende hilfsbediirftige Person keine
laufenden Leistungen nach § 10 bezieht, weil sie derzeit {iber eigene Mittel zur Deckung des laufenden
Aufwandes fiir den allgemeinen Lebensunterhalt und den Wohnbedarf verfiigt, nicht aber flir die
Deckung eines aufBlerordentlichen Aufwandes (z.B. Notwendigkeit einer Kaution im Rahmen der
Wohnraumbeschaffung). Dabei muss es sich um einen besonderen Hirtefall handeln. Der
Verfassungsgerichtshof hat in seinem Erkenntnis vom 12.12.2019, G 164/2019 u.a., Rz 47, ausgefiihrt,
dass es dem Ausfiihrungsgesetzgeber freistehe, Regelungen zu treffen, die ,insbesondere unter
Berticksichtigung der Besonderheiten des jeweiligen Bundeslandes* zusitzliche Sachleistungen vorsehen,
um Hirtefdlle zu vermeiden. Der Regelungsspielraum sei dabei nicht auf Wohnkosten beschrénkt,
sondern erfasse ,alle denkbaren auBerordentlichen Leistungen zur Vermeidung von Hartefdllen“. In
Wahrnehmung dieses Regelungsspielraumes wird in § 26 eine Verordnungsermichtigung fiir die
Landesregierung zur Erlassung von ndheren Bestimmungen iiber Art, Form und Ausmaf der Leistungen
der Sozialhilfe zur Vermeidung von Hérteféllen normiert.

Die nach der bisherigen Rechtslage gemil § 4 lit. f Z. 2 bis 5 Mindestsicherungsverordnung gewihrten
Hilfen zur Deckung von Sonderbedarfen fiir das Wohnen kénnen nunmehr nur in solchen Féllen gewahrt
werden, in denen die Voraussetzungen fiir Zusatzleistungen nach § 11 vorliegen.

Zu §12:

Der § 12 regelt die Unterstlitzung bei Krankheit, Schwangerschaft und Entbindung (vgl. dazu den
bisherigen § 5 Abs. 4 Mindestsicherungsgesetz).

Abs. 1:

Nach den Erlauterungen zum Sozialhilfe-Grundsatzgesetz ist vorgesehen, dass Personen, die Leistungen
der Sozialhilfe beziehen, weiterhin in die Krankenversicherung mittels Verordnung nach § 9 ASVG
einbezogen werden (vgl. Motivenbericht, RV 514 d. Blg. XXVI. GP, zu § 2 Sozialhilfe-Grundsatzgesetz).
Dieser (derzeit auf ein Jahr befristete) Einbezug erfolgt durch den Tatbestand des § 1 Z 20 der
Verordnung der Bundesministerin fiir Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz, mit der die
Verordnung iiber die Durchfiihrung der Krankenversicherung fiir die gemal §9 ASVG in die
Krankenversicherung einbezogenen Personen gedndert wird (BGBL II Nr. 419/2019).

Hilfsbediirftige Personen haben, soweit sie Leistungen der Sozialhilfe gemadl § 10 beziehen, einen
Rechtsanspruch auf die Leistung der Beitrdge fiir die gesetzliche Krankenversicherung, sofern sie nicht
ohnehin schon einen Krankenversicherungsschutz haben (vgl. auch schon Motivenbericht, RV
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Blg. 88/2010, zu §5 Abs.4 Mindestsicherungsgesetz). Die Beitrdge zur gesetzlichen
Krankenversicherung stellen eine Annexleistung zu den Leistungen gemal § 4 Abs. 2 und 3 (allgemeiner
Lebensunterhalt und Wohnbedarf) [so wie im Ubrigen auch zu den Leistungen nach § 41 (Leistungen bei
Unterbringung in stationiren Einrichtungen)] dar, weswegen sie auch nicht separat beantragt und auf sie
auch nicht separat verzichtet werden kann. Ebenso besteht kein Anspruch auf eine Abldse in bar. Die
Beitrdge werden direkt vom Tréger der Leistungen der Sozialhilfe an die Sozialversicherung entrichtet.
Die Anmeldung erfolgt ebenfalls iiber den Tréger der Leistungen der Sozialhilfe.

Der zu entrichtende Krankenversicherungsbeitrag fiir Personen, die Leistungen der Sozialhilfe beziehen,
soll jener Hohe entsprechen, wie sie flir Personen, die eine Ausgleichzulage beziehen, im ASVG
vorgesehen ist. Demnach sind die Beitrdge fiir Personen, die Leistungen der Sozialhilfe beziehen, mit
dem Prozentsatz der Beitragsgrundlage zu bemessen, der im § 73 Abs.1 Z 1 und Abs. la ASVG
festgesetzt ist, erhoht um jenen Hebesatz, der nach § 73 Abs. 2 ASVG fiir die nach § 8 Abs. 1 Z 1 lit. a
ASVG krankenversicherten Personen gilt (vgl. derzeit § 5 Abs. 4a der Verordnung des Bundesministers
fir soziale Verwaltung vom 28.11.1969 iiber die Durchfiihrung der Krankenversicherung fiir die gemal
§ 9 ASVG in die Krankenversicherung einbezogenen Personen).

Der Versicherungsschutz beinhaltet einen uneingeschrinkten Zugang zur Gesundheitsversorgung,
insbesondere auch zu priventiven Gesundheitsmalnahmen. Der Schutz umfasst dieselben
Vergiinstigungen wie flir Personen, die eine Ausgleichzulage beziehen, also nicht nur die Sachleistungen,
insbesondere im Rahmen der Krankenbehandlung, Anstaltspflege, Zahnbehandlung oder bei
Mutterschaft, sondern auch etwa die Befreiung von der Rezeptgebiihr sowie vom Serviceentgelt fiir die E-
Card.

Der Vollstandigkeit halber wird festgehalten, dass aufgrund der Einbeziehung durch die Verordnung nach
§ 9 ASVG kein Anspruch auf Geldleistungen aus der Krankenversicherung (Kranken- und Wochengeld)
besteht (vgl. bereits Motivenbericht, RV Blg. 88/2010, zu § 5 Abs. 4).

Weiters sind — wie auch nach der bestehenden Rechtslage — die im Rahmen der gesetzlichen
Krankenversicherung anfallenden Kosten bei Kostenbeteiligungspflichten (z.B. bei Zahnersédtzen) und
Selbstbehalten (z.B. fiir Zahnspangen oder Brillen), zu iibernehmen. Dabei muss es sich um medizinisch
notwendige MaBinahmen handeln.

Abs. 2:

Hilfsbediirftige Personen, die keine Leistungen der Sozialhilfe nach § 10 (fiir Lebensunterhalt und
Wohnbedarf) beziehen und nicht krankenversichert sind, erhalten — bei Vorliegen der allgemeinen
gesetzlichen Voraussetzungen — eine Geldleistung in Hohe der Kosten fiir zweckméfige Mainahmen zur
Feststellung und Heilung von Krankheiten sowie der im Zusammenhang mit einer Schwangerschaft und
der Entbindung stehenden Kosten. Zweckméfige Maflnahmen zur Feststellung und Heilung von
Krankheiten kénnen z.B. auch priaventive Gesundheitsma3inahmen sein (z.B. Vorsorgeuntersuchungen,
etc.).

Zu § 13:

Wie bereits der § 6 Abs. 1 des Mindestsicherungsgesetzes normiert der § 13 Unterstiitzungsleistungen in
besonderen Lebenslagen, die die Bezirkshauptmannschaft fiir das Land als Trager von Privatrechten
gewdhrt. Neu ist, dass die Hilfe in psychosozialen Belastungssituationen explizit bereits im Gesetz
angefiihrt wird (bisher in der Mindestsicherungsverordnung). Zu den Leistungen nach § 13 zdhlen
ndmlich vielfach auch Betreuungs- und Beratungsleistungen, die helfen sollen, bestimmte
auBergewohnliche Schwierigkeiten zu bewiltigen.

Nicht mehr umfasst sind hingegen die bisher im Rahmen der Privatwirtschaft als ,,Sonderbedarfe* (§ 6
Abs. 4 Mindestsicherungsgesetz) fiir das Wohnen in § 4 lit. f Z. 2 bis 5 der Mindestsicherungsverordnung
aufgezéhlten Leistungen (Wohnraumbeschaffung, Wohnraumsicherung, etc.). Diese Leistungen sind dem
Wohnbedarf zuzurechnen und daher ausschlieBlich als Zusatzleistungen zur Vermeidung besonderer
Hartefélle nach § 11 vorgesehen. Ebenfalls nicht mehr erfasst ist der Sonderbedarf fiir eine medizinisch
indizierte Didtnahrung, dieser Bedarf ist den Unterstiitzungsleistungen bei Krankheit, Schwangerschaft
und Entbindung zuzuordnen.

Abs. 1:

Der Abs.1 legt fest, welche Bereiche von den Hilfen zur Bewiltigung von auflergewdhnlichen
Schwierigkeiten in den personlichen, familidren und sozialen Verhiltnissen insbesondere umfasst sind:
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- die Hilfe zur Schaffung einer wirtschaftlichen Lebensgrundlage;
- die Familienhilfe;

- die Hilfe in psychosozialen Belastungssituationen;

- die Hilfe fiir pflegebediirftige und betagte Menschen.

Dariiber hinaus konnen aber auch weitere Hilfen zur Bewiltigung von auflergewdhnlichen
Schwierigkeiten in den personlichen, familidren und sozialen Verhiltnissen gewéhrt werden, soweit sie
nicht dem allgemeinen Lebensunterhalt oder dem Wohnen zuzuordnen sind. Darunter fallen z.B.
gegebenenfalls die Ubernahme von Kosten fiir Schulschikurse, Landschulwochen, Schulsportwochen,
udgl., fir Kinder und Jugendliche. In der Regel handelt es sich dabei um einmalige, auBBerordentliche
Aufwendungen.

Abs. 2:

Der Abs. 2 fiihrt aus, was alles von der Hilfe zur Schaffung einer wirtschaftlichen Lebensgrundlage
umfasst ist. Diese Detailregelung entspricht der Aufzdhlung des bisherigen § 4 lit.a Z. 1 bis 3 der
Mindestsicherungsverordnung.

Abs. 3:

Der Abs. 3 fiihrt aus, welche Maflnahmen von der Hilfe fiir Familien umfasst sind. Diese MaBBnahmen
waren bisher in §6 Abs.2 des Mindestsicherungsgesetzes sowie in §4 lit.f Z.6 der
Mindestsicherungsverordnung geregelt.

Anlésslich der Geburt eines Kindes wird eine Geldleistung im AusmaBl von 57% des Netto-
Ausgleichzulagenrichtsatzes fiir Alleinstehende pro Kind gewahrt, was umgerechnet im Wesentlichen der
bisherigen Unterstiitzungsleistung gemiB § 4 lit. f Z. 6 der Mindestsicherungsverordnung entspricht.
MaBnahmen, die der Weiterfiihrung des Haushaltes, der Erhaltung des geordneten Familienlebens und der
sozialen Eingliederung der Familie dienen, konnen etwa die Beistellung einer Haushaltshilfe, die
Familien- und Eheberatung sowie die Familienbetreuung sein.

Abs. 4:

Der Abs. 4 fiihrt aus, welche Mafinahmen von der Hilfe in psychosozialen Belastungssituationen umfasst
sind. Darunter fallen die psychosoziale Betreuung und Beratung zum Zweck der Stabilisierung in
schwierigen Lebenslagen. Als Beispiele sind die psychosoziale Betreuung und Beratung im Rahmen der
Wohnungslosenhilfe, die allgemeinen Sozialberatung wie Ehe- und Erwachsenenberatung, die
Schuldenberatung sowie die ambulante Sozialbetreuung zu nennen.

Abs. 5:

Der Abs. 5 fithrt aus, welche Maflnahmen von der Hilfe fiir pflegebediirftige und betagte Menschen
umfasst sind. Des Weiteren enthilt der Abs. 5 eine Definition, wer als pflegebediirftig anzusehen ist. Die
Bestimmung entspricht geltendem Recht (§ 6 Abs. 3 Mindestsicherungsgesetz). Zu den Hilfen fiir
pflegebediirftige Menschen zdhlen z.B. die Unterstiitzung der héduslichen Pflege, die Unterstiitzung fiir
Hilfsmittel zur Erleichterung der Pflege (bisher § 4 lit. ¢ Z 1 und 2 Mindestsicherungsverordnung). Zu
den Hilfen fiir betagte Menschen zdhlen z.B. die Unterstiitzung fiir die Betreuung im hauslichen Bereich
oder die Unterstiitzung fiir die Unterbringung auf Pflegepldtzen (bisher §4 lit.d Z. 1 und 2
Mindestsicherungsverordnung).

Zu § 14:
Abs. I und 2:

Der § 14 regelt — inhaltlich entsprechend dem §5 Abs.5 des Mindestsicherungsgesetzes — die
Unterstiitzung im Todesfall. Die Leistung soll von der Bezirkshauptmannschaft fiir das Land als Tréger
von Privatrechten zu gewédhren sein (vgl. § 15 Abs. 2).
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Zu § 15:
Abs. 1 und 2:

Uber die Gewihrung von Leistungen der Sozialhilfe, deren Einschrinkung oder Entfall, aber auch iiber
den Kostenersatz fiir Leistungen der Sozialhilfe und Ersatzanspriiche Hilfe leistender Dritter (§§ 21 ff) ist
grundsatzlich im Verwaltungsweg durch Bescheid der Bezirkshauptmannschaft zu entscheiden.

Jene Fille, in denen die Bezirkshauptmannschaft nicht hoheitlich sondern im Rahmen der
Privatwirtschaftsverwaltung vorzugehen hat, sind im Abs. 2 festgelegt (Leistungen fiir hilfsbediirftige
Personen zur Vermeidung von Hérteféllen nach § 6 Abs. 5, Leistungen zur Unterstiitzung in besonderen
Lebenslagen nach § 13, Leistungen zur Unterstiitzung im Todesfall nach § 14, Abschluss bzw.
Beurkundung von Vergleichen nach § 23 Abs. 2, Geltendmachung von auf das Land {ibergegangenen
Anspriichen nach § 24). Kostenersatzanspriiche aufgrund von staatsrechtlichen Vereinbarungen mit
anderen Landern sind ebenfalls von der Bezirkshauptmannschaft geltend zu machen.

Im umgekehrten Fall, dass andere Lander Kostenanspriiche gegeniiber Vorarlberg geltend machen, hat im
Streitfall die Landesregierung mit Bescheid zu entscheiden.

Abs. 3:

Die Regelung in Abs. 3 iiber die ortliche Zusténdigkeit der Behorde fiihrt den § 3 Abs. 7 des Sozialhilfe-
Grundsatzgesetzes aus, wonach jenes Land fiir die Gewdhrung der Sozialhilfe zustindig ist, in dem die
Person, die Leistungen der Sozialhilfe geltend macht, ihren Hauptwohnsitz (Art. 6 Abs. 3 B-VG) und
ihren tatsdchlichen dauernden Aufenthalt hat. Eine Ortsabwesenheit des Bezugsberechtigten von bis zu
zwei Wochen fiihrt noch nicht zu einem Anspruchsverlust (vgl. Motivenbericht, RV 514 d. Blg. XXVI.
GP zu § 3 Abs. 7, unter Hinweis auf V{Slg. 20.035/2015).

Bei Fehlen eines Hauptwohnsitzes oder eines tatsdchlichen dauernden Aufenthalts bestimmt sich die
ortliche Zustiandigkeit nach dem letzten Hauptwohnsitz oder dem letzten Aufenthalt der hilfsbediirftigen
Person in Vorarlberg. Es geht hierbei jedoch lediglich um die (auch fiir negative Entscheidungen
relevante) Behordenzustindigkeit, nicht um die Anspruchsberechtigung; Leistungen der Sozialhilfe — im
Sinne von deren positiven Zuerkennung — diirfen ndmlich hilfsbediirftigen Personen von der zustindigen
Behorde nur dann gewéhrt werden, wenn sie ihren Hauptwohnsitz und ihren tatsichlichen dauernden
Aufenthalt in Vorarlberg haben (vgl. § 6 Abs.3). Hinzuweisen ist auch auf § 19 Abs. 3, wonach
Leistungen der Sozialhilfe von der Behorde einzustellen sind, wenn deren oOrtliche Zustdndigkeit (§ 15
Abs. 3) aufgrund eines Wohnsitzwechsels wegfillt. Fiir die (weitere) Gewdhrung von allfdlligen
Sozialhilfeleistungen ist die nach dem Wohnsitzwechsel in Vorarlberg &rtlich zustdndige
Bezirkshauptmannschaft zustindig. Bei einer Verlegung des Wohnsitzes weg von Vorarlberg ist
(unbeschadet allfdlliger Verpflichtungen aufgrund einer Art. 15a B-VG Vereinbarung) keine
Zustandigkeit einer Vorarlberger Bezirkshauptmannschaft fiir allfillige kiinftige Sozialhilfeleistungen
mehr gegeben.

Abs. 4:
Die Regelung in Abs. 4 entspricht der bisherigen Rechtslage (vgl. § 16 Abs. 5 Mindestsicherungsgesetz).

Zu § 16:
Abs. 1:

Die Regelung in Abs.1 iiber die Informations-, Beratungs- und Anleitungspflicht der
Bezirkshauptmannschaft entspricht der bisherigen Rechtslage (vgl. § 38 Abs. 1 Mindestsicherungsgesetz).

Zur Uberwindung der sozialen Notlage bzw. zur nachhaltigen sozialen Stabilisierung wird insbesondere
der Hinweis auf andere (monetire) Leistungen (z.B. Leistungen des Arbeitsmarktservice,
Unterhaltsanspriiche, Wohnbeihilfe) sowie auf bestehende Beratungsangebote (z.B. Schuldenberatung des
Instituts fiir Sozialdienste, Kurse des Arbeitsmarktservice usw.) zu erfolgen haben. Die Informations- und
Beratungspflicht ist im Sinne einer Verpflichtung zu Hinweisen und einer Namhaftmachung anderer
zustindiger (kompetenter) Stellen und allfélliger Kontakte dorthin zu verstehen. Nicht beabsichtigt ist
damit, dass die Bezirkshauptmannschaft iiber den konkreten Umfang fremder Leistungen beraten oder
diese fir den Hilfsbediirftigen veranlassen (beantragen) miisste (vgl. bereits Motivenbericht, RV
Blg. 88/2010, 22 zum damaligen § 35 Abs. 1 Mindestsicherungsgesetz)).
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Abs. 2 und 3:

Die Mitwirkungspflicht der hilfsbediirftigen Person nach Abs. 2 und 3 entspricht im Wesentlichen der
bisherigen Rechtslage (vgl. § 38 Abs. 3 Mindestsicherungsgesetz).

Entsprechend dem Grundgedanken, dass Personen, die offentliche Leistungen in Anspruch nehmen
wollen, auch an der Feststellung der materiellen Wahrheit mitzuwirken haben, wird die hilfsbediirftige
Person bereits kraft Gesetzes bzw. iiber entsprechende Aufforderung angehalten, ein bestimmtes
Verhalten zu setzen (z.B. Unterlagen beizubringen oder sich untersuchen zu lassen).

Nach dem letzten Halbsatz im Abs. 2 zéhlen zu den erforderlichen Unterlagen — entsprechend dem § 7
Abs. 7 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes — auch die zur Beurteilung der Einkommens- und
Vermogensverhéltnisse der hilfsbediirftigen Person erforderlichen Urkunden und Unterlagen; dies
umfasst auch die Vorlage eines Verzeichnisses, aus welchem sich die Einkommens- und
Vermogensverhéltnisse der hilfsbediirftigen Person ergeben; diese Angaben sind erforderlichenfalls durch
geeignete Sachbeweise (wie etwa Kontoausziige) zu belegen..

Kommt die hilfsbediirftige Person ihrer Verpflichtung nach Abs. 2 oder 3 nicht nach, sieht § 20 Abs. 1
lit. a betreffend gewéhrte Leistungen der Sozialhilfe entsprechende Sanktionen vor. Werden hingegen im
Rahmen der Antragstellung erforderliche Urkunden oder Unterlagen nicht beigebracht, ist diesbeziiglich
nach den Bestimmungen des AVG vorzugehen.

Abs. 4:

Die  Auskunftspflicht nach Abs.4 entspricht der bisherigen Rechtslage (vgl. § 41
Mindestsicherungsgesetz).

Inhaltlich ist die Auskunftspflicht des Arbeitgebers bzw. der Arbeitgeberin auf jene Tatsachen
beschriankt, die unabdingbare Voraussetzung zur Feststellung der Hohe einer Leistung bzw. fiir
Kostenersatzverfahren sind, wie insbesondere Informationen iiber Beginn und Ende eines
Beschaftigungsverhéltnisses, Hohe der Beziige, Kiindigungsgriinde und Abfertigungsanspriiche (vgl.
bereits Motivenbericht, RV Blg. 88/2010, 23).

Zu § 17:
Abs. 1 und 2:

Leistungen der Sozialhilfe zur Absicherung des allgemeinen Lebensunterhaltes und zur Befriedigung des
Wohnbedarfs werden nur auf Antrag der hilfsbediirftigen Person gewiéhrt; Leistungen der Sozialhilfe zur
Unterstiitzung bei Krankheit, Schwangerschaft und Entbindung, Sozialhilfeleistungen in besonderen
Lebenslagen und im Todesfall kénnen auch von Amts wegen gewéhrt werden.

Die Anforderungen an die Antragstellung diirfen nicht {iberspannt werden; in Ubereinstimmung mit § 13
Abs. 1 AVG konnen — soweit in den Verwaltungsvorschriften nichts anderes bestimmt ist — Antrége bei
der Behorde schriftlich, miindlich oder telefonisch eingebracht werden. Daher kann ein miindliches
Vorbringen einer Person das Erfordernis eines Antrages im Sinne dieses Gesetzes erfiillen, wenn klar
erkennbar ist, was von dieser Person gewiinscht wird.

Abs. 3 und 4:

Die Abs.3 und 4 entsprechen der bisherigen Rechtslage (vgl. §37 Abs.1 und 2
Mindestsicherungsgesetz).

Unter allgemeinen Regelungen iiber die Vertretung sind die zivil- und verwaltungsverfahrensrechtlichen
Regelungen zu verstehen (vgl. z.B. § 10 AVG).

Abs. 5:

Antrdge auf Sozialhilfeleistungen konnen von der hilfsbediirftigen Person nicht nur bei der
Bezirkshauptmannschaft (als zustindiger Behorde), sondern auch bei der Wohnsitzgemeinde eingebracht
werden.

Wird ein Antrag bei einer unzustidndigen Stelle eingebracht, so sind deren Organe zur unverziiglichen
Weiterleitung an die zustindige Bezirkshauptmannschaft (§ 15 Abs. 3) verpflichtet (vgl. § 6 AVG).
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Zu § 18:
Abs. 1:

Die Regelung im Abs. 1 entspricht im Wesentlichen der bisherigen Rechtslage (vgl. § 39 Abs. 1
Mindestsicherungsgesetz). Grundsatzlich ist {iber Leistungen der Sozialhilfe innerhalb von drei Monaten
zu entscheiden, in bestimmten Féllen sofort. Im Hinblick auf § 6 Abs. 2 sicht § 18 Abs. 1 letzter Teilsatz
nunmehr auch vor, dass — bei sofortiger Entscheidung bei unmittelbar erforderlicher Bedarfsdeckung —
die Entscheidung nach der vorgesehenen Anhorung der zustindigen Fremdenbehorde aufzuheben ist,
wenn eine Anspruchsberechtigung nicht gegeben ist.

Abs. 2:

Bescheide sind wie bisher schriftlich zu erlassen und kdnnen Auflagen, Bedingungen und Befristungen
vorsehen, soweit dies zur Sicherstellung der gesetzlichen Voraussetzungen erforderlich ist.

Abs. 3:

Mit der Regelung im Abs.3 wird § 3 Abs. 6 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes landesgesetzlich
ausgefiihrt. Von der Befristung ausgenommen sind dauerhaft erwerbsunfahige Personen, darunter fallen
z.B. auch Personen, die das Regelpensionsalter erreicht haben.

Abs. 4:

Die Regelungen im Abs. 4 — wobei sich diese hier nur auf die Sozialhilfe (2. Abschnitt) beziehen —
entsprechen der bisherigen Rechtslage (vgl. § 20 Abs. 4 Mindestsicherungsgesetz). Auf die anderen
Regelungen des § 33 Abs. 1 und des § 45 sei hingewiesen.

Zu § 19:
Abs. 1:

Diese Regelungen entsprechen im Wesentlichen der bisherigen Rechtslage (vgl. §40 Abs. 1
Mindestsicherungsgesetz); statt einer zweiwdchigen Anzeigefrist ist nunmehr — im Einklang mit § 7
Abs. 7 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes — eine Frist von einem Monat fir die Anzeige von
nachtriiglichen Anderungen vorgesehen.

Abs. 2:

Mit dieser Regelung wird § 9 Abs. 1 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes nidher ausgefiihrt, wonach die
Landesgesetzgebung wirksame Kontrollsysteme einzurichten hat, um die gesamten tatsdchlichen
Einkommens- und Vermdgensverhéltnisse von Bezugsberechtigten periodisch zu iiberpriifen und die
RechtmiBigkeit des Bezugs von Leistungen sowie deren widmungskonforme Verwendung
sicherzustellen.

Abs. 3 und 4:

Die Regelungen im Abs. 3 und 4 entsprechen inhaltlich im Wesentlichen der bisherigen Rechtslage (vgl.
§ 40 Abs. 2 Mindestsicherungsgesetz).

Es wird klargestellt, dass die Sozialhilfeleistungen einzustellen sind, wenn eine Voraussetzung (z.B. die
Hilfsbediirftigkeit) wegfillt und diese neu zu bemessen sind, wenn eine Anderung der fiir das AusmaB
maBgeblichen Voraussetzungen (z.B. durch eine gednderte Familien- oder Einkommenssituation) eintritt.
Bei Leistungen, die im Verwaltungsweg gewihrt wurden, hat die Einstellung mit schriftlichem Bescheid
zu erfolgen; bei Leistungen, die im Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung gewéhrt wurden, hat die
Einstellung auch schriftlich zu erfolgen, aber nicht mit Bescheid.

Riickwirkend gewihrte, anrechenbare FEinkiinfte im Sinne des Abs.4, die gegebenenfalls eine
Neubemessung der Sozialhilfeleistungen erforderlich machen, betreffen in der Praxis vor allem das
Kinderbetreuungsgeld und Unterhaltsanspriiche. Antragsberechtigte erhalten das Kinderbetreuungsgeld
nach Antragstellung aufgrund der Bearbeitungszeit in der Regel erst Monate spédter, sodass es bei
Gewidhrung des Kinderbetreuungsgeldes zu einer hohen (Erst-)Auszahlung kommt, welche in der
Sozialhilfe zuvor nicht berlicksichtigt werden konnte. Dasselbe Problem stellt sich z.T. bei
Unterhaltsverfahren, welche nach erfolgreicher Geltendmachung des Unterhaltsanspruchs zu hohen
Einmalzahlungen fiir die ausstehenden Unterhaltsanspriiche fithren. Diese fiir die Vergangenheit
gewdhrten Zahlungen sollen im Sinne einer Neubewertung des seinerzeitigen Leistungsanspruchs voll
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beriicksichtigt werden; gegebenenfalls sollen zu viel ausbezahlte Leistungen mit laufenden Leistungen
gegenverrechnet werden konnen. Das Verfahren zum Entfall bzw. zur Neufestsetzung wird in aller Regel
von Amts wegen einzuleiten sein, nachdem die Anderungen von der hilfsbediirftigen Person nach § 19
Abs. 1 mitgeteilt wurden bzw. diese der Behorde auf andere Weise zur Kenntnis gelangt sind. Die
Mitwirkungspflicht nach § 16 Abs.2 und die Sanktionen bei Missachtung dieser Mitwirkungspflicht
(§ 20 Abs. 1 lit. a) gelten auch in diesen Verfahren (vgl. bereits Motivenbericht, RV Blg. 88/2010, 23)

Zu § 20:
Abs. 1 und 2:
Mit diesen Regelungen werden § 9 Abs. 2 und 3 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes ausgefiihrt.

Der Normalfall der Leistungsreduktion betrifft die gewihrten Leistungen nach § 10; es ist jedoch nicht
ausgeschlossen, dass auch andere Leistungen als die monatlichen Leistungen fiir Lebensunterhalt und
Wohnbedarf stufenweise zu reduzieren sind.

Bei der Einschrinkung der Leistungen ist der bereits in der Landesverfassung (Art.7 Abs. 2
Landesverfassung) verankerte Grundsatz der VerhéltnismaBigkeit zu berticksichtigen.

Abs. 1 1it. b:

Die Bereitschaft zum Einsatz der Arbeitskraft und zu aktiven, arbeitsmarktbezogenen Leistungen ist
insbesondere aufgrund von Informationen des Arbeitsmarktservice, des Amtsarztes, des Osterreichischen
Integrationsfonds, etc. zu beurteilen.

Abs. 11it. c:

Die Umsténde, unter denen einen schuldhafte oder eine entschuldbare Verletzung der Pflichten gemél
den § 6 Abs. 1, 7 Abs. 1 oder 16 ¢ Abs. | des Integrationsgesetzes vorliegt, sind durch Verordnung der
Landesregierung ndher zu bestimmen (§ 26 lit. d). Dies erfolgt in Wahrnehmung des durch den
Verfassungsgerichtshof in seinem Erkenntnis vom 12.12.2019, G 164/2019 u.a., Rz 56, aufgezeigten
Gestaltungsspielraumes.

Abs. 3 und 4:

Mehrere Abmahnungen ohne gleichzeitige Leistungskiirzung erfiillen jedenfalls nicht den Zweck der
Norm (vgl. Motivenbericht, RV 514 d. Blg. XXVI. GP, zu § 9 Sozialhilfe-Grundsatzgesetz).

Die Regelung im Abs. 4 entspricht der bisherigen Rechtslage (vgl. § 8 Abs. 6a Mindestsicherungsgesetz).

Abs. 5:
Eine solche Regelung gab es schon bisher nach § 8 Abs. 6 letzter Satz des Mindestsicherungsgesetzes.

Abs. 6:

Als Sanktion fiir den erstmaligen Pflichtverstol kommt etwa eine Befristung des Bescheids fiir einen
vergleichsweise kurzen Zeitraum (z.B. drei Monate) in Betracht (vgl. Motivenbericht, RV 514 d. Blg.
XXVI. GP, zu § 9 Sozialhilfe-Grundsatzgesetz).

Die vorgegebene Beriicksichtigung der VerhiltnisméaBigkeit (Abs. 1) erfordert eine Abwigung, wie
schwer ein VerstoB (z.B. die Nicht-Mitwirkung nach § 16 Abs. 2) einerseits und eine Leistungskiirzung
bzw. die Auflagen, Bedingungen oder Befristungen andererseits wiegen und je nachdem ist eine
ausgleichende Entscheidung zu treffen (vgl. bereits Motivenbericht, RV Blg. 66/2015, zu § 38 Abs. 4
Mindestsicherungsgesetz).

Zu § 21:

Die Regelungen im § 21 iiber die Kostenersatzpflicht der leistungsbeziehenden Person entsprechen im
Wesentlichen der bisherigen Rechtslage (vgl. § 9 Abs. 1 bis 3 Mindestsicherungsgesetz); im Sinne einer
besseren Lesbarkeit wurde eine sprachliche Klarstellung in der Uberschrift vorgenommen.

Abs. 1:

Entsprechend dem Grundsatz der Subsidiaritit (vgl. insb. § 5 Abs. 1 und 2) hat eine Person, die
Sozialhilfeleistungen bezieht bzw. bezogen hat, die dafiir aufgewendeten Kosten zu ersetzen, wenn sie
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- spéter zu einem nicht aus eigener Erwerbstétigkeit erwirtschafteten (also z.B. geschenkten oder
ererbten) Vermogen gelangt (lit. a);

- Einkommen oder Vermogen besitzt, das zum Zeitpunkt der Leistungsgewédhrung zu beriicksichtigen
gewesen ware, dies der zustdndigen Stelle aber nicht bekannt war (lit. b);

- weiters wenn sie aufgrund der Nichtmeldung von gednderten Umstidnden (§ 19 Abs. 1) zu hoch
bemessene Leistungen bezogen hat (lit. ¢) oder ein Darlehen nach § 8 Abs. 5 lit. b gewéhrt wurde,
das zuriickzuzahlen ist (lit. d); dies allerdings nur, soweit dadurch der Erfolg der Sozialhilfe nicht
gefihrdet wird (vgl. § 21 Abs. 2).

Abs. 2:

Ein Ersatz der Kosten nach Abs. 1 soll — sofern eine andere Art des Ersatzes nicht zumutbar ist — durch
Vorschreibung (vgl. § 15 Abs. 1) von Teilbetragen mdglich sein. Sofern die ersatzpflichtige Person
Leistungen der Sozialhilfe bezieht, soll der Ersatz durch Gegenverrechnung mit den gewihrten
Sozialhilfeleistungen erfolgen konnen. Eine Gefahrdung des Erfolgs der Sozialhilfe wird jedenfalls dann
nicht anzunehmen sein, wenn das Ausmal} der Anrechnung weniger als 20 % des flir den Lebensunterhalt
gewihrten Betrages ausmacht. Diese Annahme ist im Einzelfall widerlegbar, z.B. bei Zusammentreffen
mehrerer nachteiliger Faktoren.

Zu § 22:

Die Regelungen im § 22 iiber die Kostenersatzpflicht unterhaltspflichtiger Angehoriger entsprechen der
bisherigen Rechtslage (vgl. § 10 Mindestsicherungsgesetz); lediglich im Sinne einer besseren Lesbarkeit
wurde eine sprachliche Klarstellung in der Uberschrift vorgenommen.

Der § 26 lit. e enthélt eine Verordnungsermichtigung der Landesregierung iiber die Herabsetzung des
Ausmales des Kostenersatzes durch unterhaltspflichtiger Angehorige, soweit dies erforderlich ist, um mit
der Aufgabe der Sozialhilfe unvereinbare Ergebnisse oder besondere Harten zu vermeiden.

Zu §23:

Die Regelungen im § 23 iiber die Geltendmachung der Kostenersatzpflicht entsprechen der bisherigen
Rechtslage (vgl. § 11 Abs. 1 und 2 Mindestsicherungsgesetz); lediglich im Sinne einer besseren
Lesbarkeit wurde eine sprachliche Klarstellung vorgenommen.

Zu § 24:

Die Regelungen im § 24 iiber den Ubergang von Rechtsanspriichen entsprechen der bisherigen
Rechtslage (vgl. § 12 Abs. 1 und 2 Mindestsicherungsgesetz). Siehe auch § 7 Abs. 2 letzter Satz des
Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes, wonach die Anspriiche zu deren Rechtsverfolgung an den zustiindigen
Tréger tibertragen werden konnen.

Die sozialversicherungsrechtlichen Bestimmungen iiber die Beziehungen der Versicherungstriager zu den
Tréagern der Sozialleistungen einschlieBlich der darauf Bezug nehmenden Verfahrensvorschriften bleiben
durch die Bestimmungen dieses Gesetzes (§ 24) unberiihrt.

Zu § 25:

Die Regelungen im § 25 iiber die Ersatzanspriiche Hilfe leistender Dritter bei Leistungen im
Dringlichkeitsfall weichen von der bisherigen Rechtslage (vgl. § 13 Mindestsicherungsgesetz)
dahingehend ab, dass Fondskrankenanstalten, Rettungsdienste und anerkannte Rettungsorganisationen
ihre Ersatzanspriiche nicht mehr gegeniiber der Behdrde geltend machen kdnnen; solche Anspriiche
sollen in Zukunft aus Griinden der Verwaltungsvereinfachung direkt im Rahmen der einschldgigen
Regelungen vom Landesgesundheitsfonds bzw. Rettungsfonds abgedeckt werden.

Zu § 26:

Der § 26 enthilt ausdriickliche Verordnungserméchtigungen der Landesregierung. Die Aufzéhlung in
lit. a bis e ist nicht abschlieBend (,,insbesondere). Die Verordnungserméchtigungen gemaf § 26 lit. b
(Hohe und Dauer des Freibetrages bei Ausiibung einer Erwerbstitigkeit), lit. ¢ Z. 4 (Art, Form und
Ausmal} der Leistungen der Sozialhilfe zur Vermeidung von Hérteféllen) sowie lit. d (Umstdnde, unter
denen eine schuldhafte oder eine entschuldbare Verletzung der Pflichten geméll den §§ 6 Abs. 1, 7 Abs. 1
oder 16¢c Abs.1 des Integrationsgesetzes vorliegt) erfolgen in Ausnutzung der vom
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Verfassungsgerichtshof in seinem Erkenntnis vom 12.12.2019, G 164/2019 wu.a, aufgezeigten
Gestaltungsspielrdume.

Zu §27:

Die Leistungen der Grundversorgung sind im 3. Abschnitt geregelt; der Kreis der anspruchsberechtigten
Personen fiir Leistungen der Grundversorgung ist im § 27 festgelegt.

Subsidiér schutzberechtigte Personen (siche § 6 Abs. 1) fallen allerdings nicht in den Anwendungsbereich
des 3. Abschnitts, sondern unterliegen ausschlieSlich den Bestimmungen des 2. Abschnitts (Sozialhilfe);
den subsididr schutzberechtigten Personen sind allerdings zur Absicherung des allgemeinen
Lebensunterhaltes und zur Befriedigung des Wohnbedarfs ausschlieBlich Leistungen der Sozialhilfe zu
gewidhren, die das Niveau der Grundversorgung nach dem 3. Abschnitt nicht iibersteigen (vgl. § 10
Abs. 9).

Abs. 1:

Leistungen der Grundversorgung sind — so wie bisher (vgl. § 3 Abs. 1 Mindestsicherungsgesetz) — (nur)
hilfs- und schutzbediirftigen Personen zu gewihren, die zur Zielgruppe der ,,Vereinbarung zwischen dem
Bund und den Léndern gemél Art. 15a B-VG iiber gemeinsame MaBnahmen zur voriibergehenden
Grundversorgung fiir hilfs- und schutzbediirftige Fremde (Asylwerber, Asylberechtigte, Vertriebene und
andere aus rechtlichen oder faktischen Griinden nicht abschiebbare Menschen) in Osterreich®,
LGBI.Nr. 39/2004, gehdren (vgl. zur Zielgruppe Art. 2 der Grundversorgungsvereinbarung).

Zum  anspruchsberechtigten  Personenkreis  gehéren —  entsprechend dem  Art.2  der
Grundversorgungsvereinbarung (in Verbindung mit den aktuell geltenden asyl- und fremdenrechtlichen
Regelungen des Bundes) — insbesondere folgende hilfs- und schutzbediirftige Fremde:

- Fremde, die ecinen Antrag auf internationalen Schutz gestellt haben (Asylwerberinnen und
Asylwerber), liber den noch nicht rechtskriftig entschieden wurde;

- Fremde ohne Aufenthaltsrecht, die aus rechtlichen oder tatsdchlichen Griinden nicht abschiebbar
sind;
- Fremde mit einer Aufenthaltsberechtigung nach § 57 Abs.1 des Asylgesetzes 2005, einem

Aufenthaltsrecht aufgrund einer Verordnung nach § 62 des Asylgesetzes 2005 oder einem
Aufenthaltstitel nach § 41a Abs. 10 des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes;

- Asylberechtigte wihrend der ersten vier Monate nach Asylgewdhrung, soweit sie keine Leistungen
nach dem 2. Abschnitt (Sozialhilfe) in Anspruch nehmen.

Wer ,hilfsbediirftig™ ist, ergibt sich aus den allgemeinen Bestimmungen des § 1 Abs. 3 (vgl. dazu auch
Art. 2 Abs. 1 der Grundversorgungsvereinbarung).

Abs. 2:

Leistungen der Grundversorgung (vgl. §29) konnen so wie bisher (vgl. §3 Abs. 4
Mindestsicherungsgesetz) — bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen — nur Fremden gewéhrt
werden, die ihren Aufenthalt in Vorarlberg haben bzw. nur fiir die Dauer ihres Aufenthalts in Vorarlberg.

Zu § 28:
Es wird auf die Ausfiihrungen zu den §§ 7 und 8 verwiesen.

Zu § 29:
Abs. 1:

Abs. 1 verweist hinsichtlich der Leistungen der Grundversorgung — wie schon bisher § 7 Abs. 1
Mindestsicherungsgesetz — auf Art. 6 und 7 der Grundversorgungsvereinbarung.

Nach Art. 6 der Grundversorgungsvereinbarung umfasst die Grundversorgung:
- Unterbringung in geeigneten Raumlichkeiten,

- angemessene Verpflegung,

- Gewihrung von Taschengeld,

- Durchfithrung einer medizinischen Untersuchung (im Bedarfsfall),
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- Krankenversicherungsbeitrige,

- medizinische Leistungen nach Einzelfallpriifung,

- MaBnahmen fiir pflegebediirftige Personen (im Bedarfsfall),

- Ubernahme von Transportkosten,

- Schulbedarf,

- Strukturierung des Tagesablaufes,

- notwendige Bekleidung,

- Begribniskosten oder Kosten einer Riickfiihrung in derselben Hohe und
- Uberbriickungshilfe bei freiwilliger Riickkehr.

Unbegleitete minderjdhrige Fremde erhalten eine iiber Art. 6 hinausgehende Grundversorgung (vgl. im
Einzelnen Art. 7 der Grundversorgungsvereinbarung); das sind folgende Leistungen und MaBnahmen:

- MaBnahmen zur Erstabkldrung und Stabilisierung,

- sozialpiddagogische und psychologische Unterstiitzung (im Bedarfsfall),

- spezielle Vorschriften fiir die Unterbringung,

- verbesserte Tagesstrukturierung,

- Bearbeitung von Fragen zu Alter, Identitdt, Herkunft und Aufenthalt von Familienangehdrigen,
- Ermoéglichung der Familienzusammenfiihrung und

- Abklérung der Zukunftsperspektiven und gegebenenfalls die Erarbeitung eines Integrationsplanes
sowie Maflnahmen der Ausbildung mit dem Ziel der Selbsterhaltungsfahigkeit.

Die Leistungen der Grundversorgung fiir hilfsbediirftige Fremde, die angehalten werden, ruhen fiir die
Dauer der Anhaltung (so schon bisher § 7 Abs. 1 letzter Satz Mindestsicherungsgesetz und Art. 2 Abs. 2
der Grundversorgungsvereinbarung).

Abs. 2:

Die im Abs. 2 fiir den Fall einer Massenfluchtbewegung vorgesehenen Regelungen entsprechen der
bisherigen = Rechtslage (§7 Abs.2  Mindestsicherungsgesetz; vgl. auch  Art. 8  der
Grundversorgungsvereinbarung).

Im Falle einer Massenfluchtbewegung ist eine teilweise Beschrinkung des nach Abs. 1 grundsitzlich
zugesicherten Leistungsumfanges moglich. Aus § 30 ergibt sich, dass auch in solchen Fillen
grundsitzlich kein Bescheid zu erlassen ist.

Abs. 3:

Die Regelungen des Abs.3 entsprechen der Dbisherigen Rechtslage (vgl. §7 Abs.3
Mindestsicherungsgesetz). Diese Bestimmungen dienen auch der Umsetzung von Art. 21 und 22 Abs. 1
der Richtlinie 2013/33/EU.

Die Beurteilung der besonderen Bediirfnisse schutzbediirftiger Personen hat ab Einbringung des Antrags
auf internationalen Schutz im Wege eines nicht formellen Verfahrens so rasch wie mdglich zu erfolgen.
Wiéhrend der gesamten Dauer der Versorgung von schutzbediirftigen Personen ist auf deren eventuell
vorliegende besondere Bediirfnisse Bedacht zu nehmen. Durch den Verweis ,,soweit als moglich® wird
klargestellt, dass eine Beriicksichtigung der besonderen Bediirfnisse im Rahmen der Versorgung nur
soweit erfolgen kann, als diese besonderen Bediirfnisse auch tatsdchlich bekannt sind bzw. sein kdnnen,
aber nicht, wenn etwa das Ergebnis einer érztlichen Untersuchung, aus dem sich besondere Bediirfnisse
ergeben wiirden, nicht mitgeteilt wird. Hier wird konsequenterweise unter Umstinden auch die
Bekanntgabe der relevanten Informationen und medizinischen Daten, aus denen sich besondere
Bediirfnisse ergeben, durch die betroffene Person erforderlich sein (vgl. bereits Motivenbericht, RV Blg.
66/2015 zu § 7 Abs. 3 Mindestsicherungsgesetz).

Abs. 4:

Die Regelungen des Abs.4 entsprechen der Dbisherigen Rechtslage (vgl. §7 Abs. 4
Mindestsicherungsgesetz).
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Bei der Unterbringung ist auf eventuell vorliegende besondere Bediirfnisse von schutzbediirftigen
Personen Bedacht zu nehmen. Auf die Ausfilhrungen zu Abs. 3 wird verwiesen. Die Unterbringung in
Unterbringungseinrichtungen umfasst sowohl die Unterbringung in einer Wohngruppe, einem Wohnheim,
in einer sonstigen geeigneten organisierten Unterkunft, in betreutem Wohnen oder in individueller
Unterbringung.

Der Familienbegriff im Sinne des Abs. 4 umfasst Familienangehdrige gemdB § 2 Abs. 1 Z.22 des
Asylgesetzes 2005. Familienangehdriger ist insbesondere wer Elternteil eines minderjdhrigen Kindes,
Ehegatte, sofern die Ehe bei Ehegatten bereits im Herkunftsstaat bestanden hat, oder eingetragener
Partner, sofern die eingetragene Partnerschaft bereits im Herkunftsstaat bestanden hat, ist. Weiters wer
zum Zeitpunkt der Antragstellung minderjdhriges lediges Kind eines Asylwerbers oder eines Fremden ist,
dem der Status des subsidiér Schutzberechtigten oder des Asylberechtigten zuerkannt worden ist. Ferner
der gesetzliche Vertreter der Person, der internationaler Schutz zuerkannt worden ist, wenn diese Person
minderjahrig und nicht verheiratet ist, sofern dieses rechtserhebliche Verhéltnis bereits im Herkunftsland
bestanden hat.

Weiters sieht diese Bestimmung in Umsetzung von Art. 23 Abs. 5 der Richtlinie 2013/33/EU vor, dass
Minderjéhrige nach Moglichkeit zusammen mit Erwachsenen, die nach dem einzelstaatlichen Recht oder
nach den Gepflogenheiten des betreffenden Mitgliedstaates mit der Obsorge betraut sind, unterzubringen
sind. Ebenso sind abhédngige erwachsene Personen mit besonderen Bediirfnissen entsprechend dem
Art. 18 Abs. 5 der Richtlinie 2013/33/EU nach Moglichkeit mit nahen volljdhrigen Verwandten
unterzubringen. Vorbehaltlich der zu beriicksichtigenden Umstdnde — wie beispielsweise die Einheit der
Familie oder das Kindeswohl — soll mit dem letzten Satz klargestellt werden, dass hilfs- und
schutzbediirftige Personen keinen Anspruch auf einen bestimmten Ort der Hilfeleistung ihrer Wahl haben
(vgl. bereits Motivenbericht, RV Blg. 66/2015, zu § 7 Abs. 4 Mindestsicherungsgesetz).

Festzuhalten ist, dass hilfs- und schutzbediirftige Fremde (§27) auch hinsichtlich des behaupteten
Vorliegens eines Familienverhiltnisses eine Mitwirkungspflicht nach § 31 Abs. 2 trifft (einschlieBlich der
allfilligen Verpflichtung zur Vorlage von Unterlagen oder der Duldung allfilliger Untersuchungen). Zu
den moglichen Folgen einer Verletzung der Mitwirkungspflicht siehe § 31 Abs. 3.

Abs. 5:

Die Regelungen des Abs.5 entsprechen der Dbisherigen Rechtslage (vgl. §7 Abs.5
Mindestsicherungsgesetz). Die Aufzidhlung jener Personen bzw. Organisationen, zu denen der Kontakt zu
ermoglichen ist, entspricht Art. 18 Abs.2 der Richtlinie 2013/33/EU. Der Zugang zu den
Unterbringungseinrichtungen kann entsprechend dem Art. 18 Abs. 2 lit. ¢ der Richtlinie 2013/33/EU
verwehrt werden, wenn dies aus Griinden der Sicherheit der betreffenden Radumlichkeiten oder der
Personen in den Unterbringungseinrichtungen erforderlich ist. Dadurch soll eine Beeintrachtigung oder
Storung des Betriebes vermieden werden.

Zu § 30:
Abs. I:

Leistungen der Grundversorgung werden — vorbehaltlich des Abs.2 (Bescheide der
Bezirkshauptmannschaft) — vom Land (Landesregierung) als Tréger von Privatrechten erbracht. Das Land
kann hierfiir Einrichtungen im Sinne des § 52 Abs. 1 heranziehen.

Abs. 2:

Mit Bescheid der Bezirkshauptmannschaft ist nur in den im Abs. 2 genannten Fillen zu entscheiden, z.B.
wenn Leistungen nicht oder nicht in vollem Umfang gewéhrt werden (lit. a); dies entspricht im
Wesentlichen der bisherigen Rechtslage (vgl. § 7 Abs. 6 lit. a bis d Mindestsicherungsgesetz).

Fiir Bescheide nach Abs. 2 gilt § 18 Abs. 1, 2 und 4 sinngeméaf (vgl. § 33 Abs. 1).

Zu § 31:

Informations- und  Mitwirkungspflichten = waren schon bisher vorgesehen (vgl. §38
Mindestsicherungsgesetz).

Abs. I:

Der Abs. 1 entspricht dem bisherigen § 38 Abs. 2 Mindestsicherungsgesetz und dient der Umsetzung des
Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 2013/33/EU.
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Hilfs- und schutzbediirftige Fremde im Sinne des § 27 sollen entsprechende Kenntnisse {iber die ihnen
zustehenden Leistungen haben und wissen, an wen sie sich wenden konnen, wenn sie gesundheitliche
Probleme haben oder juristische oder andere Hilfe in Anspruch nehmen wollen. Durch die Formulierung
,bei ihrer Ubernahme* in die Grundversorgung wird sichergestellt, dass solche Informationen nur einmal,
ndmlich um Zeitpunkt der Ubernahme (nach der Zuweisung durch die Koordinationsstelle) zu erbringen
sind. Da die Betreuungsleistung fiir die angefiihrte Personengruppe grundsitzlich eine Leistung der
Privatwirtschaftsverwaltung darstellt und hiefiir (auch) Einrichtungen nach § 52 herangezogen werden
(konnen), wird diese Aufgabe gegebenenfalls von der vom Land herangezogenen Einrichtung erbracht
werden und ist dies durch das Land sicherzustellen.

Diese Personen sind aber auch iiber die sie treffenden Verpflichtungen zu informieren; Pflichten ergeben
sich insbesondere aus § 31 Abs. 2 und § 34 Abs. 1 (Mitwirkungs- und Meldepflichten, z.B. betreffend
Adressinderungen oder allfillige Vermdgenszuwichse), aber auch aus Hausordnungen oder Ahnlichem.
Fiir die Gruppe der hilfs- und schutzbediirftigen Fremden, die organisiert betreut werden, wird eine
Meldung an die sie (direkt) betreuende Einrichtung (deren Organe) ausreichen, da davon auszugehen ist,
dass diese die entsprechenden Informationen an das Amt der Landesregierung oder an die
Bezirkshauptmannschaft weiterleitet. Alle Informationen an hilfs- und schutzbediirftige Fremde haben in
der Regel schriftlich und in einer der betreffenden Person verstindlichen Sprache zu erfolgen. Es muss
nicht unbedingt deren Muttersprache sein; beispielsweise entspriache Englisch — soweit es zumindest in
Grundziigen verstanden wird — dieser Vorgabe. Die Einschrinkung im Abs. 1 letzter Satz (,nach
Moglichkeit™) ist eng auszulegen; sie ist allerdings unverzichtbar, da einzelne Félle denkbar sind, in
denen es unmoglich sein kann, schriftliche Informationen zu geben (z.B. bei Analphabetentum) oder —
binnen sinnvoller Frist — einen Dolmetscher zu finden (vgl. bereits Motivenbericht, RV Blg. 65/2005, 15).

Abs. 2:

Die Regelung im Abs. 2 iiber die Mitwirkungspflicht entspricht der bisherigen Rechtslage (vgl. § 38
Abs. 3 Mindestsicherungsgesetz); sieche auch die Mitwirkungspflicht nach § 16 Abs. 2 und 3.

Entsprechend dem Grundgedanken, dass Personen, die offentliche Leistungen in Anspruch nehmen
wollen, auch an der Feststellung der materiellen Wahrheit mitzuwirken haben, wird die hilfsbediirftige
Person bereits kraft Gesetzes bzw. iiber entsprechende Aufforderung angehalten, ein bestimmtes
Verhalten zu setzen (z.B. Unterlagen beizubringen oder sich untersuchen zu lassen). Kommt sie dieser
Verpflichtung nicht nach, sieht Abs. 3 entsprechende Sanktionen vor; auf die Folgen einer Verletzung der
Mitwirkungspflicht muss die betreffende Person nachweislich aufmerksam gemacht werden.

Abs. 3:
Der Abs. 3 entspricht der bisherigen Rechtslage (vgl. § 38 Abs. 4 Mindestsicherungsgesetz).

Die Verletzung der Mitwirkungspflicht kann zur Folge haben, dass Leistungen der Grundversorgung
abgelehnt, herabgesetzt oder nur unter bestimmten Auflagen oder Bedingungen gewéhrt werden (vgl.
§ 30 Abs. 2 lit. b).

Die bereits in der Landesverfassung (Art. 7 Abs. 2 Landesverfassung) vorgegebene Beriicksichtigung der
VerhiltnisméaBigkeit erfordert eine Abwdgung, wie schwer die Nicht-Mitwirkung einerseits und die
Kiirzung bzw. die Auflagen andererseits wiegen und je nachdem ist eine ausgleichende Entscheidung zu
treffen (vgl. bereits Motivenbericht, RV Blg. 66/2015, zu § 38 Abs. 4 Mindestsicherungsgesetz).

Abs. 4:
Siehe dazu die Ausfithrungen zu § 16 Abs. 4.

Zu § 32:

Leistungen der Grundversorgung konnen auch von Amts wegen gewéhrt werden; in vielen Féllen ist es —
etwa fiir eine Asylwerberin bzw. einen Asylwerber — nicht moglich oder zumutbar, zeitgerecht einen
entsprechenden Antrag auf Grundversorgung zu stellen.

Das Land kann zur Erbringung von Leistungen der Grundversorgung Einrichtungen der freien
Wohlfahrtspflege oder andere Einrichtungen nach § 52 Abs.1 heranziehen (siehe § 52 und die
Ausfiihrungen dazu).

Siehe auch die Ausfithrungen zu § 17 Abs. 3 und 4.
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Zu § 33:
Abs. 1:
Siche die Ausfiihrungen zu § 18 Abs. 1, 2 und 4.

Abs. 2:

Die Regelungen des Abs.2 entsprechen der Dbisherigen Rechtslage (vgl. §7 Abs.7
Mindestsicherungsgesetz). Durch diese Bestimmungen wird Art. 26 Abs. 2 der Richtlinie 2013/33/EU
umgesetzt.

Vor dem Hintergrund der unionsrechtlichen Vorgaben ist die vorliegende Bestimmung im Sinne von
Art. 136 Abs.2 B-VG als zur Regelung des Gegenstandes erforderlich zu qualifizieren. Das Land,
vertreten durch die Landesregierung, hat im Rahmen einer privatrechtlichen Vereinbarung unabhingige
Organisationen, Personengruppen oder einzelne Personen mit der Rechtsberatung und -vertretung von
asylwerbenden Personen zu betrauen. Das Vergaberecht ist dabei zu beachten. Mit der Anordnung der
Unabhéngigkeit wird klargestellt, dass die betreffende Organisation, Personengruppe oder Person ihre
Aufgaben im Rahmen des mit ihr abgeschlossenen Vertrages unabhéngig wahrnehmen kann. Eine
Befristung des Vertrages wird dadurch nicht ausgeschlossen. Asylwerbende Personen bzw. Asylwerber
oder Asylwerberinnen (§ 27 Abs. 1 lit. a) sind Fremde, die einen Antrag auf internationalen Schutz
eingebracht haben, und zwar ab der Einbringung des Antrags bis zum rechtskréftigen Abschluss, zur
Einstellung oder Gegenstandslosigkeit des Verfahrens (vgl. § 2 Abs. 1 Z. 14 des Asylgesetzes 2005). Die
Rechtsberatung und -vertretung fiir asylwerbende Personen umfasst sowohl die Vorbereitung der
erforderlichen Schriftsitze einschlieBlich der Verfassung und Einbringung von Rechtsmitteln an das
Landesverwaltungsgericht als auch die Teilnahme an den Verhandlungen vor diesem im Zusammenhang
mit der Einschrdnkung oder der Entzichung von Leistungen gemadl Art.6 und 7 der
Grundversorgungsvereinbarung. (vgl. bereits Motivenbericht, Blg. 66/2015, zu §7 Abs.7
Mindestsicherungsgesetz)

Zu § 34:
Abs. 1 und 2:

Diese Regelungen entsprechen im Wesentlichen der bisherigen Rechtslage (vgl. § 40 Abs. 1 und 2
Mindestsicherungsgesetz).

Abs. 3:
Diese Regelung entspricht der bisherigen Rechtslage (vgl. § 40 Abs. 3 Mindestsicherungsgesetz).

Die vorgesehenen Einschrankungsmoglichkeiten entsprechen der Grundversorgungsvereinbarung (vgl.
Art. 2 Abs. 4 .V.m. Art. 1 Abs. 2 und Art. 6 Abs. 3) und der Richtlinie 2013/33/EU (vgl. Art. 20 Abs. 4
und 5); der Grundsatz der VerhéltnisméBigkeit muss dabei in jedem Einzelfall beriicksichtigt werden.

Auch im Falle einer Einstellung oder Herabsetzung der Leistung der Grundversorgung muss die
medizinische Notversorgung und die unbedingt erforderliche Behandlung von Krankheiten gegeben sein;
Abs. 3 sieht daher im Einklang mit Art. 20 Abs. 5 letzter Satz i.V.m. Art. 19 der Richtlinie 2013/33/EU
eine diesbeziigliche Ausnahme vor.

Die in der lit. a angesprochene Wegweisung bzw. das Betretungsverbot sind derzeit im § 38a
Sicherheitspolizeigesetz, BGBIL.Nr. 566/1991 idgF. geregelt.

Lit. b erfasst alle gefahrlichen Angriffe gegen Leben, Gesundheit oder Freiheit, die innerhalb der
Unterbringungseinrichtung  begangen werden, unabhingig davon, gegen welche Person
(Betreuungspersonal, Mitarbeiter der Behorde, Rechtsberater usw.) sich der Angriff richtet. Die Prognose
eines zukiinftigen gefdhrlichen Angriffs kann nur im Einzelfall beurteilt werden (vgl. zu dieser
Bestimmung, die mit LGBLNr. 118/2015 neu eingefiihrt wurde, im Einzelnen den Motivenbericht zu § 40
Abs. 3, Blg. 66/2015).

In lit. ¢ wird auf Art. 2 Abs. 4 der Grundversorgungsvereinbarung verwiesen, die ihrerseits auf einen
Ausschlussgrund gemiB § 13 Asylgesetz verweist (zwischenzeitlich § 6 des Asylgesetzes 2005, das am
01.01.2006 in Kraft getreten ist).

Abs. 4:

Diese Regelung entspricht Art.2 Abs.2 der Grundversorgungsvereinbarung und der bisherigen
Rechtslage (vgl. § 7 Abs. 1 letzter Satz Mindestsicherungsgesetz).
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Zu § 35:
Es wird auf die Ausfiihrungen zu den §§ 21 bis 25 verwiesen.

Zu § 36:

Die Leistungen im Zusammenhang mit der Unterbringung in stationdren Einrichtungen sind im
4. Abschnitt dieses Gesetzes geregelt; der 1. Unterabschnitt (§§ 36 bis 38) enthdlt die allgemeinen
Bestimmungen zu diesen Leistungen.

Abs. 1:

Es gibt einen Bedarf nach stationdren Betreuungs- und Pflegeeinrichtungen fiir hilfsbediirftige Personen
(vgl. hinsichtlich der Pflegeeinrichtungen auch den Bedarfs- und Entwicklungsplan der Landesregierung
fiir pflegebediirftige Personen nach § 3 Pflegeheimgesetz). Dem soll soweit erforderlich auch durch
Gewidhrung von Sozialleistungen bei Unterbringung in stationdren Einrichtungen (4. Abschnitt)
Rechnung getragen werden.

Abs. 2:

Bei stationdren Betreuungseinrichtungen handelt es sich insbesondere um Einrichtungen der stationédren
Wohnungslosenhilfe.

Abs. 3:
Stationdre Pflegeeinrichtungen sind insbesondere Pflegeheime sowie — bei entsprechendem
Pflegeleistungsangebot — betreute Wohngemeinschaften flir dltere Menschen. Eine stationédre

Pflegeeinrichtung dient der Pflege von pflegebediirftigen Personen — pflegebediirftig aus welchem Grund
auch immer, z.B. alters- oder behinderungsbedingt (vgl. dazu VfGH vom 12.3.2019, G 276/2018, im
Zusammenhang mit dem ,,Verbot des Vermogensregresses™) — , wobei Pflegepersonal dauernd zur
Verfiigung steht. Grundsétzlich hat daher in einer stationdren Pflegeeinrichtung Pflegepersonal dauernd
anwesend zu sein. Auflerhalb von Pflegeheimen (insbesondere in betreuten Wohngemeinschaften fiir
dltere Menschen) kann es jedoch auch ausreichend sein, wenn nachts bzw. zu den Randzeiten, etwa
Wochenenden, eine qualifizierte Rufbereitschaft gegeben ist; auch solche Einrichtungen gelten diesfalls
als stationdre Pflegeeinrichtungen im Sinne des § 36 Abs. 3 (vgl. dazu auch VwWGH vom 30.4.2019,
Ro 2018/10/0035, sowie VWGH vom 29.11.2018, Ra 2018/10/0062).

Zu § 37:

Grundsitzlich werden bei Unterbringung in stationdren Einrichtungen Sachleistungen gewéhrt, und zwar
— neben der Sachleistung fiir Wohnen und allgemeinem Lebensunterhalt — im Falle von stationdren
Betreuungseinrichtungen auch Sachleistungen fiir soziale Betreuung und im Falle der stationiren
Pflegeeinrichtung fiir Pflege der hilfsbediirftigen Person.

Zu § 38:
Abs. 1:

Die Leistungen fiir hilfsbediirftige Personen bei Unterbringung in stationdren Einrichtungen gehen nur
soweit, als dies aufgrund ihrer Hilfsbediirftigkeit notwendig ist. Der Unterbringungsbedarf umfasst auch
den Aufwand zur Befriedigung des jeweiligen Pflege- und Betreuungsbedarfs. Das Nihere iiber den
mafgeblichen sozialen Betreuungsbedarf bzw. den Pflegebedarf, der eine Unterbringung in einer
stationdren Betreuungs- oder Pflegeeinrichtung erforderlich macht, wird durch Verordnung der
Landesregierung geregelt (§ 49 lit. a).

Abs. 2:

Die Bestimmung des § 38 Abs. 2 — geregelt im 1. Unterabschnitt des 4. Abschnitts betreffend allgemeine
Bestimmungen zu den Leistungen bei Unterbringung in stationiren Einrichtungen — enthélt lediglich die
grundsitzliche Regelung. Das Nahere wird im § 40 iiber die Beriicksichtigung von eigenen Mitteln und
Leistungen Dritter geregelt.
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Zu § 39:

Der 2. Unterabschnitt des 4. Abschnitts (§§ 39 und 40) enthélt Bestimmungen iiber die notigen
Voraussetzungen fiir Sozialleistungen bei Unterbringung in stationdren Einrichtungen.

Der § 39 regelt den in Frage kommenden Personenkreis fiir Leistungen bei Unterbringung in stationédren
Einrichtungen. Die Abs. 1 bis 4 regeln den Kreis der anspruchsberechtigten Personen. Siehe dazu die
Ausfiihrungen oben zu den fast gleichlautenden Bestimmungen des § 6 Abs. 1 bis 3.

Der § 39 Abs. 5 erlaubt unter bestimmten Voraussetzungen im Einzelfall zur Vermeidung von sozialen
Harten auch Leistungen an hilfsbediirftige Personen, die nicht zum anspruchsberechtigten Personenkreis
nach Abs. 1 bis 3 zdhlen (z.B. Drittstaatsangehorige mit weniger als fiinf Jahren Daueraufenthalt); ein
Anspruch auf eine solche Leistung besteht fiir diese jedoch nicht (vgl. die bisherige Regelung nach § 3
Abs. 5 Mindestsicherungsgesetz).

Zu § 40:
Abs. 1:

Das Vermogen der hilfsbediirftigen Person ist im Falle der Unterbringung in einer stationdren
Pflegeeinrichtung — soweit es Sachleistungen nach § 37 Abs. 1 betrifft — bei den zur Verfiigung stehenden
eigenen Mitteln und Leistungen Dritter nicht zu beriicksichtigen (lit. a). Mit dieser von § 7 Abs. 1
abweichenden Regelung wird der Verfassungsbestimmung des §330a des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes (ASVG) entsprochen: Sie bestimmt, dass ein Zugriff auf das Vermdgen von
in stationdren Pflegeeinrichtungen aufgenommenen Personen, deren Angehdrigen, Erben/Erbinnen und
Geschenknehmer/inne/n im Rahmen der Sozialhilfe zur Abdeckung der Pflegekosten unzuléssig ist (siehe
zum ,,Verbot des Vermogensregresses* bereits den Motivenbericht, Blg. 119/2017).

Abs. 2:

Eine Verordnung der Landesregierung iliber weitere Ausnahmen von der Beriicksichtigung von eigenen
Mitteln und Leistungen Dritter kommt insbesondere zur Vermeidung von Hirten in Betracht. Die
Verordnungsermichtigung fiir Ausnahmen erstreckt sich dabei auch auf § 40 Abs. 1 lit. b (6ffentliche
Mittel zur Deckung des Pflegeaufwandes).

Zu § 41:

Der 3. Unterabschnitt des 4. Abschnitts (§ 41) regelt die Leistungen bei Unterbringung in stationdren
Einrichtungen.

Die Leistungen fiir anspruchsberechtigte hilfsbediirftige Personen bei Unterbringung in stationdren
Einrichtungen sind grundsétzlich — vom monatlichen Taschengeld nach § 41 Abs. 2 abgesehen — als
Sachleistungen zu erbringen und an den Rechtstrager der betreffenden Einrichtung zu zahlen. Es wird der
angemessene Aufwand zur Deckung des Bedarfs fiir Wohnen und allgemeinen Lebensunterhalt erbracht
und weiters

- bei stationdren Betreuungseinrichtungen der angemessene Aufwand fiir soziale Betreuung bzw.
- bei stationédren Pflegeeinrichtungen der angemessene Aufwand fiir Pflege.
Siehe dazu auch § 37.

Eigene Mittel und Leistungen Dritter sind nach MaBigabe des § 40 zu beriicksichtigen (siehe auch § 38
Abs. 2).

Fir die Leistungen zur Unterstiitzung bei Krankheit, Schwangerschaft und Entbindung bzw. in
besonderen Lebenslagen sowie im Todesfall gelten die Bestimmungen der §§ 12 bis 14 sinngemaB.

Zu § 42:

Der 4. Unterabschnitt des 4. Abschnitts (§§ 42 bis 48) enthélt die Regelungen iiber das Verfahren bei der
Gewihrung von Leistungen bei Unterbringung in stationdren Einrichtungen. Die Regelung entspricht im
Wesentlichen der Zustindigkeitsregelung fiir die Gewdhrung von Leistungen der Sozialhilfe im
2. Abschnitt (vgl. § 15).

Fir die Gewdhrung von Leistungen bei Unterbringung in stationdren Einrichtungen (z.B. stationire
Pflegeeinrichtung), aber auch die Einschrinkung oder den Entfall der Leistung, den Kostenersatz und
Ersatzanspriiche Hilfe leistender Dritter ist demnach die Bezirkshauptmannschaft zustindig; sie
entscheidet im Verwaltungsweg mit Bescheid, sofern im Abs. 2 nichts anderes festgelegt ist (Abs. 1).

34



Nicht im Verwaltungsweg, sondern im Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung (fiir das Land als Tréger
von Privatrechten) entscheidet die Bezirkshauptmannschaft hinsichtlich folgender Leistungen (Abs. 2):

- Unterstiitzung in besonderen Lebenslagen (§ 13)
- Unterstiitzung im Todesfall (§ 14)
- Vermeidung von Hartefillen bei hilfsbediirftigen Personen geméal § 39 Abs. 5.

Bei Vorliegen der im Gesetz genannten Voraussetzungen kann die Leistung der
Privatwirtschaftsverwaltung auch durch die Landesregierung erfolgen.

Zu § 43:

Die Informationspflicht der Behorde und die Mitwirkungspflichten der hilfsbediirftigen Person und des
Arbeitgebers bzw. der Arbeitgeberin gelten auch bei Verfahren iiber die Gewdhrung von Leistungen bei
Unterbringung in stationéren Einrichtungen. Siehe dazu die Ausfiihrungen zu § 16.

Zu § 44:
Siehe zur Einleitung des Verfahrens auch § 17 und § 32.

Zu § 45:

Siehe zu den bei Bescheiden gemilB § 42 Abs. 1 sinngemill anzuwendenden Bestimmungen des § 18
Abs. 1, 2 und 4 die Ausfithrungen zu § 18.

Zu § 46:

Siehe die Ausfithrungen oben zu den sinngeméfB anzuwendenden Bestimmungen der §§ 19 und 20.

Zu § 47:

Siehe die Ausfithrungen oben zu den sinngemifl anzuwendenden Bestimmungen der §§ 21 bis 25 und 26
lit. e.

Zu § 48:

Die Regelung entspricht der Rechtslage nach dem bisherigen § 14 des Mindestsicherungsgesetzes, jedoch
mit dem Unterschied, dass nunmehr Voraussetzung fiir die Antragstellung auf Fortsetzung des Verfahrens
bei Tod der hilfsbediirftigen Person nicht mehr ist, dass ein allfillig durchzufiihrendes
Verlassenschaftsverfahren bereits abgeschlossen ist und eine Befriedigung der Anspriiche in diesem
Rahmen zumindest teilweise erfolglos geblieben ist (so bisher § 14 Abs. 2 Mindestsicherungsgesetz).
Stattdessen ist der Antrag nunmehr — bei sonstigem Anspruchsverlust — spétestens binnen drei Monaten
nach dem Tod der hilfsbediirftigen Person zu stellen.

Unmaligeblich ist im fortgesetzten Verfahren, ob die Forderung des Rechtstragers noch offen ist oder —
z.B. aus einer Kaution — bereits beglichen wurde. Die Kosten werden in jenem Ausmal ersetzt, die der
verstorbenen Person gebiihrt hétten.

Zu § 49:

Die Landesregierung hat durch Verordnung erforderlichenfalls ndhere Bestimmungen zum 4. Abschnitt
zu erlassen. In lit. a bis e sind die wesentlichen Regelungsbereiche beispielhaft aufgezéhlt (siche dazu die
Ausfithrungen oben zu den §§ 38 Abs. 1, 40 Abs. 2, 41 Abs. 1 bis 3).

Zu den §§ 50 und 51:

Der 1. Unterabschnitt des 5. Abschnitts enthilt allgemeine Bestimmungen zur Organisation (§§ 50 bis
56).

Das Land ist — wie schon bisher nach dem Mindestsicherungsgesetz — Tréiger der Sozialleistungen (bisher
Trager der Mindestsicherung). Das Land hat daher grundsétzlich die Aufgaben nach diesem Gesetz —
Sozialhilfe, Grundversorgung, Leistungen im Zusammenhang mit der Unterbringung in stationédren
Einrichtungen — zu besorgen (soweit sie nicht ausdriicklich den Gemeinden oder dem Sozialfonds
iibertragen sind).
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Im hoheitlichen Bereich werden fiir das Land die Bezirkshauptmannschaften und die Landesregierung
tatig. Auch im Bereich der Privatwirtschaftsverwaltung des Landes wird z.T. die Bezirkshauptmannschaft
fiir das Land als Trédger von Privatrechten tétig (vgl. § 15 Abs. 2).

Weiters werden vom Land — im nichthoheitlichen Bereich und damit im Rahmen der
Privatwirtschaftsverwaltung — flir bestimmte Leistungen Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege oder
andere Einrichtungen nach § 52, also private Rechtstriger, herangezogen. Die Heranziehung solcher
Einrichtungen durch das Land fiir die Erbringung von Leistungen dndert nichts daran, dass das Land
Tréger der Sozialleistungen ist.

Zu § 52:
Abs. I:

Die Heranziehung von Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege oder anderer Einrichtungen nach § 52
Abs. 1 entspricht dem Subsidiaritétsprinzip und hat in Vorarlberg Tradition. Die Heranziehung solcher
Einrichtungen auBlerhalb der Landesverwaltung ist freilich nur dann zuldssig, wenn die fachgerechte
Erbringung der beauftragten Leistungen im Sinne der Ziele und Grundsitze dieses Gesetzes (§§ 3 und 5)
hinreichend gewihrleistet ist. Selbstverstdndlich miissen dabei auch die Grundsdtze der Sparsamkeit,
Wirtschaftlichkeit und ZweckméBigkeit (vgl. Art. 7 Abs. 8 Landesverfassung) beachtet werden.

Die Heranziechung von privaten Einrichtungen nach § 52 erfolgt in der Regel — bei ldngerfristiger
Heranziehung — durch eine entsprechende schriftliche Vereinbarung im Rahmen der
Privatwirtschaftsverwaltung des Landes (z.B. durch Rahmenvertrige, Produktvereinbarungen bzw.
Leistungsvertrdge bei indirekten Subjektforderungen oder durch Fordervertrige bei Objektforderungen
wie etwa bei den mobilen Hilfsdiensten, der Hauskrankenpflege oder dem Case Management); im
Hinblick auf §52 Abs.3 (Uberwachungspflicht) sind in solchen Vertrigen auch ausreichende
Informations- und Kontrollrechte des Landes samt entsprechenden Sanktionsmdglichkeiten bei
Verletzung von vertraglichen Pflichten bzw. in bestimmten Féllen auch die Moglichkeit zur vorzeitigen
Auflosung oder auBlerordentlichen Kiindigung des Vertrages vorzusehen. Die Kosten fiir die
Heranziehung solcher Einrichtungen sind nach Mafigabe der Regelungen des § 58 Abs. 1 lit. a und des
§ 59 vom Sozialfonds zu tragen.

All diese Einrichtungen unterliegen daher gegebenenfalls der Mitteilungspflicht (siche § 52 Abs. 2 letzter
Satzi.V.m. § 69 Abs. 2 lit. ¢).

Das Land (oder auch eine Gemeinde) kann als Trdger von Privatrechten Einrichtungen der freien
Wohlfahrtspflege — neben der Zahlung privatrechtlicher Entgelte an solche Einrichtungen bei ihrer
Heranziehung durch das Land nach § 52 Abs. 1 und neben allfdlligen Férderungen durch den Sozialfonds
nach § 58 Abs. 1 lit. ¢ — auch finanziell férdern. Dies wird durch die Regelungen dieses Gesetzes (vgl.
z.B. §§ 50, 52 und 57 bis 59) nicht ausgeschlossen (vgl. auch § 3 Abs. 4 Pflegeheimgesetz). Das Land als
Tréger der Sozialleistungen (§ 50 Abs. 1) verfolgt freilich eine gesamthafte Strategie, die das Ganze im
Blick hat.

Abs. 2:

Die Regelung im Abs. 2 entspricht inhaltlich dem bisherigen § 18 Abs. 2 des Mindestsicherungsgesetzes
(siehe auch die Regelung im § 10 Abs. 2 Chancengesetz). Die Verschwiegenheitspflicht gilt freilich nicht
gegeniiber dem Land (Bezirkshauptmannschaft oder Landesregierung), das die betreffende Einrichtung
nach § 52 Abs. 1 heranzieht. Die betreffenden Daten sind von der Einrichtung nur zu iibermitteln, soweit
sie zur Kontrolle der Einrichtung oder zur Abrechnung von Leistungen erforderlich sind.

Siehe auch die Ermédchtigung nach § 69 Abs.4 zur Verarbeitung personenbezogener Daten durch
Einrichtungen nach § 52 Abs. 1.

Abs. 3:

Abs. 3 sieht eine regelmiBige Uberpriifung von nach Abs. 1 herangezogenen Einrichtungen der freien
Wohlfahrtspflege oder anderer privater Einrichtungen durch die Landesregierung vor (siche auch die
Regelung im § 10 Abs. 3 Chancengesetz).

Ein gesetzliches Betretungsrecht von Grundsticken und R&umen (vgl. bisher § 18 Abs. 4
Mindestsicherungsgesetz) ist nicht mehr vorgesehen; dies kann vom Land vertraglich geregelt werden bei
Heranziehung der Einrichtungen nach Abs. 1.

Das Land hat bei allfdlligen Missstinden erforderlichenfalls geeignete Mafinahmen zu treffen. Dies
erfolgt grundsdtzlich im Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung des Landes mit den Mitteln des
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Privatrechts, z.B. aufgrund vertraglich eingerdumter Sanktionsmdglichkeiten oder durch Kiindigung bzw.
Auflésung des Vertrages.

Bei den Bestimmungen des Abs. 3 handelt es sich um grundsétzliche Regelungen; allfillige spezifische
Regelungen in einzelnen Materiengesetzen, wie z.B. im Pflegeheimgesetz, sind auch zu beachten.

Zu § 53:
Diese Regelung entspricht dem bisherigen § 35 Abs. 1 und 2 des Mindestsicherungsgesetzes.

Zu § 54:
Der § 54 entspricht inhaltlich im Wesentlichen dem bisherigen § 19 des Mindestsicherungsgesetzes.

Neu aufgenommen wurde, dass die Gemeinde bei ihrer Planung auf eine zweckméfige regionale
Zusammenarbeit mit anderen Gemeinden hinzuwirken hat. Solche regionalen Entwicklungsplanungen
werden vom Land — auch im Sozialbereich — aus Bedarfszuweisungen nach Finanzausgleichsgesetz
verstiarkt gefordert (vgl. Richtlinie der Landesregierung iiber die Forderung raumplanerischer Konzepte
und sonstiger Gemeinde- und Regionalentwicklungsplanungen).

Die regionale Zusammenarbeit mit anderen Gemeinden nach Abs. 2 (insbesondere mit angrenzenden
Gemeinden) umfasst auch die zweckmédBige Zusammenarbeit mit Einrichtungen in anderen Gemeinden,
die soziale Dienstleistungen fiir Hilfsbediirftige erbringen (wie sie in Abs. 1 angesprochen werden).

Zu § 55:

§ 55 sieht die elektronische Ubermittlung von erforderlichen personenbezogenen Daten an die
Sozialbehdrden durch bestimmte Rechtstriger bzw. Organe und Dienststellen des Bundes und
Dienststellen des Landes vor, und zwar zur Feststellung der Voraussetzungen und der Hohe einer
Leistung oder von Ersatzanspriichen sowie zur Kontrolle eines rechtmifBigen Leistungsbezugs. Schon das
Mindestsicherungsgesetz (§ 20) hat Bestimmungen iiber die Mitwirkung von Bundesorganen und
Dienststellen des Landes enthalten (vgl. nunmehr auch § 8 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes).

Eine Ubermittlungspflicht der im § 55 Abs. 1 genannten Rechtstriiger bzw. Organe und Dienststellen des
Bundes besteht nur, soweit nicht fiir die betreffenden Daten ohnehin eine Abfragemdglichkeit bei der
Transparenzdatenbank (nach § 32 Abs. 6 Transparenzdatenbankgesetz 2012) bzw. beim Melderegister
(nach § 16a Abs. 3 Meldegesetz) besteht (vgl. § 55 Abs. 1 und 4).

Zu den sonstigen personenbezogenen Daten nach Abs. 1 lit. e zéhlen etwa auch Daten iiber Kfz-
Zulassungen.

Zu den §§ 56 und 57:

Der Sozialfonds wird in einem eigenen Unterabschnitt des 5. Abschnitts ndher geregelt
(2. Unterabschnitt).

Die Bestimmungen iiber die Errichtung und den Zweck des Sozialfonds entsprechen dem bisherigen § 21
des Mindestsicherungsgesetzes.

Der Sozialfonds wurde bereits mit dem Gesetz iiber eine Anderung des Sozialhilfegesetzes,
LGBI.Nr. 6/1997, geschaffen und hat sich bewéhrt. Mit der Schaffung eines selbstindigen Fonds wurde
die Moglichkeit erdffnet, dass sowohl das Land als auch die Gemeinden an den fiir die Finanzierung der
Sozialhilfe wichtigen Entscheidungen beteiligt werden. Der Fonds stellt daher nach wie vor ein
Instrument zur Herstellung eines Interessensausgleichs zwischen dem Land und den Gemeinden und
damit eine tragfihige Basis fiir eine solidarische Aufgabenerfiillung dar (vgl. bereits Motivenbericht, Blg.
57/1996).

Zu § 58:

Zu den Hauptaufgaben des Sozialfonds z&hlt wie bisher die Tragung der Kosten der Sozialleistungen
(Abs. 1 lit. a) und der geforderten 24-Stunden-Betreuung (Abs. 2). Um welche Kosten es sich dabei
handelt, ergibt sich im Einzelnen aus § 59 Abs. 1 bis 3 bzw. Abs. 4.

Eine weitere Aufgabe des Sozialfonds ist nach wie vor die Beratung von Fragen, die fiir die Gestaltung
der Sozialleistungen von allgemeiner Bedeutung sind (Abs. 1 lit. b); dies beinhaltet auch die Beratung
von Fragen der tariflichen Gestaltung sozialer Dienstleistungen fiir Hilfsbediirftige (bisher im § 22 Abs. 1
lit. ¢ des Mindestsicherungsgesetzes geregelt). Werden dazu vom Sozialfonds Beschliisse gefasst, so sind

37



diese als Empfehlungen anzusehen, die sich an das Land als Trdger von Sozialleistungen richten
(konnen).

Weiters kann der Sozialfonds auch Forderungen oder Zuschiisse an Einrichtungen der freien
Wohlfahrtspflege oder andere Einrichtungen nach § 52 Abs. 1 und an Gemeinden aus Sozialfondsmitteln
gewidhren und dazu auch Richtlinien erlassen (Abs. 1 lit. ¢). Die Erlassung von Richtlinien ist aber nicht
Voraussetzung fiir die Gewdhrung einer solchen Forderung durch den Sozialfonds. Die Regelung im
Abs. 1 lit. ¢ schlieBt im Ubrigen nicht aus, dass das Land als Tréiger von Privatrechten aus Landesmitteln
Einrichtungen nach § 52 Abs. 1 fordert (siche dazu bereits die Ausfiihrungen zu § 52 Abs. 1).

Die Kosten, die aus der Wahrnehmung der Aufgaben des Sozialfonds nach § 58 Abs. 1 lit. b bis d
resultieren, hat — neben den Kosten der Sozialleistungen nach Abs. 1 lit. a — ebenfalls der Sozialfonds zu
tragen.

Die Bestimmungen im Abs. 1 lit. ¢ und d entsprechen inhaltlich dem bisherigen § 22 Abs. 1 lit. € bis g
des Mindestsicherungsgesetzes. Forderungen des Sozialfonds nach Abs. 1 lit. c umfassen auch jene
Forderungen, die bisher im § 18 Abs. 3 des Mindestsicherungsgesetzes aufgezéhlt wurden.

Der Sozialfonds ist fiir die Besorgung seiner Aufgaben (§ 58) verantwortlich. Er unterliegt dabei der
Aufsicht durch die Landesregierung (§ 68).

Zu § 59:
Abs. 1 und 4:

Bei den Kosten nach Abs. 1 lit. a bis ¢ handelt es sich um eine abschlieBende Aufzéhlung der vom
Sozialfonds zu tragenden Kosten der Sozialleistungen im Sinne des § 58 Abs. 1 lit. a. Von den Kosten
nach Abs. 1 mitumfasst sind auch Kosten aufgrund eines allenfalls zu leistenden Kostenersatzes an Trager
der Sozialleistungen anderer Lander aufgrund von staatsrechtlichen Vereinbarungen mit anderen Landern.
Auch die Kosten der Leistungen von Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege und anderen
Einrichtungen nach § 52 Abs. 1, die vom Land herangezogen wurden, sind in den Kosten nach Abs. 1
lit. a bis ¢ mitenthalten.

Die Kostentragung bezieht sich auf den Zweckaufwand, also nicht etwa auf den anfallenden Personal-
und Amtssachaufwand der Behorden.

Abs. 2 und 3:

Diese Regelungen entsprechen inhaltlich dem bisherigen §23 Abs.2 und 3 des
Mindestsicherungsgesetzes.

Zu § 60:
Diese Bestimmungen entsprechen dem bisherigen § 24 des Mindestsicherungsgesetzes.

Zu § 61:
Abs. 1 bis 5:

Diese Bestimmungen entsprechen weitgehend dem bisherigen § 25 des Mindestsicherungsgesetzes,
jedoch mit dem einen Unterschied, dass die bisherigen Bestimmungen iiber mogliche Einzelfallbeitrége
der Gemeinde (vgl. insb. § 25 Abs. 3 und 4 des Mindestsicherungsgesetzes) — sie hatten in der Praxis
keine Bedeutung — nunmehr entfallen.

Zu den vom Sozialfonds zu tragenden Kosten, zu denen das Land und die Gemeinden nach § 61 Beitrige
leisten, gehdren auch jene Kosten, die aufgrund der Wahrnehmung der Aufgaben des Sozialfonds nach
§ 58 Abs. 1 lit. b bis d anfallen.

Abs. 3:

Die Gemeinden haben spitestens mit dem Haushaltsjahr 2020 ihren Haushalt nach der Voranschlags- und
Rechnungsabschlussverordnung 2015 (VRV 2015) zu fiihren. Die VRV 2015 sieht ein Drei-
Komponenten-Rechnungswesen bestehend aus dem Finanzierungshaushalt, dem Ergebnishaushalt und
dem Vermogenshaushalt vor. Es wird in diesem Zusammenhang klargestellt, dass fiir die Berechnung der
Finanzkraft kiinftig auf die Finanzierungsrechnung abzustellen ist.

Zur lit. ¢ ist zu bemerken, dass der Hebesatz fiir die Grundsteuer von der Gemeindevertretung mit
Beschluss festzusetzen ist (vgl. § 17 Finanzausgleichsgesetz 2017). Fiir die Berechnung der Finanzkraft
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werden alle Gemeinden so behandelt, als ob sie die hochstmdgliche Grundsteuer (Hebesatz 500 %)
einheben wiirden (vgl. bereits Blg. 68/2006 28.LT). Daher sind diese Betrdge auf Grundlage der
Steuermessbetrdge unter Anwendung des Hebesatzes von 500 % zu berechnen. Dabei wird aus
ZweckmaBigkeitsgriinden auf jene Steuermessbetrige abgestellt, welche am 1. Jénner des
zweitvorangegangenen Jahres der Berechnung der Grundsteuer zugrunde zu legen waren. Diese
Steuermessbetrige werden von den Gemeinden im Rahmen der Mitteilung iiber die Voranschlige
bekanntgegeben. Nachtriigliche Anderungen dieser Steuermessbetrige durch Nachveranlagung oder
Fortschreibungsveranlagung werden bei der Berechnung der Finanzkraft nicht beriicksichtigt. Weiters
werden befristete Grundsteuerbefreiungen nach dem Landes-Grundsteuerbefreiungsgesetz nicht
berticksichtigt.

Abs. 6:

Uber Streitigkeiten hinsichtlich der Beitragspflicht entscheidet kiinftig auf Antrag oder von Amts wegen
die Landesregierung mit Bescheid (nach dem bisherigen § 17 des Mindestsicherungsgesetzes war dafiir
die Schiedskommission zustéindig). Dieser Bescheid kann beim Landesverwaltungsgericht bekdmpft
werden. Ein Antrag auf Entscheidung der Landesregierung kann vom Sozialfonds oder von einer
Gemeinde gestellt werden.

Zu den §§ 62 bis 68:

Diese Bestimmungen iiber die Organe des Sozialfonds entsprechen im Wesentlichen den bisherigen
Regelungen der §§ 27 bis 33 des Mindestsicherungsgesetzes (siche dazu insb. den Motivenbericht zur
Sozialhilfegesetz-Novelle LGBLNr. 6/1997, Blg. 57/1996). Im Unterschied zu bisher gehdren jedoch
kiinftig dem Kuratorium keine Personen mit beratender Stimme aus dem Kreis der Einrichtungen der
freien Wohlfahrtspflege mehr an (vgl. bisher §28 Abs.2 Mindestsicherungsgesetz) und sind
Beratungsgegenstidnde nicht — in der bisherigen Form — einer Vorberatung zu unterzichen, in der den
beratenden Mitgliedern Gelegenheit zur AuBerung ihrer Standpunkte zu geben ist (vgl. bisher § 28 Abs. 7
Mindestsicherungsgesetz); stattdessen ist kiinftig zur Beratung wichtiger Angelegenheiten des
Sozialfonds ein Strategieausschuss vorgesehen, dem neben Vertreterinnen und Vertretern des Landes und
der Gemeinden zu einem Drittel auch Vertreterinnen bzw. Vertreter der Einrichtungen der freien
Wohlfahrtspflege und anderer Einrichtungen im Sinne des § 52 Abs. 1 angehoren (vgl. § 66 Abs. 3).

Zu § 63 Abs. 1 lit. a:

Es kann sich um mehrere zustindige Mitglieder der Landesregierung handeln, die nach lit. a dem
Kuratorium angehdren, falls die genannten Angelegenheiten gesplittet sind.

Zu § 66 Abs. 2 lit. a und Abs. 3:
In vielen Fillen kann die Einrichtung eines Ausschusses zweckméBig sein.

Ein Strategieausschuss ist mit Verordnung der Landesregierung jedenfalls einzurichten (§ 66 Abs. 3); die
Beratung in Angelegenheiten nach § 63 Abs. 5 lit. a (Festlegung der Fondsstrategie) gehort jedenfalls zu
den in der Verordnung vorzusehenden Aufgaben des Strategieausschusses.

Dem Strategieausschuss miissen zu einem Drittel Vertreter oder Vertreterinnen von Einrichtungen ,,im
Sinne des § 52 Abs. 1 angehdren. Zu den Einrichtungen im Sinne des § 52 Abs. 1 zdhlen die
Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege und alle sonstigen Einrichtungen, die vom Land herangezogen
werden (z.B. auch solche nach § 10 Abs. I Chancengesetz) bzw. deren Aufwendungen aus Mitteln des
Sozialfonds finanziert werden (dies betrifft auch Einrichtungen im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe).

Zu § 69:

Der § 69 ist im 6. Abschnitt (Schlussbestimmungen) enthalten und sieht die erforderlichen Regelungen
iber die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Landesregierung wund die
Bezirkshauptmannschaften sowie durch Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege und andere
Einrichtungen nach § 52 Abs. 1 vor (siche im Ubrigen auch die Bestimmungen des § 52 Abs. 2 letzter
Satz und des § 55).

Abs. 1, 2 und 4:

Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten nach Abs. 2 lit. a und b zu den in Abs. 1 lit. a und b
genannten Zwecken ermdglicht erst einen ordnungsgemidfBien Vollzug dieses Gesetzes, insbesondere die
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gesetzlich vorgesehene Gewidhrung von Sozialleistungen fiir hilfsbediirftige Personen und die
erforderliche Kontrolle.

Ein zuldssiger Zweck der Datenverarbeitung besteht auch in der Abrechnung von Leistungen oder
Zuschiissen der Landesregierung oder der Bezirkshauptmannschaft mit (anderen) Organen des Bundes
oder des Landes bzw. mit anderen Einrichtungen (Abs. 1 lit. ¢). Zu den Einrichtungen nach Abs. 1 lit. c
zdhlen Einrichtungen im Sinne des § 52 Abs. 1, aber auch allfillige andere Einrichtungen, mit denen
Abrechnungen von Leistungen, Zuschiissen u.dgl. erfolgen. Solche Daten werden vom Land u.a. fiir
Abrechnungen mit dem Bund (z.B. fir die Abgeltung der Kosten aus dem Verbot des
Vermogensregresses nach § 330a ASVG) bzw. zur Erfiillung gesetzlicher Berichtspflichten (siche auch
Abs. 2 lit. a Z. 12, lit. b und lit. ¢ Z. 6), aber etwa auch fiir Bedarfs- und Entwicklungsplanungen von
Sozialleistungen bendtigt.

Weiters ist die Verarbeitung der im Abs. 2 genannten Daten fiir die Bedarfs- und Entwicklungsplanung
von Sozialleistungen nach Abs. 1 lit. d (,,Sozialplanung®) erforderlich. Insbesondere die Strukturdaten
(Abs. 2 lit. ¢ Z.4) dienen der Abbildung der sozialen Angebotsstruktur in Vorarlberg und werden
monatlich, vierteljahrlich oder jahrlich von den Einrichtungen angefordert. Diese Strukturdaten werden
zur Erfilllung der Verpflichtungen nach dem Pflegefondsgesetz des Bundes und der
Pflegedienstleistungsstatistik-Verordnung 2012 (z.B. Klientenzahl, Leistungsstunden, Anzahl der
Mitarbeitenden), fiir die Weiterentwicklung von Leistungsangeboten und fiir die Erstellung von
Tatigkeitsberichten bendtigt. Fir die Evaluierung, Steuerung und Weiterentwicklung von
Sozialleistungen (z.B. Anzahl der Pflegeheimplitze, Ausbau der mobilen Dienste, Unterstiitzungen in
besonderen Lebenslagen) werden aber auch die Daten der Leistungsempfinger bzw.
Leistungsempfiangerinnen sowie der diesen gegeniiber von den Einrichtungen erbrachten Leistungen
benodtigt (§ 52 Abs. 2 i.V.m. § 69 Abs. 2 lit. ¢ Z. 5). In diesem Sinne haben Einrichtungen nach § 52
Abs. 1 z.B. im Rahmen der Subjektforderung und der Objektférderung die personenbezogenen Daten
ihrer betreuten Klienten bzw. Klientinnen einschlieBlich Art und Ausmal der erbrachten Leistungen dem
heranziehenden Organ zu iibermitteln (z.B. Leistungskategorien im Case Management).

Zu den zulédssigen Zwecken der Datenverarbeitung zéhlen nach Abs. 1 lit. e auch statistische Zwecke
(einschlieBlich des Berichtswesens). In diesem Zusammenhang wird insbesondere auf die von den
Lindern an die Bundesanstalt Statistik Osterreich zur Verfligung zu stellenden statistisch relevanten
Daten (die zuvor zu ermitteln sind) hingewiesen. Dies betrifft zum einen die von der Bundesanstalt
Statistik Osterreich nach § 5 Pflegefondsgesetz zu fiihrende Pflegedienstleistungsdatenbank, wobei die
Lander die fir die Erstellung der Pflegedienstleistungsstatistiken erforderlichen Daten der
Pflegedienstleistungsdatenbank zu iibermitteln haben (vgl. § 5 Abs. 2 und 3 des Pflegefondsgesetzes
sowie die Pflegedienstleistungsstatistik-Verordnung 2012).

Weiters betrifft dies die an die Bundesanstalt Statistik Osterreich zu {ibermittelten Daten nach Sozialhilfe-
Statistikgesetz (vgl. § 2 Abs. 2 Sozialhilfe-Statistikgesetz und die Anlage dazu). Zudem werden auch fiir
die Landesstatistik, deren Zweck die Erarbeitung von Entscheidungsgrundlagen fiir Maflnahmen im
Wirkungsbereich des Landes ist (vgl. § 1 Abs. 3 Statistikgesetz), entsprechende Daten benétigt, und zwar
auch im Bereich des Sozialwesens (z.B. Betreuungs- und Pflegeverlaufsstatistik).

Fiir die Datenverarbeitung durch Einrichtungen nach § 52 Abs. 1 ist der Zweck im Abs. 4 festgelegt.

Es diirfen nur die jeweils erforderlichen, im Abs. 1 lit. a bis e angefiihrten Daten (aus dem Kreis der in
Frage kommenden Daten nach Abs. 2) verarbeitet und — bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen
—auch an die in Abs. 5 genannten Stellen iibermittelt werden.

Abs. 3:

In den verschiedenen Landesgesetzen im Sozialbereich (Mindestsicherungsgesetz, Chancengesetz,
Kinder- und Jugendhilfegesetz) gibt es derzeit noch keine Rechtsgrundlage fiir eine bereichsiibergreifende
Abfragemoglichkeit bzw. Verarbeitung von personenbezogenen Daten. Eine solche ist jedoch
erforderlich. In der Praxis erhalten ndmlich Personen hiufig Sozialleistungen nach dem
Mindestsicherungsgesetz (bzw. nunmehr nach dem vorliegenden Gesetz) und nach dem Chancengesetz,
unter Umsténden aber auch noch nach dem Kinder- und Jugendhilfegesetz. Die Behorden miissen daher
z.B. Kenntnis von einer vollstationdren Unterbringung im Rahmen der Integrationshilfe bei Beurteilung
einer moglichen Sozialhilfeleistung haben; zur Kostenbeitragsberechnung im Rahmen der
Integrationshilfe wiederum ist etwa die Information iiber bestehende Unterhaltsverpflichtungen,
Unterhaltszahlungen sowie ausbezahlte Sozialhilfeleistungen erforderlich. Zur Vermeidung der
missbrauchlichen Inanspruchnahme gleichartiger Leistungen, fiir die Anrechnung von Leistungen, fiir die
Kontrolle der ZweckméBigkeit, Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit der Leistungsgewdhrung sowie zur
Steuerung und Abstimmung aller sozialer Leistungen ist daher eine gemeinsame Verarbeitung von
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personenbezogen Daten der Leistungsempfinger bzw. Leistungsempféngerinnen nach den genannten
Gesetzen erforderlich. Der Abs. 3 sieht dies nunmehr vor. Es diirfen dabei von der Landesregierung und
den Bezirkshauptmannschaften auch Daten nach § 40 des Bundes-Kinder- und Jugendhilfegesetzes 2013
— diese werden vom Kinder- und Jugendhilfetrdger (Bezirkshauptmannschaft) verarbeitet — gemeinsam
verarbeitet werden.

Die gemeinsame Verarbeitung der Daten muss unter Beachtung der gesetzlich zulédssigen
Verarbeitungszwecke erfolgen; es diirfen daher insbesondere Abfragen aus der Datenbank nur fiir solche
Zwecke erfolgen, die nach dem betreffenden Materiengesetz (z.B. Sozialleistungsgesetz, Chancengesetz)
zuldssig sind. Zu den Datensicherungsmafinahmen siche Abs. 6.

Als Anlaufstelle fiir betroffene Personen (vgl. Art. 26 Abs. 1 Datenschutzgrundverordnung) wird die
Landesregierung festgelegt; dies schlieft nicht aus, dass Personen sich direkt an die betreffende
Bezirkshauptmannschaft wenden und dort direkt ihre Rechte geltend machen.

Abs. 5:

Die Erméchtigung zur Dateniibermittlung nach Abs. 5 bezieht sich auch auf Abteilungen (Untereinheiten)
innerhalb von Dienststellen. Die Regelung in Abs. 5 erlaubt daher im Rahmen der Vollzichung dieses
Gesetzes — bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen — (auch) eine Ubermittlung von
personenbezogenen Daten innerhalb der Landesverwaltung (z.B. von der Abteilung Wohnbaufoérderung
an die Abteilung Soziales und Integration im Amt der Landesregierung).

Abs. 6:

Im Abs. 6 werden entsprechende Datensicherheitsmalnahmen vorgesehen (vgl. Art. 32 Datenschutz-
Grundverordnung und § 1 Abs. 2 Datenschutzgesetz). So muss unter anderem sichergestellt werden, dass
eine Dateniibermittlung in 6ffentlichen Netzen nur verschliisselt (entsprechend dem aktuellen Stand der
Technik) erfolgt, weshalb beispielsweise eine unverschliisselte Ubermittlung von Daten via E-Mail
unzuldssig wire (erforderlich ist eine ,,end-to-end“-Verschliisselung).

Zu § 70:

Die Strafbestimmungen im § 70 entsprechen im Wesentlichen den bisherigen Bestimmungen des
Mindestsicherungsgesetzes, wobei die Verweise angepasst und der Strafrahmen auf 1000 Euro erhdht
wurde.

Zu §71:

Wie schon bisher nach dem Mindestsicherungsgesetz ist in den Angelegenheiten dieses Gesetzes bzw. fiir
die Ausstellung von Zeugnissen, sonstigen Bestdtigungen und Beglaubigungen weiterhin Abgabenfreiheit
— bezogen auf Landes- und Gemeindeverwaltungsabgaben — vorgesehen.

Zu § 73:
Abs. 1 bis 4 und 6:

Das Sozialleistungsgesetz tritt am 1. Janner 2021 in Kraft und das Mindestsicherungsgesetz gleichzeitig
auBer Kraft (Abs. 1 und 2). Wenn zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Sozialleistungsgesetzes Verfahren
betreffend die Gewdhrung von Leistungen fiir die Zeit vor dem 1. Janner 2021 noch nicht rechtskréftig
abgeschlossen sind, gelten (nur) fir diese Leistungen weiterhin die Bestimmungen des
Mindestsicherungsgesetzes bzw. sind diese Verfahren nach den bisher geltenden Vorschriften des
Mindestsicherungsgesetzes zu beenden (Abs. 4). Fiir noch nicht rechtskriftig gewdhrte Leistungen fiir die
Zeit nach dem 31. Dezember 2020 gilt das neue Sozialleistungsgesetz (auch wenn diese Leistungen
bereits vor dem 1. Janner 2021 beantragt werden). Erstreckt sich ein Leistungsverfahren sowohl auf einen
Zeitraum vor dem 1. Jénner als auch auf einen Zeitraum ab dem ersten Janner 2021 gilt flir ersteres
(weiterhin) die alte und fiir letzteres die neue Rechtslage, so dass zweckméiBiger Weise in zwei
Spruchpunkten zu entscheiden sein wird.

Im Abs. 6 wird betreffend Leistungen der Mindestsicherung bzw. deren Kosten, die noch vor dem
1. Janner 2021 nach dem Mindestsicherungsgesetz gewdhrt wurden bzw. entstanden sind, klargestellt,
dass die Bestimmungen des neuen Sozialleistungsgesetzes {iiber nachtrigliche Anderungen,
Kostenersatzpflichten, die Herabsetzung des AusmaBes des Kostenersatzes, den Ubergang von
Rechtsanspriichen, Ersatzanspriiche Hilfe leistender Dritter, den Sozialfonds, die Verarbeitung
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personenbezogener Daten und Verfligungsbeschrinkungen sinngemél gelten. Ab dem 1. Janner 2021
sind daher einheitlich nur noch die genannten Bestimmungen des Sozialleistungsgesetzes anzuwenden.

Abs. 5:

Die Regelung im Abs.5 dient der Ausfiihrung von § 10 Abs. 3 des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes.
Danach sind angemessene Ubergangsbestimmungen zur allgemeinen Uberfiihrung von Anspriichen
vorzusehen, dies jedoch nur innerhalb eines Ubergangszeitraumes, der spitestens mit 1. Juni 2021 endet.
Durch gesetzliche Ubergangsbestimmungen hat der Ausfiihrungsgesetzgeber sicherzustellen, dass
behordliche Rechtsakte oder privatrechtliche Vereinbarungen iiber die Zuerkennung von Leistungen, die
aufgrund der fritheren Rechtslage erlassen wurden, aufler Kraft treten und die Anspruchsvoraussetzungen
gegeniiber bisherigen Leistungsempfangern nach Mafligabe der neuen Rechtslage gepriift werden, um
samtliche Leistungen bis zum Ablauf des genannten Ubergangszeitraumes an den Rahmen des
Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes und der Ausfithrungsgesetze anzupassen. Dies wird mit der vorgesehenen
Regelung im Abs. 5 sichergestellt.

Abs. 7:

Die Gemeinden haben spatestens mit dem Haushaltsjahr 2020 ihren Haushalt nach der Voranschlags- und
Rechnungsabschlussverordnung 2015 (VRV 2015) zu fiihren. Spétestens fiir das Beitragsjahr 2022 liegt
daher fiir alle Gemeinden eine Finanzierungsrechnung fiir das zweitvorangegangene Jahr vor. Mit der
gegenstindlichen Bestimmung werden die erforderlichen Ubergangbestimmungen zur Berechnung der
Finanzkraft fiir jenen Fall geschaffen, dass fiir ein Beitragsjahr noch keine Finanzierungsrechnung fiir das
zweitvorangegangene Jahr vorliegt. Die Berechnungsregeln entsprechen der derzeitigen Praxis.

Zum Gesetz iiber eine Anderung des Landesumlagegesetzes (Artikel II)
Zu § 3 Abs. 2:

Die Gemeinden haben spétestens mit dem Haushaltsjahr 2020 ihren Haushalt nach der Voranschlags- und
Rechnungsabschlussverordnung 2015 (VRV 2015) zu fiihren. Die VRV 2015 sieht ein Drei-
Komponenten-Rechnungswesen bestehend aus dem Finanzierungshaushalt, dem Ergebnishaushalt und
dem Vermogenshaushalt vor. Es wird in diesem Zusammenhang klargestellt, dass fiir die Berechnung der
Finanzkraft kiinftig auf die Finanzierungsrechnung abzustellen ist.

Zur lit. a ist zu bemerken, dass der Hebesatz fiir die Grundsteuer von der Gemeindevertretung mit
Beschluss festzusetzen ist (vgl. § 17 Finanzausgleichsgesetz 2017). Fiir die Berechnung der Finanzkraft
werden alle Gemeinden so behandelt, als ob sie die hochstmdgliche Grundsteuer (Hebesatz 500 %)
einheben wiirden (vgl. Motivenbericht Blg. 70/2006). Daher sind diese Betrige auf Grundlage der
Steuermessbetrdge unter Anwendung des Hebesatzes von 500 % zu berechnen. Dabei wird aus
ZweckmalBigkeitsgriinden auf jene Steuermessbetrdge abgestellt, welche am 1. Janner des
zweitvorangegangenen Jahres der Berechnung der Grundsteuer zugrunde zu legen waren. Diese
Steuermessbetrdge werden von den Gemeinden im Rahmen der Mitteilung iiber die Voranschlige
bekanntgegeben. Nachtrigliche Anderungen dieser Steuermessbetrige durch Nachveranlagung oder
Fortschreibungsveranlagung werden bei der Berechnung der Finanzkraft nicht beriicksichtigt. Weiters
werden befristete Grundsteuerbefreiungen nach dem Landes-Grundsteuerbefreiungsgesetz nicht
beriicksichtigt.

Zu §s:

Die Gemeinden haben spitestens mit dem Haushaltsjahr 2020 ihren Haushalt nach der Voranschlags- und
Rechnungsabschlussverordnung 2015 (VRV 2015) zu flihren. Spétestens ab dem Jahr 2022 liegt daher fiir
alle Gemeinden eine Finanzierungsrechnung fiir das zweitvorangegangene Jahr vor. Mit der
gegenstindlichen Bestimmung werden die erforderlichen Ubergangbestimmungen zur Berechnung der
Finanzkraft flir jenen Fall geschaffen, dass in einem Jahr noch keine Finanzierungsrechnung fiir das
zweitvorangegangene Jahr vorliegt. Die Berechnungsregeln entsprechen der derzeitigen Praxis.

Zum Gesetz iiber eine Anderung des Wohnbauforderungsgesetzes (Artikel IIT)
Zu § 20 Abs. 1:

Eine Wohnbeihilfe, die als Unterstiitzung im Hinblick auf den Wohnbedarf zu sehen ist, stellt eine
Leistung Dritter dar, die bei der Bemessung der dieser gegeniiber subsididren Leistungen der Sozialhilfe
zu beriicksichtigen ist und sich dementsprechend die Hohe der Leistungen der Sozialhilfe um die Hohe
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der Wohnbeihilfe reduziert. Es kommt in der Praxis vor, dass im Rahmen der Antragstellung auf
Leistungen der Sozialhilfe noch kein Antrag auf Wohnbeihilfe gestellt wurde; die hilfsbediirftige Person
wird daher von der Bezirkshauptmannschaft aufgefordert, einen Antrag auf Wohnbeihilfe zu stellen. Das
Land als Trager der Sozialleistungen fiir hilfsbediirftige Personen tritt in der Folge faktisch in Vorleistung
und hat im Falle der riickwirkenden Gewahrung von Wohnbeihilfe im Nachhinein betrachtet zu hohe
Leistungen erbracht. Um ein Neubemessungsverfahren nach § 19 Abs. 4 des Sozialleistungsgesetzes bzw.
ein Kostenersatzverfahren nach § 21 des Sozialleistungsgesetzes moglichst zu vermeiden, wurde daher
eine weitere Ausnahme von den Verfiigungsbeschrankungen in § 20 Abs. 1 vorgesehen. Dadurch wird
eine Abtretung zur Sicherung von Anspriichen durch die in Vorleistung getretene Sozialhilfebehorde
ermdglicht. Diese Regelung korrespondiert mit § 24 des Sozialleistungsgesetzes, nachdem die
Bezirkshauptmannschaft durch schriftliche Anzeige an den Dritten bewirken kann, dass ein Anspruch fiir
die Zeit, fiir die der hilfsbediirftigen Person Sozialhilfe gewdhrt wird, bis zur Hohe der Aufwendungen fiir
Leistungen der Sozialhilfe auf das Land als Trager der Sozialleistungen fiir hilfsbediirftige Personen
iibergeht.

Zum Gesetz iiber eine Anderung des Spitalgesetzes (Artikel IV)
Zu den §§ 49 Abs. 4, 57 Abs. 6, 58 und 88 Abs. 1:

Im Spitalgesetz wird auf den Sozialfonds (§ 49 Abs. 4), den Trager der Mindestsicherung (§§ 57 Abs. 6
und 58) bzw. auf das Mindestsicherungsgesetz (§ 88 Abs. 1) verwiesen. Aufgrund des neuen
Sozialleistungsgesetzes (Art. I), das an die Stelle des Mindestsicherungsgesetzes tritt, sind diese Verweise
den neuen Regelungen des Sozialleistungsgesetzes entsprechend anzupassen. Eine inhaltliche Anderung
ist damit nicht verbunden.

Zum Gesetz iiber eine Anderung des Pflegeheimgesetzes (Artikel V)
Zu § 9 Abs. 2:

Bei der Regelung iiber Ausnahmen von der Verschwiegenheitspflicht wird im § 9 Abs.2 des
Pflegeheimgesetzes u.a. auf die Entscheidung iiber Mindestsicherungsleistungen Bezug genommen.
Aufgrund der Regelungen des neuen Sozialleistungsgesetzes (Art. 1), das an die Stelle des
Mindestsicherungsgesetzes tritt, ist das Wort ,,Mindestsicherungsleistungen* durch den neuen Begriff der
»Sozialleistungen* zu ersetzen.

Zum Gesetz iiber eine Anderung des Chancengesetzes (Artikel VI)
Zu § 10:

Der § 10 des Chancengesetzes sieht schon bisher Regelungen iiber Einrichtungen der freien
Wohlfahrtspflege vor. Diese werden angepasst; die vorgesehenen Regelungen entsprechen nunmehr dem
§ 52 des Sozialleistungsgesetzes (siche die Ausfithrungen zu Art. I, § 52).

Zu §12:

Die Regelungen des § 12 des Chancengesetzes iiber das Verarbeiten personenbezogener Daten werden
angepasst und entsprechen nunmehr dem § 69 des Sozialleistungsgesetzes (siche die Ausfithrungen zu
Art. I, § 69)

Zu den §§ 13 Abs. 3 und 14:

Im Chancengesetz wird auf den Sozialfonds (§ 13 Abs. 3) und hinsichtlich der Kostentragung der
Integrationshilfe auf verschiedene Bestimmungen des Mindestsicherungsgesetzes betreffend den
Sozialfonds (§ 14) verwiesen. Aufgrund des neuen Sozialleistungsgesetzes (Art. I), das an die Stelle des
Mindestsicherungsgesetzes tritt, sind diese Verweise entsprechend anzupassen. Eine wesentliche
inhaltliche Anderung ist damit nicht verbunden.

Zum Gesetz iiber eine Anderung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (Artikel VII)
Zu den §§ 5 Abs. 6, 7 Abs. 1,40 Abs. 1 lit. a Z. 2 sowie 41 Abs. 2:

Mit diesen Anderungen sollen grammatikalische Unstimmigkeiten bereinigt werden.

Zu § 29 Abs. 2:
Es erfolgt eine sprachliche Richtigstellung.
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Zu § 33 Abs. 2:
Es erfolgt eine Vervollstindigung der im Abs. 2 angefiihrten Verordnungserméachtigungen.

Zu den §§ 43 Abs. 3 und S sowie 44:

Im Kinder- und Jugendhilfegesetz wird auf den Sozialfonds (§§ 43 Abs. 3 und 44) und hinsichtlich der
Kostentragung auf verschiedene Bestimmungen des Mindestsicherungsgesetzes betreffend den
Sozialfonds (§ 43 Abs. 5) verwiesen. Aufgrund des neuen Sozialleistungsgesetzes (Art. I), das an die
Stelle des Mindestsicherungsgesetzes tritt, sind diese Verweise entsprechend anzupassen. Eine
wesentliche inhaltliche Anderung ist damit nicht verbunden.

Zum Gesetz iiber eine Anderung des Familienforderungsgesetzes (Artikel VIII)
Zu § 4 Abs. 4:

Familienzuschiisse stellen eine Leistung Dritter dar, die bei der Bemessung der subsididren Leistungen
der Sozialhilfe zu beriicksichtigen ist; dementsprechend reduziert sich die Hohe der Leistungen der
Sozialhilfe. Es kommt in der Praxis vor, dass im Rahmen der Antragstellung auf Leistungen der
Sozialhilfe noch kein Antrag auf Familienzuschiisse gestellt wurde; die hilfsbediirftige Person wird daher
von der Bezirkshauptmannschaft aufgefordert, einen Antrag auf Familienzuschiisse zu stellen. Das Land
als Trager der Sozialleistungen fiir hilfsbediirftige Personen tritt in der Folge faktisch in Vorleistung und
hat im Falle der riickwirkenden Gewéhrung von Familienzuschiissen im Nachhinein betrachtet zu hohe
Leistungen erbracht. Um ein Neubemessungsverfahren nach § 19 Abs. 4 des Sozialleistungsgesetzes bzw.
ein Kostenersatzverfahren nach § 21 des Sozialleistungsgesetzes moglichst zu vermeiden, soll daher eine
Ausnahme von dem im Abs. 4 normierten Pfindungsverbot vorgesehen werden, nach der eine Abtretung
zur Sicherung von Anspriichen durch die in Vorleistung getretene Sozialhilfebehorde moéglich ist. Diese
Regelung korrespondiert mit § 24 des Sozialleistungsgesetzes, nachdem die Bezirkshauptmannschaft
durch schriftliche Anzeige an den Dritten bewirken kann, dass ein Anspruch fiir die Zeit, fiir die der
hilfsbediirftigen Person Sozialhilfe gewéhrt wird, bis zur Hohe der Aufwendungen fiir Leistungen der
Sozialhilfe auf das Land als Tréger der Sozialleistungen fiir hilfsbediirftige Personen iibergeht.
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Der XXXI. Vorarlberger Landtag hat in seiner 7. Sitzung im Jahr 2020, am
7. Oktober, nach mehrheitlicher Annahme folgenden VP-Abanderungsantrags,
das in der Regierungsvorlage, Beilage 88/2020, enthaltene Gesetz in der durch
den VP-Abanderungsantrag geanderten Fassung mit den Stimmen der VP-und
der NEOS-Fraktion sowie der Fraktion Die Griinen mehrheitlich beschlossen:

»,Die Regierungsvorlage wird wie folgt gedandert:

a)

b)

d)

f)

g)

h)

Im Artikel | § 8 Abs. 3 wird im ersten Satz die Wortfolge ,, Weiters nicht zu
beriicksichtigen sind“ durch die Wortfolge ,Bei der Bemessung von
Leistungen der Sozialhilfe fiir den allgemeinen Lebensunterhalt und zur
Befriedigung des Wohnbedarfs sind weiters” ersetzt und nach dem Wort
,Heimopferrentengesetz” die Wortfolge ,nicht zu beriicksichtigen”
eingefiigt; weiters wird im zweiten Satz nach der Wortfolge ,mit
Verordnung nach § 26“ die Wortfolge ,fiir die genannten Leistungen”
eingefiigt.

Im Artikel 1 § 8 Abs. 5 wird im ersten Halbsatz die Wortfolge ,Das
Vermogen der hilfsbediirftigen Person unterliegt” durch die Wortfolge
»,Bei der Bemessung von Leistungen der Sozialhilfe fiir den allgemeinen
Lebensunterhalt und zur Befriedigung des Wohnbedarfs unterliegt das
Vermaogen der hilfsbediirftigen Person” ersetzt.

Im Artikel | § 8 Abs. 5 lit. c wird der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt
sowie der Halbsatz ,dies gilt nicht bei der Gewdhrung von
Zusatzleistungen zur Vermeidung besonderer Hartefille (§ 11).“ angefiigt.
Dem Artikel |1 § 8 wird folgender Abs. 6 angefiigt:

»(6) SchlieBlich kann die Landesregierung mit Verordnung nach § 26
festlegen, inwieweit eigene Mittel und Leistungen Dritter — unbeschadet
der Abs. 1, 2 und 4 — bei der Bemessung von Unterstiitzungsleistungen bei
Krankheit, Schwangerschaft und Entbindung (§ 12), in besonderen
Lebenslagen (§ 13) und im Todesfall (§ 14) nicht zu beriicksichtigen sind.“
Der Artikel | § 26 lit. a lautet:

»a) Ausnahmen von der Beriicksichtigung von eigenen Mitteln und
Leistungen Dritter (§§ 8 Abs. 3, 4 und 6);“

Im Artikel | § 26 entfallt die lit. b; die bisherigen lit. ¢, d und e werden als
lit. b, c und d bezeichnet.

Im Artikel | § 40 Abs. 1 lit. b wird das Wort ,,Pflegeeinrichtung” durch das
Wort , Einrichtung” ersetzt.

Im Artikel | § 47 wird nach dem Wort ,,Person” die Wortfolge ,,bei
Unterbringung in einer stationaren Pflegeeinrichtung hinsichtlich
Sachleistungen nach § 37 Abs. 1 eingefligt.



i)
k)

1)

p)

Im Artikel | § 55 wird im ersten Satz nach dem Wort
,Arbeitsmarktservice” das Wort ,,sowie” durch einen Beistrich ersetzt
sowie nach der Wortfolge , die Justiz-, Abgaben-, Fremden- und
Asylbehorden” die Wortfolge ,,sowie die 6sterreichischen
Vertretungsbehorden” eingefiigt.

Im Artikel 1 § 73 Abs. 1, 3, 4 und 6 wird jeweils der Ausdruck ,, 1. Janner
2021 durch den Ausdruck ,,1. April 2021 ersetzt.

Im Artikel | § 73 Abs. 4 wird der Ausdruck ,, Abs. 4“ durch den Ausdruck
,Abs. 5" ersetzt.

Dem Artikel | § 73 wird folgender Abs. 8 angefiigt:

,»(8) Der § 61 Abs. 4 gilt mit der MaRgabe, dass im Jahr 2021 die
Gemeinden dem Fonds bis 30. April, 30. Juni, 30. September und 31.
Dezember dieses Beitragsjahres Vorschiisse in der Hohe je eines Viertels
des zu erwartenden Beitragsanteiles gegen nachtragliche Verrechnung
zu liberweisen haben.”

Im Artikel Il wird nach der Z. 2 folgende Z. 3 angefiigt:

. Nach dem § 5 wird folgender § 6 angefiigt:

»86
Inkrafttretensbestimmung zur Novelle LGBI.Nr. ../2020
Art. Il des Gesetzes Uiber Sozialleistungen fiir hilfsbediirftige Personen —
Sammelgesetz, LGBI.Nr. ../2020, tritt am 1. April 2021 in Kraft.”
Im Artikel 1l werden die bisherigen Novellierungsanordnungen als Z. 1
bezeichnet und wird folgende Z. 2 angefiigt:

. Dem § 25 wird folgender Abs. 11 angefiigt:

»(11) Art. lll des Gesetzes liber Sozialleistungen fiir hilfsbedirftige
Personen — Sammelgesetz, LGBI.Nr. ../2020, tritt am 1. April 2021 in
Kraft.”

Im Artikel IV wird nach der Z. 5 folgende Z. 6 angefiigt:

. Dem Art. | § 109 wird folgender Abs. 17 angefiigt:

»(17) Art. IV des Gesetzes iiber Sozialleistungen fiir hilfsbediirftige
Personen — Sammelgesetz, LGBI.Nr. ../2020, tritt am 1. April 2021 in
Kraft.”

Im Artikel V wird die bisherige Novellierungsanordnung als Z. 1
bezeichnet und wird folgende Z. 2 angefiigt:

. Nach dem § 21 wird folgender § 22 angefiigt:

»8§ 22
Inkrafttretensbestimmung zur Novelle LGBI.Nr. ../2020
Art. V des Gesetzes iiber Sozialleistungen fiir hilfsbediirftige Personen -
Sammelgesetz, LGBI.Nr. ../2020 tritt am 1. April 2021 in Kraft.”



gq) ImArtikel VIZ. 2. § 12 Abs. 2 lit. a Z. 5 wird nach dem Wort
,Behinderung” die Wortfolge ,,oder der Betreuungs- und
Pflegebediirftigkeit” eingefiigt.

r) Im Artikel VI wird nach der Z. 4 folgende Z. 5 angefiigt:
5. Nach dem § 20 wird folgender § 21 angefiigt:
»821
Inkrafttretensbestimmung zur Novelle LGBI.Nr. ../2020
Art. VI des Gesetzes uiber Sozialleistungen fiir hilfsbediirftige Personen —
Sammelgesetz, LGBI.Nr. ../2020, tritt am 1. April 2021 in Kraft.“
s) Im Artikel VIl wird nach der Z. 9 folgende Z. 10 angefiigt:
10. Nach dem § 51 wird folgender § 52 angefiigt:
»8 52
Inkrafttretensbestimmung zur Novelle LGBI.Nr. ../2020
Art. VIl des Gesetzes liber Sozialleistungen fiir hilfsbediirftige Personen —
Sammelgesetz, LGBI.Nr. ../2020, tritt am 1. April 2021 in Kraft.“
t) Im Artikel VIl wird die bisherige Novellierungsanordnung als Z. 1
bezeichnet und wird folgende Z. 2 angefiigt:
2. Nach dem § 9 wird folgender § 10 angefiigt:
»8 10
Inkrafttretensbestimmung zur Novelle LGBI.Nr. ../2020
Art. VIIl des Gesetzes uiber Sozialleistungen fiir hilfsbediirftige Personen —
Sammelgesetz, LGBI.Nr. ../2020, tritt am 1. April 2021 in Kraft.“

Begriindung:

Zu lit. a)

Die im §8 Abs. 3 erster Satz SLG angefiihrten offentlichen Mittel zur Deckung eines
Sonderbedarfes sollen nur bei der Bemessung von Leistungen der sogenannten offenen
Sozialhilfe (allgemeiner Lebensunterhalt und Befriedigung des Wohnbedarfs) nicht
beriicksichtigt werden dirfen. Bei Unterstiitzungsleistungen bei Krankheit,
Schwangerschaft und Entbindung (§ 12 SLG), in besonderen Lebenslagen (§ 13 SLG) sowie
im Todesfall (§ 14 SLG) soll eine Beriicksichtigung der angefiihrten o6ffentlichen Mittel
hingegen grundsatzlich erfolgen, sofern nicht die Landesregierung aufgrund der
Verordnungsermachtigung nach §8 Abs.6 SLG auch hier eine Nichtberiicksichtigung
vorsieht (siehe dazu die Erlauterungen zu lit. d).

Aufgrund der Verordnungsermachtigung nach §8 Abs.3 zweiter Satz SLG kann die
Landesregierung weitere nicht zu beriicksichtigende Mittel zur Deckung von
Sonderbedarfen festlegen. Aufgrund der erfolgten Einschrankung auf Leistungen fiir den
aligemeinen Lebensunterhalt und die Befriedigung des Wohnbedarfes im ersten Satz wird
auch hier zur Klarstellung auf diese Leistungen verwiesen.

Zu lit. b)

Die in § 8 Abs. 5 lit. a bis. ¢ SLG festgelegten Ausnahmen von der Beriicksichtigung des
Vermogens, die durch das Sozialhilfe-Grundsatzgesetz vorgegeben sind, sollen nur bei der
Bemessung von Leistungen der sogenannten offenen Sozialhilfe (allgemeiner
Lebensunterhalt und Befriedigung des Wohnbedarfs) gelten. Demgegentiber ist es
zweckmaRBiger, bei den im grundsatzfreien Raum gewdhrten Unterstiitzungsleistungen bei
Krankheit, Schwangerschaft und Entbindung (§ 12 SLG), in besonderen Lebenslagen (§ 13



SLG) sowie im Todesfall (§ 14 SLG) eine Verordnungsermachtigung fiir die Landesregierung
nach § 26 SLG vorzusehen, gegebenenfalls eigene Ausnahmen von der Beriicksichtigung des
Vermogens festzulegen (siehe dazu auch die Erlduterungen zu lit. d). Dies vor dem
Hintergrund, dass hier abhangig von der jeweiligen Unterstiitzungsleistung und deren Zweck
das Vermégen ohne einschrankende Ausnahmen beriicksichtigt werden soll (z.B. bei
Unterstiitzungsleistungen im Todesfall), umgekehrt in anderen Fillen wiederum uber § 8
Abs. 5 SLG hinausgehende Ausnahmen von der Beriicksichtigung von Vermoégen vorgesehen
werden sollen (z.B. in bestimmten Fallen von Unterstiitzungsleistungen in besonderen
Lebenslagen).

Zu lit. ¢)

Bei Aufwendungen fiir zusdtzliche Bedarfe zur Absicherung des allgemeinen
Lebensunterhaltes oder zur Abdeckung auBerordentlicher Kosten des Wohnbedarfs (§ 11
SLG) hat die hilfsbediirftige Person ihr verwertbares Vermogen ohne Freibetrag einzusetzen,
da es sich bei den Leistungen nach § 11 SLG um Zusatzleistungen in besonderen Hartefallen
handelt. Dies entspricht auch im Wesentlichen der bisherigen Rechtslage, wonach die
grundsatzlich ausgenommenen Ersparnisse bis zu 4.200 Euro bei der Gewdhrung von
Sonderbedarfen (diese stellen nunmehr Zusatzleistungen in Hartefdllen dar) einzusetzen
waren (§9 Abs.4 lit.d Mindestsicherungsverordnung). Bei Zusatzleistungen zur
Vermeidung besonderer Hartefélle (z.B. Kaution fiir eine Wohnung, Kosten fiir notwendige
groBe Haushaltsgeridte, etc.) handelt es sich nicht um zwingend vorzusehende Leistungen
nach dem Sozialhilfe-Grundsatzgesetz, sondern steht es dem Ausfiihrungsgesetzgeber frei,
solche zusatzlichen Leistungen vorzusehen. Aus diesem Grund besteht in diesem
%usan;menhang auch keine Verpflichtung, ein bestimmtes verwertbares Vermogen
reizulassen.

Zu lit. d)

Die Landesregierung kann mit Verordnung nach § 26 SLG festlegen, inwieweit eigene Mittel
und Leistungen Dritter — unbeschadet des § 8 Abs. 1,2 und 4 SLG, diese Bestimmungen
sollen auch hier gelten — bei der Bemessung von Unterstiitzungsleistungen bei Krankheit,
Schwangerschaft und Entbindung (§ 12 SLG), in besonderen Lebenslagen (§ 13 SLG) und im
Todesfall (§ 14 SLG) nicht zu beriicksichtigen sind. Dies vor dem Hintergrund, dass hier
abhangig von der jeweiligen Unterstiitzungsleistung und deren Zweck iiber §8 SLG
hinausgehende Ausnahmen von der Beriicksichtigung von eigenen Mitteln bzw. Vermogen
vorgesehen werden sollen, umgekehrt in anderen Fillen wiederum keine bzw. nur
eingeschrankte Ausnahmen zur Anwendung kommen sollen.

Zu den lit. e) und f)

Der § 26 lit. a SLG korrespondiert mit den Verordnungsermachtigungen gemal} § 8 Abs. 3, 4
und 6 SLG. Aufgrund der Integration der Verordnungsermachtigung nach § 8 Abs. 4 SLG in
§ 26 lit. a SLG kann der § 26 lit. b SLG entfallen, die bisherigen lit. ¢, d und e sind in der Folge
als lit. b, c und d zu bezeichnen.

Zu lit. g)

Offentliche Mittel zur Deckung des Pflegeaufwandes sollen nicht nur im Falle der
Unterbringung in stationdren Pflegeeinrichtungen, sondern auch in anderen stationdren
Einrichtungen (z.B. stationdren Wohnungsloseneinrichtungen) als Leistungen Dritter
beriicksichtigt werden.

Zu lit. h)

Die Einschrankung dient der Klarstellung, dass entsprechend der mit den
Kostenersatzpflichten korrespondierenden Bestimmung des §40 Abs.1 lit.a SLG
(Ausnahme von der Beriicksichtigung von eigenen Mitteln und Leistungen Dritter) nur das
Vermogen von hilfsbediirftigen Personen im Falle der Unterbringung in einer stationaren
Pflegeeinrichtung hinsichtlich Sachleistungen nach §37 Abs.1 SLG dem ,Verbot des
Vermogensregresses” unterliegt. Bei Unterbringung in anderen stationdren Einrichtungen
(z.B. in stationdren Wohnungsloseneinrichtungen) soll das Vermogen von hilfsbediirftigen
Personen hingegen berilicksichtigt werden, dies gilt auch hinsichtlich der
Kostenersatzpflichten.




Zu lit. i)

Bei der Bemessung von Leistungen der Sozialhilfe sind auch das verwertbare ausldndische
Vermoégen und Einkommen zu beriicksichtigen. Es kommt vor, dass die Behorde fiir die
Feststellung der Anspruchsberechtigung einer hilfesuchenden Person die Mitwirkung der
osterreichischen Vertretungsbehorden im Ausland bendtigt, um Erhebungen iiber
auslandisches Einkommen (z.B. eine Pension) bzw. Vermogen anstellen zu kdnnen.

Zu lit. j)

Die Umsetzung des neuen Sozialleistungsgesetzes macht eine gréBere Adaptierung des
Sozialleistungssystems durch die Notwendigkeit von EDV-Umstellungen und auch
entsprechender Schulungen erforderlich. Bedingt durch die aktuellen Entwicklungen im
Zusammenhang mit dem Coronavirus und die damit verbundene Zusatzbelastung fiir die
Verwaltung stehen dem Vollzug derzeit jedoch keine ausreichenden personellen Ressourcen
dafiir zur Verfiigung. Aus diesem Grund wird das urspriinglich vorgesehene Inkrafttreten
zum 1. Janner 2021 um drei Monate auf den 1. April 2021 nach hinten verschoben, um die
erforderliche Umstellung des Sozialleistungssystems bis zum Inkrafttreten des neuen
Sozialleistungsgesetzes gewahrleisten zu kénnen.

Zu lit. k)

Die Anderung dient der Berichtigung eines redaktionellen Versehens.

Zulit. 1)

Die Ubergangsbestimmung des § 73 Abs. 8 fiir das Jahr 2021 ist aufgrund der Verschiebung
des Inkrafttretens des Sozialleistungsgesetzes auf den 1. April 2021 erforderlich; § 61 Abs. 4
vorletzter Satz sieht namlich die erste Vorschusszahlung der Gemeinden bereits bis 31. Marz
des Beitragsjahres vor. Gemeinden, die nach der bisher geltenden Rechtslage bereits
Vorschiisse in der Hohe eines Sechstels des zu erwartenden Beitragsanteiles fiir das erste
Quartal bis zum 31. Marz 2021 {iberwiesen haben (§ 25 Abs. 5 MSG), haben daher nurmehr
die Differenz auf das nunmehr bis zum 30. April 2021 zu {iberweisende Viertel des zu
erwartenden Beitragsanteiles zu liberweisen.

Zu den lit. m), n), 0), p), r), s) und t)

Die Inkrafttretensbestimmungen im Hinblick auf die im Zusammenhang mit dem neuen
Sozialleistungsgesetz erfolgten Anpassungen im Landesumlagegesetz,
Wohnbauférderungsgesetz, Spitalgesetz, Pflegeheimgesetz, Chancengesetz, Kinder- und
Jugendhilfegesetz sowie im Familienférderungsgesetz sind aufgrund des neuen Datums des
Inkrafttretens des Sozialleistungsgesetzes zum 1. April 2021 erforderlich.

Zulit. q)

Im Rahmen der Vollziehung des Chancengesetzes ist auch die Verarbeitung
personenbezogener Daten der hilfesuchenden bzw. hilfsbediirftigen Person zur Betreuungs-
und Pflegebediirftigkeit notwendig.

Dieses Dokument ist amtssigniert im Sinne des E-Government-Gesetzes.

BERGER ) - " ) )
Q}?-" M""ae Mechanismen zur Uberpriifung des elektronischen Dokuments sind unter

kY “‘% https://www.signaturpruefung.gv.at/ verfigbar.
& @
& o Ausdrucke des Dokuments kénnen beim
= =
Z & Amt der Vorarlberger Landesregierung
@ Landhaus
AMTSSIGNATUR A-6901 Bregenz

E-Mail: land@vorarlberg.at
Uberprift werden.




	1 Beilage_88_2020_-_Teil_A
	Gesetz über Sozialleistungen für hilfsbedürftige Personen – Sammelgesetz
	Artikel I

	Gesetz über Sozialleistungen für hilfsbedürftige Personen (Sozialleistungsgesetz – SLG)
	1. Abschnitt Allgemeine Bestimmungen
	2. Abschnitt Sozialhilfe
	1. Unterabschnitt Allgemeine Bestimmungen zur Sozialhilfe
	2. Unterabschnitt Voraussetzungen für Leistungen der Sozialhilfe
	3. Unterabschnitt Leistungen der Sozialhilfe
	4. Unterabschnitt Verfahren
	5. Unterabschnitt Verordnung der Landesregierung
	3. Abschnitt Grundversorgung
	1. Unterabschnitt Voraussetzungen für Leistungen der Grundversorgung
	2. Unterabschnitt Leistungen der Grundversorgung
	3. Unterabschnitt Verfahren
	4. Abschnitt Unterbringung in stationären Einrichtungen
	1. Unterabschnitt Allgemeine Bestimmungen zu den Leistungen bei Unterbringung in stationären Einrichtungen
	2. Unterabschnitt Voraussetzungen für Leistungen bei Unterbringung in stationären Einrichtungen
	3. Unterabschnitt Leistungen bei Unterbringung in stationären Einrichtungen
	4. Unterabschnitt Verfahren
	5. Unterabschnitt Verordnung der Landesregierung
	5. Abschnitt Organisation
	1. Unterabschnitt Allgemeines zur Organisation
	2. Unterabschnitt Sozialfonds
	6. Abschnitt Schlussbestimmungen
	Artikel II
	1. Im § 3 Abs. 2 wird die Wortfolge „durch die Heranziehung folgender Beträge“ durch die Wortfolge „ , mit Ausnahme des Betrages nach lit. a, unter Heranziehung der Beträge der Finanzierungsrechnung“ ersetzt, nach dem Wort „ermittelt“ der Doppelpunkt ...
	2. Der § 5 lautet:
	Artikel III
	Im § 20 Abs. 1 wird im ersten Satz nach dem Wort „werden“ der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und die Wortfolge „davon ausgenommen ist die Abtretung zur Sicherung von Ansprüchen durch die in Vorleistung getretene Sozialhilfebehörde.“ eingefügt s...
	Artikel IV
	1. Im Art. I § 49 Abs. 4 wird die Wortfolge „der Mindestsicherung“ durch den Ausdruck „des Sozialfonds (5. Abschnitt 2. Unterabschnitt des Sozialleistungsgesetzes)“ ersetzt.
	2. Im Art. I § 57 Abs. 6 wird das Wort „Mindestsicherung“ durch die Wortfolge „Sozialleistungen für hilfsbedürftige Personen“ ersetzt.
	3. In der Überschrift des Art. I § 58 wird das Wort „Mindestsicherungsträger“ durch die Wortfolge „Träger der Sozialleistungen“ ersetzt.
	4. Im Art. I § 58 Abs. 1 und 2 wird jeweils das Wort „Mindestsicherung“ durch die Wortfolge „Sozialleistungen für hilfsbedürftige Personen“ ersetzt.
	5. Im Art. I § 88 Abs. 1 wird der Ausdruck „§ 10 des Mindestsicherungsgesetzes“ durch den Ausdruck „§ 22 des Sozialleistungsgesetzes“ ersetzt.
	Artikel V
	Im § 9 Abs. 2 lit. c wird das Wort „Mindestsicherungsleistungen“ durch das Wort „Sozialleistungen“ ersetzt.
	Artikel VI
	1. Der § 10 lautet:
	2. Der § 12 lautet:
	3. Im § 13 Abs. 3 wird die Wortfolge „des Mindestsicherungsgesetzes“ durch den Ausdruck „2. Unterabschnitt des Sozialleistungsgesetzes“ ersetzt.
	4. Der § 14 lautet:
	Artikel VII
	1. Im § 5 Abs. 6 erster Satz entfällt nach dem Wort „Kinder“ der Bindestrich.
	2. Im § 7 Abs. 1 wird die Wortfolge „Kinder- und Jugendliche“ durch die Wortfolge „Kinder und Jugendliche“ ersetzt.
	3. Im § 29 Abs. 2 wird das Wort „Pflegekindes“ durch das Wort „Adoptivkindes“ ersetzt.
	4. Im § 33 Abs. 2 wird nach dem Ausdruck „§§ 7 Abs. 2,“ der Ausdruck „8 Abs. 9,“ eingefügt.
	5. Im § 40 Abs. 1 lit. a Z. 2 entfällt nach dem Wort „Kinder“ der Bindestrich.
	6. Der § 41 Abs. 1 lautet:
	7. Im § 43 Abs. 2 wird die Wortfolge „des Mindestsicherungsgesetzes“ durch den Ausdruck „2. Unterabschnitt des Sozialleistungsgesetzes“ ersetzt.
	8. Der § 43 Abs. 5 lautet:
	9. Im § 44 wird die Wortfolge „des Mindestsicherungsgesetzes“ durch den Ausdruck „2. Unterabschnitt des Sozialleistungsgesetzes“ ersetzt.
	Artikel VIII
	Dem § 4 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt:


	2 Beilage_88_2020_-_Teil_B
	Bericht zur Regierungsvorlage
	I. Allgemeines:
	1. Ziel und wesentlicher Inhalt:
	2. Kompetenzen:
	3. Finanzielle Auswirkungen:
	3.4.2. Entfall der Einzelfallbeiträge einzelner Gemeinden:
	4. EU-Recht:
	5. Auswirkungen auf Kinder und Jugendliche:
	6. Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens:
	II. Zu den einzelnen Bestimmungen:
	Zum Sozialleistungsgesetz (Artikel I)
	Zu § 1:
	Zu § 2:
	Zu § 3:
	Zu § 4:
	Zu § 5:
	Abs. 5:
	Zu § 6:
	Abs. 4:
	Zu § 7:
	Zu § 8:
	Zu § 9:
	Abs. 2 lit. c:
	Zu § 10:
	Zu § 11:
	Zu § 12:
	Zu § 13:
	Zu § 14:
	Zu § 15:
	Abs. 1 und 2:
	Zu § 16:
	Abs. 1:
	Abs. 2 und 3:
	Abs. 4:
	Zu § 17:
	Zu § 18:
	Abs. 1:
	Zu § 19:
	Zu § 20:
	Zu § 27:
	Zu § 33:
	Zu § 39:
	Zu § 40:
	Abs. 1, 2 und 4:
	Zum Gesetz über eine Änderung des Wohnbauförderungsgesetzes (Artikel III)
	Zu § 20 Abs. 1:
	Zum Gesetz über eine Änderung des Spitalgesetzes (Artikel IV)
	Zu den §§ 49 Abs. 4, 57 Abs. 6, 58 und 88 Abs. 1:
	Zum Gesetz über eine Änderung des Pflegeheimgesetzes (Artikel V)
	Zu § 9 Abs. 2:
	Zum Gesetz über eine Änderung des Chancengesetzes (Artikel VI)
	Zu § 10:
	Zu § 12:
	Zu den §§ 13 Abs. 3 und 14:
	Zum Gesetz über eine Änderung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (Artikel VII)
	Zu den §§ 5 Abs. 6, 7 Abs. 1, 40 Abs. 1 lit. a Z. 2 sowie 41 Abs. 2:
	Zu § 29 Abs. 2:
	Zu § 33 Abs. 2:
	Zu den §§ 43 Abs. 3 und 5 sowie 44:
	Zum Gesetz über eine Änderung des Familienförderungsgesetzes (Artikel VIII)
	Zu § 4 Abs. 4:


	ADP8476.tmp
	Begründung:
	Zu lit. a)
	Zu lit. b)
	Zu lit. c)
	Zu lit. d)
	Zu den lit. e) und f)
	Zu lit. g)
	Zu lit. h)
	Zu lit.  i)
	Zu lit.  j)
	Zu lit. k)
	Zu lit. l)
	Zu den lit. m), n), o), p), r), s) und t)
	Zu lit. q)


		2025-02-04T09:21:39+0100
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




